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IV. 

NIEDERÖSTERREICH 


Der  vornehme  Bau,  den  die  niederösterreichischen  Stände 
(1837 — 1846)  in  unmittelbarer  Nähe  des  Regierungs- 
gebäudes  hatten  erstehen  lassen^),  war  das  erste  sichtbare 
Zeichen  ihres  neuerwachten  Selbstgefühls.  Das  Volk  sollte 
gleichsam  an  das  Dasein  von  Männern  erinnert  werden, 
die  sich  als  die  natürlichen  Vertreter  seiner  Interessen  an- 
sahen. In  der  Tat  erkannte  ein  großer  Teil  der  Landtags- 
mitglieder,  Doblhoff  an  der  Spitze,  schon  seit  geraumer 
Zeit  die  Unhaltbarkeit  feudaler  Einrichtungen, 

Die  josefinische  Steuer-  und  Urbarialregulierung  gipfelte 
in  der  zwangsweisen  Ablösung  der  untertänigen  Leistungen; 
der  Bauer  hatte  daher  gehofft,  daß  man  alle  Tasten,  ins- 
besondere Zehent  und  Robot  aufheben  werde.  Dieser 
Wahn  blieb  selbst  dann  noch  lebendig,  als  nach  dem  Tod 
des  Volkskaisers  der  Widerruf  der  Reform  erfolgte  und 
wie  früher  bloß  Naturalrobot  und  Freikauf  gestattet  waren. 
Da  sprachen  die  Stände  ihre  Bereitwilligkeit  aus,  über  ihre 
Urbarial-  und  Zehentbezüge  Fassionen  zu  legen,  welche  die 
Grundlage  eines  Ausgleichs  zwischen  Berechtigten  und 
Verpflichteten  bilden  sollten;  es  fanden  langwierige  Vor- 
arbeiten statt,  die  schließlich  zum  stabilen  Kataster  führ- 
ten"-), den  Bauer  jedoch  zu  der  Annahme  verleiteten,  daß 
er  nun  endlich  der  verhaßten  Dienste  ledig  sei.  Die  Ur- 
barialleistungen  wurden  verweigert  und  trotz  wiederholtem 
Drängen  der  ständischen  Körperschaft  erklärte  die  Regie- 
rung nicht,  daß  sie  auch  weiter  in  Kraft  bestünden. 

Der  Landtag  von  1835  nahm  daher  einen  bewegten 
Verlauf.  Er  zeigt  das  erste  Stadium  der  Entwicklung:  die 
Stände  wollen  die  Gerechtsame  der  Dominien  wahren  und 
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beschließen  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Prüfung- 
ihrer  Gravamina;  sie  erstatten  Reformvorschläge  und 
meinen,  daß  die  Ablösung  der  Grundlasten  wohl  das 
beste  Mittel  wäre,  die  Urbarialverhältnisse  zu  regeln;  sie 
machen  das  Recht  des  Beirates  geltend,  das  Leopold  II. 
ihnen  zugestanden  hatte,  ^j  Die  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Grundzüge  der  Bewegung,  die  sich  in  den  vier, 
ziger  Jahren  offenbarte,  waren  sonach  bereits  gegeben.^) 

Die  Beratung  des  stabilen  Katasters  im  Landtag  von 
1843  veranlaßte  die  Männer  der  liberalen  Richtung  zu 
einem  neuen  Vorstoß.  Die  Stände  unterzogen  die  Fatie- 
rungsnormen  als  völlig  ungenügend  einer  herben  Kritik'); 
denn  sie  fürchteten,  daß  die  Besteuerung  der  Urbarial- 
einkünfte  in  keinem  richtigen  Verhältnis  zum  wirklichen 
Ertrag  stehen  werde.  Der  Kaiser  wurde  infolgedessen 
um  die  vorläufige  Einstellung  der  Bekenntnisse  und  um  die 
Weisung  an  die  Behörden  ersucht,  sich  mit  den  Ständen 
über  eine  gleichmäßige  Besteuerung  ins  Einvernehmen  zu 
setzen.^)  Die  liberale  Partei  verhielt  sich  ablehnend;  sie 
glaubte  nicht,  daß  man  durch  eine  Umarbeitung  der  Fas- 
sionen die  vielfachen  Schwierigkeiten  und  Widersprüche 
überbrücken  könnte,  deren  eigentliche  Ursache  in  ver- 
alteten Urbarialschuldigkeiten  liege.  Diese  sollten  aufge- 
hoben werden,  und  so  regten  die  Stimmführer  der  Linken") 
den  Gedanken  an,  Zehent  und  Robot  zunächst  freiwillig, 
nach  fünf  Jahren  jedoch  zwangsweise  abzulösen ;  sie  emp- 
fahlen Grundabtretung,  Kapitalsentschädigung,  Umtausch 
von  Servituten  als  JVIittel  zum  Zweck  und  schließlich  die 
Errichtung  einer  ständischen  Hypothekenbank,  die  den 
Rustikalisten  die  nötigen  Gelder  vorzustrecken  hätte. 
Dieser  Plan  fand  keineswegs  ungeteilten  Beifall.  Die  Mehr- 
heit verwarf  jede  Zwangsmaßregel,  spaltete  sich  aber  hin- 
sichtlich der  Frage,  ob  nicht  schon  derzeit  um  eine  ge- 
setzliche und  administrative  Erleichterung  freiwilliger  Ver- 
einbarungen ersucht,  oder  die  ganze  Angelegenheit  bis  zur 
Richtigstellung    der    Steuerbekenntnisse     vertagt     werden 


sollte.  Nach  langen  Debatten^)  einigte  man  sich  in  dem 
Beschluß,  dem  Kaiser  in  einer  zweiten  Diätalschrift  die 
Bereitwilligkeit  der  Stände  zur  Ablösung  der  Roboten  und 
Zehentrechte  zu  erklären  und  ihn  zu  bitten,  daß  die  staat- 
lichen Behörden  die  Durchführung  erleichtern  und  —  im 
Einvernehmen  mit  den  Ständen  vorgehen  mögen.")  Denn 
die  Unbeliebtheit  und  Erfolglosigkeit  der  österreichischen 
Agrarpolitik  wurden  insbesondere  darauf  zurückgeführt, 
daß  man  eine  so  wichtige  Sache  ohne  die  Mitwirkung  der 
Stände  in  Angriff  genommen  hatte.  ^^) 

Die  Hofkanzlei  begrüßte  die  Eingabe  des  niederöster- 
reichischen Landtags  als  »ein  für  die  Regierung  nur  sehr 
erfreuliches  und  wichtiges  Ereignis,  das  von  der  Staats- 
verwaltung nicht  unbeachtet  und  ungenützt  gelassen  werden 
sollte«.  Indem  sie  diese  Eingabe  auf  das  wärmste  befür- 
wortete, faßte  sie  auch  die  Möglichkeit  einer  späteren 
Zwangsmaßregel  ins  Auge,  i^)  Anders  dachte  der  staats- 
rätliche Referent,  Baron  Buol,  der  mit  dem  Hinweis  auf 
eine  Resolution  des  Kaisers  Franz  ^^^  die  Regierung  an 
ihre  Pflicht  erinnerte,  bestehende  Rechte  zu  schützen;  er 
widerriet  daher  jeden  zwangsgesetzlichen  Eingriff  und 
redete  bloß  einer  freiwilligen  Ablösung  das  Wort,  knüpfte 
aber  an  die  Umwandlung  der  Naturaldienste  in  Geldzins 
keinerlei  Erwartungen;  er  wendete  nichts  gegen  den  Vor- 
schlag der  Hofkanzlei  ein,  die  politischen  Behörden  mit 
den  Ständen  verhandeln  zu  lassen.  ^^^  Staatsrat  Weiß  hielt 
jedoch  eine  unverzügliche  Resolution  für  sehr  bedenklich: 
der  Bauer  könnte  sonst  vermuten,  es  sei  die  Zeit  der  so 
lang  ersehnten  Aufhebung  sämtlicher  Urbariallasten  nun 
endlich  gekommen  und  der  Grundherr  wolle  noch  rasch 
Zehent  und  Robot  ablösen,  um  einige  Vorteile  zu  ergattern. 
Weiß  vertrat  die  merkwürdige  Ansicht,  daß  in  Reform- 
fragen so  aufreizender  Art  die  Regierung  sich  niemals  an 
die  Spitze  der  Bewegung  stellen,  sondern  lediglich  die 
Schritte  der  Beteiligten  überwachen  und  leiten  sollte ; 
übrigens  müßte    die  ständische  Körperschaft,    die  sich  nur 


im  allgemeinen  geäußert  habe,  deutlich  erklären,  welche 
Änderungen  der  betreffenden  Vorschriften  und  welche 
neuen  Maßregeln  sie  eigentlich  wünsche,  i^)  Diese  Auf- 
forderung bildete  den  wesentlichen  Inhalt  des  Resolutions- 
entwurfs, der  dem  Kaiser  im  Mai  1844  unterbreitet  wurde.  ^•^) 
Das  Patent  vom  1.  September  1798,  wonach  privatrechtliche 
Verpflichtungen  abgelöst  werden  durften,  blieb  allerdings 
in  Kraft;  die  gesetzliche  Erleichterung  aber,  die  es  verhieß, 
war  in  weite  Ferne  gerückt. 

Die  Bitte  um  Einstellung  der  Fassionen  erfuhr  kein 
besseres  Schicksal.  Früher  hatten  die  Stände  dieselbe 
Steuermaßregel  als  das  einzige  Mittel  eines  gerechten  Aus- 
gleichs zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  hinge- 
stellt; nun  sahen  sie  darin  eine  Schädigung  der  grund- 
und  zehentrechtlichen  Interessen,  obwohl  sich  die  von  ihnen 
selbst  empfohlenen  Grundsätze  berücksichtigt  fanden.^'') 
Man  sollte  also,  und  zwar  bloß  deshalb  zum  Rückzug 
blasen,  weil  die  Stände  anderen  Sinns  geworden  waren? 
Hofkanzlei  und  Staatsrat  erklärten  sich  einstimmig  da- 
gegen; beide  hielten  die  Bedenken  der  Stände  für  ebenso 
unbegründet  wie  verfrüht.  Das  Ergebnis  der  individuellen 
Fatierung  abwarten,  es  dann  den  Ständen  zu  weiterer 
Äußerung  mitteilen  und  darüber  das  neuerliche  Gutachten 
der  Behörden  einholen  —  in  diesem  Sinne  lautete  der 
Resolutionsentwurf  vom  April  1844,  den  aber  der  Kaiser 
erst  im  Juni  des  nächsten  Jahres  genehmigte.  ^") 

Der  Fluch  der  liberalen  Ideen  haftete  nun  einmal  auf 
der  Urbarialfrage  —  deshalb  das  neuerliche  Hinausschieben 
ihrer  Erledigung.  Im  übrigen  hieß  es  von  den  niederöster- 
reichischen Ständen,  daß  auch  sie  die  Grenzen  ihrer  Wirk- 
samkeit zu  überschreiten  suchten;  denn  sie  hatten  den 
üblichen  Geschäftsgang  nicht  eingehalten  1^)  und  es  war 
von  einem  Mitglied  der  Herrenkurie  behauptet  worden, 
daß  ihnen  nebst  dem  Rechte,  die  Postulate  zu  bewilligen, 
auch  das  der  Verweigerung  gebühre.  •^)  Derartige  »tumul- 
tuarische«    Äußerungen-*^)     steigerten     den    Argwohn    der 


Minister  und  so  kam  es,  daß  der  Wunsch  der  Stände  nach 
einem  kräftig-en  Landtagsreglement  nur  neuen  Verdacht 
erregte. 

Weder  die  Instruktion  für  das  Verordnetenkollegium 
und  den  Ausschuß  (1791),  noch  das  Hofdekret  Maria  There- 
sias (1764)  enthielt  bestimmte  Vorschriften'-'^);  die  Geschäfts- 
ordnung fußte  lediglich  auf  Gewohnheit  und  Herkommen  — 
es  gab  keine  Statuten,  wie  alle  landesfürstlichen  Kollegien, 
öffentliche  Körperschaften  und  die  meisten  Privatvereine 
sie  besaßen.  Die  Stände  betrauten  daher  eine  aus  ihrer 
Mitte  gewählte  Kommission  mit  der  Abfassung  einer  ge- 
schriebenen Norm.  2'^)  Der  Entwurf  erfuhr  jedoch  vielfache 
Streichungen,  heftig  prallten  die  Gegensätze  aneinander 
und  so  zeigte  es  sich,  mit  welchen  Schwierigkeiten  die 
liberale  Partei  »bei  ihren  ersten  Gehversuchen  im  Landhaus 
selbst«  zu  kämpfen  hatte. 2^) 

Das  neue  Reglement  zerfiel  in  zwei  Teile  2^)  und  um- 
faßte fünfundfünfzig  Paragraphe,  von  denen  die  wichtigsten 
folgendes  betrafen:  Zwischen-  und  Dringlichkeitsanträge; 
Einberufung  ordentlicher  und  außerordentlicher  Versamm- 
lungen durch  den  Landmarschall  oder  dessen  Vertreter; 
Vervielfältigung  und  Authentisierung  der  Protokolle;  Fest- 
setzung des  Stimmverhältnisses  in  Fragen  über  das  Auf- 
geben oder  die  Abänderung  ständischer  Privilegien; 
Petitionsrecht,  Deputationen  und  Beirat.  Die  Stände,  ins- 
besondere die  zwei  oberen,  wollten  unleugbar"  eine  festere 
Stellung  gegenüber  der  Regierung  und  deren  Organ,  dem 
Landmarschall,  erringen,  ja  sogar  das  Stimmverhältnis  der- 
art regeln,  daß  in  gewissen  Fällen  das  Votum  der  Minori- 
tät und  der  begüterten  Ständemitglieder  zu  größerer  Gel- 
tung als  bisher  gelange-^);  sie  verwiesen  auf  Rechte,  die 
mit  einer  Geschäftsordnung  gar  nichts  zu  tun  hatten,  und 
ließen  anderseits  zeitgemäße  Fragen  unberücksichtigt,  wie 
die  einer  würdigeren  Vertretung  der  Reichshauptstadt. 

Die  Hofkanzlei  konnte  sich  schwerer  Besorgnisse  nicht 
erwehren;    sie    nahm  Änderungen    vor    und  strich,    bis   sie 


schließlich  selber  sagen  mußte,  daß  den  Ständen  damit  in 
keiner  Weise  gedient  wäre.  Die  Verhandlungen  sollten  sich 
gründlich  und  leidenschaftslos,  ruhig  und  umsichtig,  ohne 
störende  Zwischenfalle  abwickeln;  dies  war  als  der  Haupt- 
zweck des  neuen  Reglements  hingestellt  worden  und  da 
meinte  die  Hofkanzlei  nicht  ohne  Ironie,  daß  man  eines 
solchen  überhaupt  nicht  bedürfe:  die  Stände  hegten  ja  die 
löblichsten  Absichten  und  das  Präsidium  w^ürde  gewiß  in 
der  loyalen  Majorität  den  besten  Bundesgenossen  gegen 
einzelne  Ruhestörer  finden.  Sie  empfahl  also  die  Ab- 
lehnung der  ständischen  Bitte,  wogegen  zwei  Stimmen-^) 
die  Annahme  des  umgearbeiteten  Entwurfs  befürworteten. 
Im  Staatsrat  pflichtete  der  erste  Referent"-")  dem  Vo- 
tum der  Minorität,  der  zweite-^)  dem  der  Mehrheit  bei, 
weshalb  Hartig  eine  mündliche  Sektionsberatung  anord- 
nete; sie  fand  am  24.  Februar  1845  unter  seinem  Vorsitz 
statt.  Einhellig  wurde  erklärt,  daß  den  Ständen  das  Regle- 
ment nur  als  Vorwand  diene,  um  eine  Revision  ihrer 
Landesverfassung  durchzusetzen  und  »sonach  statt  des  ur- 
alten Herkommens  eine  neue  und  anders  gestellte  lex 
scripta  zu  erhalten«.  Hartig  fürchtete  nun,  daß  auch  die 
übrigen  Provinzen  »eine  Art  von  Charte«  beanspruchen 
könnten-^),  wenn  sich  die  Regierung  nicht  gleich  anfangs 
klug  erwiese.  Seinem  Antrag  gemäß  wurden  sämtliche 
Paragraphe  gewissenhaft  durchgesiebt,  bis  schließlich  bloß 
fünfundzwanzig  übrig  blieben,  die  gar  nichts  Verfängliches 
erkennen  ließen.  Noch  stritt  man  über  die  Frage,  ob  auch 
diese  zusammengestutzte  Ordnung  nicht  staatsgefährlich 
sei;  denn  Hofrat  Weiß  sah  durch  sie  den  Einfluß  des  Land- 
marschalls geschmälert.  »Die  Stände  der  österreichischen 
Länder  —  so  bemerkte  er  zugleich  —  bedurften  bisher 
keiner  konstitutionellen  Kammerreglements,  auch  jetzt  ist 
es  nicht  notwendig,  damit  den  Anfang  in  Niederöster- 
reich zu  machen.  <  Da  jedoch  Graf  Hartig,  allerdings  nur 
widerstrebend,  für  die  Hinausgabe  einer  Norm  eintrat, 
so    wurde    beschlossen    und    verfügt,    daß    die    Hofkanzlei 


die  umstilisierten  Paragraphe  —  nochmals  überprüfen 
sollte.  30) 

Wie  sehr  unterschieden  sich  die  Statuten,  die  dem 
Kaiser  am  i8.  August  1845  vorgelegt  wurden  2^),  von  dem 
ursprünglichen  Entwurf:  sie  galten  bloß  für  die  ständischen 
Versammlungen  im  engeren  Sinn,  nicht  aber  für  den  Land- 
tag, und  erstreckten  sich  lediglich  auf  die  formelle  Geschäfts- 
behandlung. Es  fand  sich  alles  gestrichen,  was  die  Landes- 
verfassung, die  ständische  Prärogative,  das  Erfordernis  der 
qualifizierten  Majorität  und  die  Dauer  der  Verhandlungen 
betraf.  ^2)  Auch  die  Vervielfältigung  und  Authentisierung 
der  Protokolle  wurde  nicht  genehmigt.  Denn  man  wollte 
alles  vermeiden,  was  einen  unliebsamen  Streit  der  Stände 
mit  der  Zensur  und  hämische  Artikel  in  den  ausländischen 
Blättern  zur  Folge  haben  konnte;  war  doch  die  Regierung 
in  den  ständischen  Versammlungen  nicht  vertreten  und  ihr 
daher  die  Möglichkeit  genommen,  Äußerungen  einzelner 
Mitglieder  oder  die  Protokolle  selbst  zu  berichtigen;  durch 
deren  Authentisierung  aber  wäre  den  Ständen  das  Recht 
eingeräumt  worden,  das  Landtagspräsidium  zu  kontrol- 
lieren —  und  da  genügte  schon  der  Hinweis  auf  die  unga- 
rischen Verhältnisse,  um  auch  diese  Forderung  abzulehnen.  ^3) 
Nur  weniges  war  unbeanstandet  geblieben,  so  der  Para- 
graph, der  es  jedermann  freistellte  —  auf  das  Wort  zu  ver- 
zichten. 

Am  10.  März  1846  erfloß  die  kaiserliche  Resolution  3^), 
in  der  es  ausdrücklich  hieß,  daß  der  Monarch  keine  wie 
immer  geartete  Verfassungsänderung  vornehmen,  sondern 
die  Prärogative  der  vStände  jederzeit  aufrecht  erhalten 
wolle.  Mochten  diese  in  ihrem  »Dankschreiben«  immerhin 
versichern,  daß  ihnen  der  Gedanke  einer  Erweiterung 
ihres  Wirkungskreises  fern  gelegen  sei-*^),  die  Minister 
blieben  nun  einmal  vom  Gegenteil  überzeugt. 

Die  Stände  hatten  im  September  1843  auch  die  Aus- 
arbeitung einer  neuen  Wahlordnung  beschlossen.  Sie  waren 
eigentlich  der  Verpflichtung  enthoben,    um    die  kaiserliche 


Sanktion  anzusuchen,  und  brauchten  die  Wahl  ihrer  Ver- 
ordneten und  Ausschui3räte  ledigUch  zur  allerhöchsten 
Kenntnis  zu  bringen  —  vorausgesetzt  jedoch,  daß  nichts 
Verfassungswidriges  geschah  und  tüchtige  Männer  Berück- 
sichtigung fanden.  ^^)  Die  Hofkanzlei  prüfte  daher  den 
Entwurf^")  auf  das  genaueste  und  da  zeigte  es  sich,  daß 
einige  Paragraphe  keineswegs  als  einwandfrei  gelten  konnten. 
Denn  es  sollten  danach  dem  VerordnetenkoUegium  nur 
»wohlbegüterte«,  also  von  der  Regierung  unabhängige 
Männer  angehören  und  die  Stände  in  ihrer  Gesamtheit  das 
Recht  der  Dispenserteilung  ausüben. ^S)  Die  Hofkanzlei 
stellte  den  Antrag,  diese  Bestimmungen  zu  streichen: 
Fähigkeiten  und  Kenntnisse  müßten  weit  mehr  als  der 
bloße  Grundbesitz  in  die  Wagschale  fallen  und  es  wäre  un- 
billig, einzelne  Glieder  der  ständischen  Körperschaft,  ins- 
besondere die  Ritter,  den  zwei  anderen  gleichsam  unter- 
zuordnen. Sie  empfahl  übrigens  die  Herausgabe  eines 
zeitgemäßen  Reglements,  da  auch  sie  die  Unzulänglichkeit 
der  alten  Vorschriften  •''')  erkannte,  Pillersdorff  hielt  es  hin- 
gegen für  das  gute  Recht  der  Stände,  sich  selbst  in  ihrer 
Wahl  zu  beschränken  und  so  befürwortete  er  die  Annahme 
des  Entwurfs;  dasselbe  tat  der  Oberste  Kanzler  und  die 
Entscheidung  hing  nun  von  dem  Votum  des  Staats- 
rates ab. 

Buol  erklärte,  daß  es  sich  um  eine  innere  Angelegen- 
heit der  Stände  handle,  wobei  man  nur  ungesetzliche 
Neuerungen,  nicht  aber  der  Verfassung  entsprechende 
Änderungen  unklarer  oder  lückenhafter  Vorschriften  hint- 
anhalten dürfe;  er  teilte  daher  weder  die  Ansicht  der 
beiden  Kanzler,  noch  insofern  die  Bedenken  der  Mehrheit, 
als  ihm  die  für  die  Herren  und  Ritter  festgesetzten  Er- 
fordernisse der  Wahlfähigkeit  völlig  gerechtfertigt  er- 
schienen.^^) Buol  bemängelte  jedoch,  gleich  der  Hofkanzlei, 
die  Paragraphe,  worin  sich  die  Stände  das  Recht  vorbe- 
hielten, Ausnahmen  von  der  Wahlordnung  zuzulassen;  er 
sah  darin    einen  verfassungswidrigen  Vorgang    und  meinte 
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ferner,  dal3  die  Dispenserteilung-  einzig  und  allein  Sache 
des  Kaisers  sei.  Graf  Kolowrat  pflichtete  ihm  bei^^)  und 
so  wurde,  am  6.  März  1847,  der  staatsrätliche  Resolutions- 
entwurf genehmigt.^-) 

Die  Stände  entgegneten,  daß  sie  lieber  alles  beim  alten 
belassen,  als  eines  ihrer  ältesten  Privilegien  preisgeben 
wollten. ^^)  Hofkanzlei  und  Staatsrat  verteidigten  nun  das 
Reskript  mit  denselben  Waffen,  mit  denen  jene  es  bekämpft 
hatten;  sie  widerrieten  zugleich  die  Zurückziehung  der  als 
so  notwendig  erkannten  und  schon  sanktionierten  Wahl- 
ordnung, trotz  Mahnung  einiger  Stimmen,  die  Stände  nicht 
unnützer  Weise  zu  reizen. ^^)  Da  legte  sich  Graf  Kolowrat 
ins  Mittel:  er  mißbilligte  eine  derartige  kleinliche  Bevor- 
mundung und  sagte,  daß  der  Staat  nur  im  äußersten  Falle 
eingreifen,  sonst  aber  das  korporative  Leben  nicht  lähmen 
dürfe;  er  sah  in  den  Ständen  keine  Exekutivorgane  der 
Regierung,  sondern  »eine  Gemeinde,  die  bei  ihren  Wahlen 
für  Ordnung  zu  sorgen  hat«.^^)  Kolowrat  hielt  sich  daher 
an  das  Votum  der  Minorität^^)  und  erwirkte  folgenden 
Bescheid:  es  wurde  den  Ständen  freigestellt^  ihre  Vorschläge 
fallen  zu  lassen,  aber  auch  nahe  gelegt,  daß  sie  es  eigent- 
lich gar  nicht  zu  tun  brauchten;  denn  eine  Schmälerung 
ihres  Wahlrechts  sei    gewiß   nicht  beabsichtigt  gewesen. ^^) 

So  war  der  Versuch  einer  Ausgestaltung  des  ständischen 
Instituts  kläglich  gescheitert.^*)  Regierung  und  Stände 
trugen  daran  in  gleichem  Maße  die  Schuld:  hier  irrige 
Ansichten  und  unzeitige  Empfindlichkeit,  dort  übertriebener 
Argwohn.  Diesem  zufolge  konnte  auch  das  Recht  des 
Beirats  nicht  behauptet  werden. 

Die  Hofkanzlei  hatte  die  Fassionsbestimmungen  mit 
Umgehung  des  Verordneten-Kollegiums  verfügt  und  ihm 
sogar  die  vollzogene  Tatsache  nicht  mitgeteilt.  Die  Stände 
beschwerten  sich  daher  und  stellten  das  Ersuchen,  man 
solle  sie  fortan  in  allen  das  Steuerwesen  und  überhaupt 
die  Interessen  des  Landes  betreffenden  Angelegenheiten 
zu  Rate  ziehen  und  von  den  einschlägigen  Vorschriften  in 


Kenntnis  setzen.^'')  Die  Regierung- sollte  also  jede  Maßregel 
dem  Gutachten  der  Stände  unterwerfen  und  »weitläufige 
und  aufregende  Erörterungen«  herbeiführen?  Diese  Absicht 
lag  ihr  fern.  Die  Stände  durften  lediglich  die  Steuern  um- 
legen und  einheben  tmd  »versichert«  sein,  daß  man  darüber 
ihre  Meinung  einholen  werde;  von  dem  Ermessen  der  Hof- 
kanzlei aber  mußte  es  abhängen,  ob  und  in  welchem  Aus- 
maß ihr  »Beirat«  auch  sonst  zu  beanspruchen  wäre."'^j  Die 
Regierung  schuldete  den  Ständen  seit  den  Franzosenkriegen 
noch  viele  Millionen^')  und  nun  ließ  sie  die  Patrioten,  die 
ihr  in  der  schweren  Bedrängnis  jener  Tage  so  opferwillig 
geholfen  hatten,  bloß  als  »Kollektivorgane  zur  rechtzeitigen 
Abfuhr  der  landesfürstlichen  Steuer«  gelten.^'^) 

Das  erbitterte  die  Stände.  Sie  wollten  gemeinnützig 
wirken,  den  Landmann  und  Winzer  vor  Verarmung  schützen 
und  Anstalten  ins  Leben  rufen,  die  der  Sicherung  des 
Eigentums,  der  Bildung  des  Volkes  und  dem  Aufschwung 
der  Bodenkultur  dienten.  Sie  konnten  nur  bitten,  nicht  aber 
auch  handeln;  denn  ihr  Domestikalfonds  krankte  an  einem 
Defizit,  das  sie  zur  Ohnmacht  verdammte.  Nochmals 
schilderten  die  Stände  den  Jammer  der  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  drangen  auf  Zahlung  der  Invasionsschulden; 
sie  führten  Klage  darüber,  daß  die  wichtigsten  Petitionen 
schon  jahrelang  der  Erledigung  harrten,  und  schlössen  ihre 
Eingabe  mit  folgenden  Worten :  in  ihrer  Treue  und  Unter- 
tänigkeit könnten  sie  zwar  niemals  wanken ;  ihrem  erhabenen 
Berufe  als  Stützen  des  Thrones  jedoch  vermöchten  sie  nicht 
zu  genügen,  wenn  dereinst  eine  Mahnung  an  Stände  er- 
ginge, die  ohne  höhere  Geltung  und  jedes  Selbstgefühles 
bar  zu  den  dann  nötigen  Opfern  >wohl  den  Willen,  aber 
weder  Kraft  noch  Mittel  fänden«. ^3) 

Die  Behörden  hatten  pflichtwidrig  gehandelt!  Die  Hof- 
kanzlei meinte,  man  solle  diesen  Vorwurf  ignorieren  und 
den  Ständen  bloß  antworten,  daß  ihren  Eingaben  »die  aller- 
höchste Aufmerksamkeit«  zugewendet  werde  und  die  Ent- 
scheidungen   darüber    —    je    nach  Notwendigkeit     —    »zu 
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erwarten  seien «.■^*)  Buol,  der  sich  ähnlich  äußerte,  führte 
jene  Beschuldigung  auf  die  gereizte  Stimmung  und  die 
Absicht  der  Stände  zurück,  größeren  Einfluß  im  Staatsleben 
zu  gewinnen. •^•^)  Einige  Staatsräte  beurteilten  jedoch  die 
Dinge  etwas  strenger;  sie  erwirkten  eine  kaiserliche  Reso- 
lution, gemäß  deren  die  Stände  angeben  sollten,  in  welchen 
Fällen  ihnen  »die  gebührende  Geltung«  nicht  zuteil  geworden 
sei.^*')  Kurz  vorher  hatte  der  Landmarschall  den  Ständen 
eine  »beruhigende«  Mitteilung  machen  dürfen^')  und  die 
Hofkanzlei,  die  sich  nichts  weniger  als  schuldlos  fühlte, 
Verhandlungen  über  die  dringendsten  Vorlagen  angeordnet"'*); 
bis  zur  endgültigen  Erledigung  aber  war  noch  ein  weiter 
Weg  und  sie  erfolgte,  was  die  Invasionsschulden  betraf, 
gar  erst  in  unseren  Tagen.  ■^'') 

Da  blieben  die  zwanglosen  Zusammenkünfte  einiger 
Ständemitglieder  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Dinge.  Man  pflegte  sich  seit  demSeptember  1844, 
anfangs  in  Privathäusern,  später  im  sogenannten  Lesezimmer 
regelmäßig  zu  versammeln,  erörterte  die  wichtigeren  Fragen, 
die  den  Landtag  beschäftigten,  und  äußerte  darüber  frei- 
mütig seine  Ansichten.  Graf  Kolowrat  erfuhr  von  diesen 
Konventikeln  und  zögerte  nicht,  entschieden  dagegen  zu 
protestieren.  Außerhalb  des  Landtags  waren  ja  die  Stände 
»bloß  Private«  und  einzig  und  allein  durch  das  Kollegium 
der  Verordneten  repräsentiert;  ungesetzliche  Nebenorgane 
durften  daher  nicht  geduldet  werden. 6°)  Der  Landmarschall 
mußte,  obwohl  er  hoch  und  teuer  schwur,  daß  jene  Zu- 
sammenkünfte ganz  harmloser  Natur  seien,  die  Schließung 
des  Lesezimmers  verfügen;  er  tat  es  mit  dem  Hinweis  auf 
die  Notwendigkeit,  »Mißverständnisse«  hintanzuhalten,  zog 
aber  schon  nach  wenigen  Tagen  das  Verbot  wieder  zu- 
rück.^^)  Die  Regierung  schwieg^^)  ^^d  die  Stände  konnten 
ungestört  Mittel  und  Wege  beraten,  aus  dem  Dunkel  poli- 
tischer Nichtigkeit   zu  langersehnter  Geltung  zu  gelangen. 

Das  Ergebnis  dieser  Erörterungen  waren  zwei  im 
Landtag    von   1845    beschlossene  Petitionen.    Die  eine  ent- 
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hielt  eine  Schilderung  der  traurigen  Lage  der  Dominien, 
denen  man  zahlreiche  Privilegien  teils  verkürzt,  teils  ganz 
entzogen,  dafür  aber  neue  Lasten  aufgebürdet  habe®^) ;  es  wurde 
ferner  erwähnt,  daß  sie  vielfachen  Kränkungen  von  seiten 
der  Behörden  ausgesetzt  seien,  die  Grundholden  nicht  mehr 
wie  in  früheren  Zeiten  hilfreich  unterstützen  könnten  und 
also  ihre  Autorität  einbüßten.  Die  eigentliche  Ursache  dieser 
Übel  wurde  auf  die  Vernachlässigung  der  Stände  zurück- 
geführt, die  man  nicht  als  die  berufenen  Ratgeber  der 
Regierung,  sondern  als  »nutzlose  Rentiers  und  Aussauger 
ihrer  Untertanen«  ansehe. ß^)  Die  Stände  forderten  daher 
—  dies  bildete  den  Inhalt  der  zweiten  Petition  —  ganz 
offen  Teilnahme  und  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  der 
Provinz;  sie  stellten  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob 
ihr  Beirat  gehört  werden  sollte,  allerdings  dem  Ermessen 
des  Landesfürsten  anheim,  ließen  aber  den  Grundsatz  nicht 
gelten,  »daß  die  Ausübung  eines  so  wichtigen  Vorrechts 
von  dem  alleinigen  Befunde  einer  Behörde  abhängig 
sei«.'"'')  Das  war  die  Antwort  auf  das  Hofdekret  vom  7.  Juni 
1844.66) 

Eine  Deputation  sollte  dem  Kaiser  die  beiden  Peti- 
tionen in  einer  Privataudienz  überreichen,  zu  deren  Erwir- 
kung sich  der  Landmarschall  an  den  Oberstkämmerer 
wandte;  dieser  wies  ihn  auf  den  »vorschriftsmäßigen  Weg« 
und  nun  wurde  Pillersdorf  um  seine  Vermittlung  gebeten. 
Da  aber  den  Ständen  im  März  1845  nicht  gestattet  worden 
war,  dem  Monarchen  den  Dank  des  Landes  für  die  Herab- 
setzung der  Militärdienstzeit  darzubringen  ^^j,  so  beantragte 
das  Präsidium  der  Hofkanzlei  auch  diesmal  die  Ablehnung 
ihrer  Bitte;  es  machte  außerdem  das  Bedenken  geltend, 
man  könnte  sonst  den  übrigen  Provinzen  dieselbe  Gunst 
wohl  schwer  versagen  —  kurz  vorher  jedoch  hatte  der 
Kaiser  die  böhmischen  Herren  empfangen. ^^j 

Die  Hofkanzlei  wollte  im  Grund  genommen  jedes  Auf- 
sehen, und  zwar  schon  deshalb  vermeiden,  weil  ihr  der 
Inhalt    der  Petitionen    einen    feierlichen  Akt    gar  nicht  zu 
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rechtfertigen  schien.  Der  staatsrätliche  Referent  ging  noch 
einen  Schritt  weiter,  indem  er  das  Vorhaben  der  Stände 
als  Effekt-  und  Popularitätshascherei  deutete.*"^) 

Weder  Pillersdorf  noch  Buol  befaßten  sich  näher  mit 
den  Denkschriften,  obwohl  die  eine  zu  folgenden  Fragen 
herausforderte:  was  verstanden  die  Stände  unter  dem  Rechte 
des  Beirats,  das  sie  in  allen  wichtigen  Landesangelegen- 
heiten ausüben  sollten,  und  unter  diesen  selbst?  Wie  weit 
reichte  ihre  Befugnis  zu  billigen  oder  zu  verwerfen?  Wo 
lagen  die  Grenzen,  die  eine  derartige  Kompetenz  von  dem 
Gesamtinteresse  des  Reiches  trennten,  und  wer  setzte  sie 
fest?  Fürst  Metternich  stellte  diese  Fragen,  um  zu  zeigen, 
daß  die  Petition  wegen  ihrer  allgemeinen  Fassung  »höchst 
verfänglich«  sei  und  endlose  Erörterungen  herbeiführen 
würde,  wenn  man  Rechte  und  Ansprüche  nicht  streng 
auseinanderhielte.  »Heute  wird  —  so  sagte  der  Staats- 
kanzler —  das  ständische  Wesen  vielfach  wie  eine  Bühne 
betrachtet,  auf  welcher  die  ganze  Kompagnie,  oder  ein- 
zelne, wohlfeile  Heldenrollen  zu  spielen  beabsichtigen. 
Heute  muß  aber  eben  alles  Theatralische  ferngehalten 
werden,  weil  die  Zeiten  sich  zu  demselben  nicht  eignen.« 
Metternich  hätte  gewünscht,  daß  die  ganz  ergebnislose 
Audienz  der  böhmischen  Herren  unterblieben  wäre;  keine 
neuen  Präzedenzfälle,  so  lautete  diesmal  sein  Rat.^°) 

Niemand  befürwortete  die  Bitte  der  Stände,  denen  da- 
her bedeutet  wurde,  ihre  Petitionen  vorschriftsmäßig  ein- 
zureichen."') Einige  Monate  später  versicherte  ihnen  die 
Hofkanzlei,  daß  sie  —  je  nach  dem  Ermessen  des  Kaisers 
—  auch  künftig  den  »außergewöhnlichen  Weg«  einer  De- 
putation wählen  könnten. "2)  Diese  Erklärung  enthielt,  wider 
die  Absicht  des  Landmarschalls,  keinen  Hinweis  auf  das 
»Vorrecht«  der  Stände,  ihre  Desiderien  unmittelbar  dem 
Monarchen  zu  überreichen^^);  so  verfehlte  sie  ihren  Zweck, 
»beruhigend«  zu  wirken,  und  die  Stände  sahen  neuerdings 
ein  wichtiges  Privileg  gefährdet,  seine  Ausübung  von  dem 
Gutdünken  der  Hofkanzlei  abhängig  gemacht. 
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Diese  erhielt  statt  der  beiden  Petitionen  eine  Liste  der 
wichtigsten  Vorstellungen,  die  seit  dem  Regierungsantritt 
Ferdinands  noch  keine  Erledigung  gefunden  hatten.'^)  Da 
nun  die  entsprechenden  Referate  großenteils  im  geheimen 
Kabinett  ruhten,  so  ersuchte  Pillersdorf  um  Beschleunigung 
der  kaiserlichen  Resolutionen  über  die  Eingaben  »eines 
achtbaren  Körpers«,  der  ja  Vertrauen  zur  Regierung  fassen 
sollte.''^)  Wie  weit  jedoch  waren  die  Stände  davon  entfernt! 
Gewitzigt  durch  die  bisherigen  Erfahrungen  zweifelten 
sie  an  dem  Wohlwollen  der  Minister,  denen  namentlich  die 
Hochkonservativen  die  ihnen  ungünstige  Lösung  der  Justiz- 
frage verargten;  die  Kriminaljustiz  sollte  künftig  nur  durch 
Kollegialgerichte  ausgeübt,  den  Landgerichtsinhabern  ent- 
zogen und  den  Magistraten  landesfürstlicher  Ortschaften 
übertragen  werden. '''')  Man  beraubte  also  die  Dominien 
schlechtweg  eines  uralten  Rechts  und  nahm  noch  obendrein 
ihre  Finanzen  in  Anspruch ''^j;  auch  die  übrigen  Privile- 
gierten murrten,  denn  sie  sahen  sich  vor  dem  vierten  Stand 
zurückgesetzt.  Schon  aus  diesen  Gründen  —  nicht  bloß 
sachlicher  Bedenken  halber  —  wurde  der  Antrag  gestellt, 
die  Kriminalgerichte  erster  Instanz  als  selbständige  lan- 
desfürstliche Gerichte  zu  organisieren  und  deren  Kosten 
nicht  der  Provinz,  sondern  dem  Staatsschatz  aufzubürden.''^) 
Da  nun  die  Stände  an  den  kommissionellen  Beratungen 
teilnehmen  und  daher  noch  einmal  ihre  Ansichten  äußern 
konnten'^),  wurde  eine  Änderung  der  kaiserlichen  Resolu- 
tion vom  1,  April  1845  nicht  für  tunlich  erachtet;  nur 
meinte  Hartig,  daß  die  ständische  Eingabe,  namentlich  was 
die  Kostenfrage  betraf,  Berücksichtigung  verdiente.*'')  Die 
Entscheidung  erfolgte  jedoch  erst  nach  dem  Zusammen- 
bruch des  alten  Regimes.^') 

Reichlicher  Stoff  zur  Unzufriedenheit  hatte  sich  im 
Lauf  der  Jahre  angehäuft  und  so  beschlossen  die  Stände, 
die  beiden  Petitionen  von  1845  in  eine  einzige  zu  ver- 
schmelzen und  darin  den  JMangel  an  Geltung  und  seine 
schädlichen    Folgen    nachzuweisen;    sie    forderten    Schutz 
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geg-en  beschränkende  Auslegfung-en  ihrer  verfassungsmäßi- 
gen Tätigkeit,  Revision  der  politischen  Gesetze  und  Siche- 
rung der  durch  die  Dominikaiverfassung  bestimmten  Ver- 
hältnisse und  Rechte.  Dies  der  Inhalt  der  umfangreichen 
Denkschrift,  deren  Spitze  sich  gegen  das  Hofkanzleidekret 
vom  7.  Juni  1844  und  das  ganze  Regierungssystem  rich- 
tete. ^2) 

Die  Hofkanzlei  ^3N  ^nd  der  staatsrätliche  Referent  ver- 
traten die  Ansicht,  daß  man  auf  derart  allgemein  gefaßte 
Gravamina  nicht  näher  einzugehen  brauchte,  es  vielmehr 
den  Ständen  überlassen  müßte,  jede  Vorschrift  zu  bezeichnen, 
die  einer  Erläuterung  oder  Ergänzung  bedürfte,  oder  ihren 
Rechten  Abbruch  täte.  Sie  leugneten  im  übrigen,  ohne 
einen  Beweis  zu  führen,  die  Richtigkeit  der  ständischen 
Argumente.  Das  war  selbst  dem  Hofrat  Weiss  zu  arg,  und 
derselbe  Mann,  der  sonst  stets  zu  verneinen  pflegte  ^^), 
mißbilligte  diesmal  »die  allgemeinen  Negationen«  und  bis- 
herigen Erledigungsformen.  Denn  er  hatte  das  Hofdekret 
vom  30.  September  1791  genau  studiert,  das  den  Ständen 
in  der  Tat  einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung 
der  Monarchie  zusicherte.^"")  Dieses  Zugeständnis  ließ  sich 
nicht  in  Abrede  stellen,  so  unbequem  es  auch  sein  mochte, 
und  die  Klugheit  erheischte  daher  einen  Vorgang,  der 
keinen  Argwohn  erregte:  die  endgültige  Entscheidung  über 
den  Beirat  verschieben  und  inzwischen  sämtliche  Grava- 
mina erledigen.  Dieses  Votum  fand  den  Beifall  der  übrigen 
Staatsräte  und  Weiss  wurde  aufgefordert,  gemeinschaftlich 
mit  dem  Referenten  die  ständischen  Eingaben  zu  prüfen 
und  die  Resolution  zu  entwerfen. ^^) 


Die  ständische  Körperschaft  —  so  hieß  es  im  Gutachten 
der  Hofkanzlei  vom  11.  September  1846  —  würde  besser 
tun,  wenn  sie  die  Organe  der  Regierung  nicht  anklagte, 
sondern  ihnen  ihre  Mitwirkung  liehe  und  »überdachte 
Vorschläge«  erstattete.  Und  doch  hatte  man  solche  schon 
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längst  in  Händen;  sie  betrafen  die  Förderung-  der  Boden- 
kultur^") und  —  die  Erleichterung  des  Loses  der  arbeiten- 
den Klassen***),  also  nicht  mehr  wie  bisher  bloße  Sonder- 
interessen. Wohl  hatte  man  in  früheren  Eingaben  auf  die 
vielfachen  Hindernisse  des  Produktenabsatzes  hingewiesen, 
mit  Bedauern  konstatiert,  daß  sich  die  Steuern  nur  durch 
Militärexekutionen  eintreiben  ließen,  und  um  einen  Steuer- 
nachlaß für  die  hungernden  Winzer  gebeten;  eigentliche 
Vertreter  der  allgemeinen  Interessen  jedoch  waren  die 
Stände  damals  noch  lange  nicht.  Erst  unter  dem  Eindruck 
der  galizischen  Greuel  und  der  Schicksale  des  polnischen 
Adels  entsagten  sie  ein  wenig  ihrer  engherzigen  Politik 
und  machten  sich  zum  Dolmetsch  auch  anderer  Volks- 
schichten: sie  forderten  Herabsetzung  der  übermäßigen 
Grundsteuer,  der  Verzehrungs-  und  Stempelsteuer  und  er- 
klärten, daß  der  Lohnarbeiter  einer  der  »unentbehrlichsten« 
Klassen  angehöre,  vielleicht  noch  »das  nützlichste  Werk- 
zeug« in  der  Hand  einer  w^eisen  Staatsverwaltung  sein 
könnte,  aber  schließlich  durch  Elend  und  Verzweiflung 
zum  ärgsten  Feind  der  Ordnung  und  Sicherheit  werden 
müßte. *^)  Ferner  drangen  die  Stände  neuerdings  auf  die 
Lösung  der  Urbarialfrage,  welche  Mahnung  die  Regierung 
nicht  unvorbereitet  traf. 

Diese  hatte  bereits  die  Möglichkeit  ins  Auge  gefaßt, 
daß  das  Patent  vom  13.  April  1846^'^')  die  niederösterreichi- 
schen und  böhmischen  Stände  zur  Wiederholung  ihrer  An- 
träge veranlassen,  das  ungarische  Landtagsgesetz  vom 
Jahre  1840  aber  gar  bald  die  Aspirationen  des  deutschen 
Bauers  wecken  könnte'^);  w^eiters  glich  in  Tirol,  Salzburg, 
Ober-  und  selbst  Innerösterreich  der  Grundholde  seit  ge- 
raumer Zeit  eher  einem  Zinsbauer  als  einem  mit  den  Feu- 
dallasten der  Frone  beschwerten  Untertan.^-)  Angesichts 
dieser  Verhältnisse  hielt  Graf  Kolowrat  die  Regierung  für 
verpflichtet,  endlich  einmal  eine  Frage  zu  erwägen,  der  sie 
seit  mehr  als  fünfzig  Jahren  »mit  Ängstlichkeit«  ausge- 
wichen war;  er  erinnerte  sie  an  die  noch  unerledigte  stän- 
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dische  Eingabe  von  1844^'^)  und  den  gleichzeitigen  Plan 
der  Errichtung  einer  Hypothekenbank:  »solche  leider  nicht 
ganz  entsprechend  geleitete  Erörterungen  der  Stände  wer- 
den vermutlich  von  den  übrigen  Provinzen  nicht  unbemerkt 
bleiben«.  Kolowrat  wollte  demnach,  daß  die  Regierung 
nun  selber  die  Reform  einleite,  die  man  ihr  sonst  abtrotzen 
könnte;  er  beantragte  daher  für  sämtliche  Provinzen,  wo 
die  Patrimonialherrlichkeit  (nexus  subditelae)  noch  be- 
stand'-'*),  die  Beseitigung  aller  gesetzlichen  und  admini- 
strativen Schwierigkeiten  einer  freiwilligen  Ablösung  der 
Fron-  und  Zehentrechte  und  die  legislative  Erleichterung 
derartiger  Einverständnisse.^^) 

Die  Ansichten  der  Staatskonferenz  waren  geteilt.  Kü- 
beck empfahl  bloß  die  Umwandlung  der  Frone  in  einen 
Geld-  oder  Getreidezins;  dies  sollte  nötigenfalls  auch 
zwangsweise  durchgesetzt,  die  freiwillige  Ablösung  aller 
übrigen  untertänigen  Leistungen  ^^)  aber  weder  erschwert 
noch  gefördert  werden.^'')  Hartig  hingegen  erklärte  sich 
im  Prinzip  für  eine  gänzliche  Grundentlastung  als  das 
sicherste  Mittel,  die  Pläne  der  Umsturzpartei  zu  vereiteln, 
und  er  befürwortete  daher  auch  die  Beseitigung  der  Zehent- 
rechte und  die  Abtretung  von  Rustikalgrund  an  die  Obrig- 
keit.^^) Schon  Maria  Theresia  hatte  den  Gedanken  ver- 
wirklicht, die  Frondienste  vertragsmäßig  gegen  Zinsen  ab- 
zulösen^^) —  nur  lehrte  eine  schier  70jährige  Erfahrung, 
daß  diese  Robotabolition  keineswegs  die  Streitigkeiten 
zwischen  Bauer  und  Herrschaft  aus  der  Welt  schaffen 
konnte;  und  da  sollte  nach  Kübecks  Antrag  das  Raabsche 
System  gleichsam  die  Grundlage  der  neuen  Reform  bilden! 
Hartig  widerriet  es  und  meinte,  daß  man  wenigstens  vor 
der  Hand  gar  keine  Norm  der  Fronumwandlung  festsetzen, 
sondern  die  Wahl  den  Beteiligten  anheimstellen  und  zu- 
nächst Mittel  und  Wege  ausfindig  machen  sollte,  um  eine 
freiwillige  Ablösung  der  Frondienste  und  Zehentrechte  zu 
erleichtern.  Da  es  sich  also  lediglich  um  einleitende  Schritte 
handelte,    so   pflichtete  Kolowrat  dem  Grafen  Hartig   bei; 
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der  Oberste    Kanzler    erhielt    den    Auftrag,    entsprechende 
Vorschläge  zu  erstatten.^"*') 

Am  6.  Juni  1846  trat  ein  Komitee  der  Hofkanzlei  zu- 
sammen, dem  Pillersdorf  präsidierte.  Einstimmig  wurde  er- 
klärt, daß  von  einer  unentgeltlichen  Aufhebung  der  unter- 
tänigen Lasten  keine  Rede  sein  könne,  und  zugleich  die 
Notwendigkeit  betont,  nebst  Robot  und  Zehent  auch  die 
übrigen  Schuldigkeiten  ablösen  zu  lassen. ^^i)  Man  bezeich- 
nete als  Hindernisse  freiwilliger  Abmachungen  teils  die 
Bestimmungen,  die  das  Verfügungsrecht  in  vielen  Fällen  an 
gewisse  gesetzliche  Erfordernisse  banden,  teils  die  politi- 
schen Anordnungen,  welche  den  Rustikalgrundbesitz  be- 
trafen; es  wurde  daher  vorgeschlagen,  das  Patent  vom 
I.  September  1798  in  formaler  Hinsicht  abzuändern. ^"2) 
Demgemäß  sollte  hauptsächlich  der  bisherige  Einfluß  Dritter 
auf  das  Ablösungsgeschäft  beschränkt  und  der  Übergang 
untertäniger  Grundstücke  in  das  Eigentum  der  Dominien 
gestattet  werden. 

Die  Hofkanzlei  setzte  sich  über  die  privatrechtlichen 
Bedenken  hinweg,  nicht  aber  der  Staatsrat  ^"•^);  einige  Para- 
graphe  erheischten  eine  fachmännische  Prüfung  und  so 
wurde  der  Entwurf  dem  Präsidium  der  Obersten  Justizstelle 
zur  Äußerung  vorgelegt.  ^^^)  Eine  Berücksichtigung  sämt- 
licher Rechte  dritter  Personen  an  den  zu  reluierenden 
Lasten  hätte  viel  Zeit  und  Kosten  erfordert,  während  es 
anderseits  verfehlt  gewesen  wäre,  eine  den  jeweiligen  Ver- 
hältnissen entsprechende  Feststellung  jener  Privatrechte 
schlechterdings  abzulehnen.  Die  kompetente  Behörde  emp- 
fahl daher  ein  abgekürztes  Verfahren  bei  den  zuständigen 
Gerichten   und   außerordentliche  Vollmachten    für   diese. ^''•^) 

Buol,  Pilgram,  Kübeck  und  Hartig  meldeten  sich  nun 
zum  Wort  und  besprachen  hauptsächlich  den  Vorschlag 
der  Hofkanzlei,  die  Maßregel  auf  alle  Urbarialschuldigkeiten 
auszudehnen.  Die  Justizstelle  hatte  auf  die  Schwierigkeiten 
eines  derartigen  Schrittes  hingewiesen  und  sich  eigentlich 
mehr  für  die  Abschaffung  der  Naturalfrone  erklärt.  Buol  ^^^) 


und  Pilgram  ^^~)  meinten,  daß  man  in  dieser  Hinsicht  an  dem 
Kabinettschreiben  vom  26.  Mai  1846  festhalten  sollte,  wo- 
gegen Kübeck  nur  die  Ausscheidung  der  Roboten  befür- 
wortete, damit  der  Fortbestand  der  bäuerlichen  Verhält- 
nisse in  den  deutsch-slawischen  Provinzen  der  Monarchie 
noch  längere  Zeit  gesichert  bleibe.  1*'*)  Hartig,  der  den- 
selben Wunsch  hegte,  sah  in  der  Zehentablösung  keinen 
schädlichen  Vorgang  und  stimmte  sonach  mit  den  beiden 
Staatsräten.  Es  erschien  ihm  aber  unerläßlich,  daß  sich  schon 
im  Eingang  des  Patents  der  Wille  des  Kaisers  ausgespro- 
chen finde,  »alle  wohlbegründeten  grundobrigkeitlichen 
Rechte  ungeschmälert  aufrecht  zu  erhalten  und  Änderungen 
nur  im  Wege  gegenseitigen  freiwilligen  Übereinkommens 
eintreten  zu  lassen «,i'^")  Graf  Hartig  änderte  noch  einige 
Paragraphe  des  Buolschen  Entwurfes  ^^^)  ab  und  stellte 
schließlich  den  Antrag,  die  neuen  Vorschriften  in  Galizien 
nicht  zu  publizieren,  ehe  man  über  den  Zeitpunkt  ihrer  Ver- 
öffentlichung   die  dortigen  Landesstellen  vernommen  habe. 

Kolowrat  billigte  sämtliche  Vorschläge  Hartigs^^i)  und 
so  erhielt  das  von  dem  staatsrätlichen  Referenten  Buol 
umgearbeitete  Gesetz,  mit  dem  sich  auch  Metternich  und  die 
beiden  Erzherzoge  einverstanden  erklärten  ^^2)^  am  14.  De- 
zember  1846   die  kaiserliche  Sanktion. ^^'') 

Man  hatte  das  größte  Hindernis  der  Ablösung,  den 
Mangel  an  Geld,  keineswegs  beseitigt;  denn  als  irrig  er- 
wies sich  der  Wahn,  es  könnte  die  Entlastung  des  unter- 
tänigen Besitzes  von  Robot  und  Zehent  den  Bauer  zahlungs- 
fähig machen  1'*),  und  verderblich  war  das  Auskunftsmittel, 
den  Rustikalgrund  den  Dominien  preiszugeben.  Das  neue 
Gesetz  erinnerte  übrigens  bloß  an  die  Möglichkeit,  jene 
Schuldigkeiten  vertragsmäßig  abzulösen,  und  änderte  daher 
im  Wesen  nichts  an  dem  früheren  Zustand;  es  enthielt  in 
formaler  Hinsicht  einige  Vorschriften,  die  aber  niemals  zu 
praktischer  Geltung  gelangten  i^^^);  das  Untertänigkeits- 
verhältnis hatte  ja  nicht  ausschließlich  einen  privatrecht- 
lichen,   sondern  vor  allem  einen  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
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rakter  und  erheischte  das  Eingreifen  der  Staatsgewalt.^'^) 
Nur  war  es  nicht  diese  Erwägung,  sondern  engherzige 
Klassenpolitik,  welche  die  Stände  wider  Vermuten  der 
Hofkanzlei '^")  zu  der  Äußerung  veranlaßte,  daß  dem  Lande 
mit  einer  »halben  oder  scheinbaren  Abhilfe«  keineswegs 
gedient  sei;  sie  beantragten  Ergänzungen  und  Ausführungs- 
modalitäten, durch  die  ihnen  die  Vorzüge  des  Patents  ge- 
sichert werden  sollten,  und  ihre  krasse  Selbstsucht  verriet 
sich  insbesondere  in  dem  Wunsch,  die  Vermehrung  des 
Dominikalbesitzes  auf  Kosten  der  Rustikalgründe  gesetz- 
lich bestimmt  zu  sehen i'^)  —  mit  anderen  Worten:  den 
Bauerngrund  aufzusaugen.  Das  einzige,  was  sie  wirklich 
befriedigte  und  gleich  den  böhmischen  Ständen  zu  Dank 
verpflichtete^'-^),  war  die  Erklärung,  wonach  die  Rechte 
der  Dominien  »ungeschmälert«  bleiben  sollten. 

Die  Vorschläge  der  Stände  zeugten  auch  von  einem 
völligen  Verkennen  der  Absicht,  die  dem  Patente  zu- 
grunde lag:  man  glaubte,  daß  der  Staat  die  Roboten  und 
Zehenten  je  eher,  je  lieber  aufzuheben  gesonnen  sei,  wäh- 
rend er  die  Ablösungen  lediglich  erleichtern,  nicht  aber 
erzwingen  oder  durch  positive  Einwirkungen  in  einen 
rascheren  Gang  bringen  wollte,  als  die  Verhältnisse  es 
gestatteten.^-*^)  Die  Regierung  mußte  also,  um  nicht  in 
Widerspruch  mit  sich  selber  zu  geraten,  und  so  lange 
der  Staat  wegen  Geldmangels  nicht  vermittelnd  eingreifen 
konnte  ^-^),  womöglich  ein  passives  Verhalten  beobachten. 
In  diesem  Sinne  lautete  das  Votum  des  Grafen  Hartig, 
dem  sämtliche  Staatsräte  beipflichteten;  die  einzelnen 
Vorschläge  erregten  allerdings  Bedenken  i-^),  doch  einigte 
man  sich  schließlich  folgendermaßen:  die  zu  allgemeiner 
Verhandlung  geeigneten  Fragen  werden  einer  solchen  vor- 
behalten, die  anderen  aber,  welche  provinzielle  Verhältnisse 
betreffen,  schon  jetzt  durch  die  Hofkanzlei  beantwortet. 

Der  Kaiser  unterzeichnete  am  3.  März  1848  den  ihm 
von  Hartig  vorgelegten  Resolutionsentwurf;  die  Bitte  der 
Stände,     eine     eigene     Ablösungskommission     einzusetzen 
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und  eine  Kreditanstalt  zu   errichten,  wurde  abweislich  be- 
schieden. ^'^^) 

Inzwischen  war  die  Erledigung  auf  die  Landtagsschrift 
von  1846  herabgelangt.  Sie  enthielt  nebst  dem  Dank  des 
Monarchen  für  die  bereitwillige  Übernahme  des  Steuer- 
postulats bloß  das  Versprechen,  die  schon  angeordnete  Ver- 
handlung »möglichst«  beschleunigen  zu  wollen,  welche  die 
Besteuerung  des  Weinlandes  und  den  Einfluß  der  Verzeh- 
rungssteuer auf  die  Weinproduktion  betraf:  ^'-^)  Die  nieder- 
österreichischen Stände  klagten  ganz  ungerechtfertigter- 
weise über  Steuerdruck  und  erkühnten  sich,  Vorschläge  zu 
machen,  die  das  gesamte  Steuersystem  umfaßten.  Von  dieser 
Erwägung  geleitet,  hatte  man  die  übrigen  Desiderien  un- 
berücksichtigt gelassen  und  sich,  da  wegen  Revision  der 
einschlägigen  Gesetze  ohnehin  Erörterungen  gepflogen 
wurden,  einer  allgemein  gehaltenen  Phrase  bedient.  *-°) 

Diese  Erledigung  ihrer  Eingabe  entmutigte  die  Stände 
keineswegs,  sondern  veranlaßte  sie  zur  Wiederholung  ihrer 
gemeinnützigen  Vorschläge.  ^-'')  Sie  wollten  nun  einmal  der 
Öffentlichkeit  zeigen,  daß  sie  die  Wohlfahrt  des  Landes 
anstrebten  und  nicht  mehr  [vom  »bornierten  Geiste  des 
Tory- Aristokratismus«  befangen  seien.  Deshalb  beeilten  sie 
sich,  den  Vertretern  der  Städte  und  Märkte  die  frühere 
Stellung  im  Landtag  wieder  einzuräumen;  so  gelangten  sie 
auch  zu  einer  gründlichen  Erörterung  der  Gemeindefrage  ^27^ 
und  des  Volksschulwesens,  wobei  Fürst  Lamberg  noch  einen 
Schritt  weiter  ging,  indem  er  für  das  gesamte  Unterrichts- 
system Reformen  beantragte,  die  den  Schäden  der  Zensur 
das  Gegengewicht  bieten  sollten.  ^-*)  Auch  das  Recht  des 
Beirates  kam  zur  Sprache.  Was  fruchtete  es  aber,  wenn 
die  ständischen  Verhandlungen  geheim  bleiben  mußten? 
Erheischte  es  doch,  um  gedeihlich  ausgeübt  zu  werden, 
die  Vernehmung  der  öffentlichen  Meinung,  ohne  die  man 
sonst  alle  historischen  Rechte  in  Frage  stellen  konnte.  Die 
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Stände  befaßten  sich  daher  mit  den  Vorarbeiten  zur  Er- 
lassung eines  Preßgesetzes,  bis  zu  dessen  Erscheinen  die 
Veröffentlichung  der  Landtagsverhandlungen  gestattet  wer- 
den sollte.  ^-^) 

Allem  Anschein  nach  war  Andrians  Schrift  »Österreich 
und  seine  Zukunft«  das  Programm  des  liberalen  landstän- 
dischen Adels.  Dieser  schloß  sich  der  geistigen  Bewegung 
an,  die  im  Jahre  1845  mit  der  Petition  der  österreichischen 
Schriftsteller  begonnen  hatte;  er  reichte  dem  Bürgertum 
die  Hand,  um  vereint  mit  ihm  den  gemeinschaftlichen 
Feind,  die  Bureaukratie,  zu  bekämpfen  und  das  soziale 
Elend  zu  mildern.  Dieser  rasche  Umschwung  der  Gesinnung 
erregte  Zweifel  und  Argwohn  —  »der  antediluvianische 
Stolz  und  Hochmut«,  mit  dem  der  österreichische  Hochadel 
bisher  auf  die  Bürgerklasse  herabgeschaut  hatte,  sollte  ur- 
plötzlich verschwunden  sein?  Wer  bürgte  dafür,  daß  die 
aristokratische  Partei  nicht  die  »bürgerlichen  Schemel«  weg- 
schleudern  würde,  sobald  sie  nur  einmal  den  alten  land- 
ständischen Einfluß  wiedererlangt  habe?  Und  da  sollte 
das  Bürgertum  dem  Adel  zur  Wiederherstellung  seiner 
Privilegien  verhelfen,  während  das  Beispiel  des  Auslandes 
zeigte,  daß  es  sich  keineswegs  um  eine  Restauration  alter, 
sondern  um  die  Schaffung  neuer  Verfassungsformen  han- 
deln dürfe,  die  besser  »als  die  alten  wladislawschen  und 
ferdinandeischen  Eandesordnungen«  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  entsprächen!  Also  äußerten  sich  die  Grenzboten '■•'^), 
die  immerhin  davon  abrieten,  die  dargebotene  Hand  zurück- 
zuweisen: »Zunächst  gilt  es  Einigkeit  und  Zusammen- 
wirken aller,  die  in  Österreich  eine  bessere  Zeit  heranzu- 
bilden bemüht  sind.  Jeder  Zuwachs  an  Streitkräften,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  nicht  die  Revolution  erzielen,  sei  uns  will- 
kommen!« Die  treibende  Kraft  lag  sonach  im  gebildeten 
Bürgertum,  nicht  in  den  privilegierten  Ständen,  und  doch 
gaben  sich  diese  dem  Wahne  hin,  die  eigentlichen  Ver- 
treter des  Fortschrittes  zu  sein.  Selbstbewußtsein  erfüllte 
sie  und  so  weigerten  sie  sich,    bei  der  Totenfeier  des  Erz- 


herzogs  Karl  erst  an  dritter  Stelle  zu  stehen:  »die  Land- 
stände sind  die  nächsten  Beiräte  der  Krone  und  sie  neh- 
men daher  auch  den  ihnen  gebührenden  Platz  ein«.^-*^)  Der 
Landmarschall  Graf  Montecuccoli  hatte  diese  stolzen  Worte 
gesprochen,  worauf  er,  gefolgt  von  den  Landständen,  nach 
vorne  schritt  und  sich  in  die  Reihe  der  geheimen  Räte  stellte. 

Die  Landtagsverhandlungen  vom  Juni  1847,  denen  zum 
erstenmal  nach  Jahrhunderten  auch  die  bürgerlichen  Ver- 
treter beiwohnten,  kennzeichnen  so  recht  den  Geist,  der 
die  Stände  beseelte:  man  wollte  zwar  das  Steuerpostulat 
votieren,  aber  zugleich  auf  die  im  Lande  herrschende  Not 
und  auf  die  Schwierigkeit  hinweisen,  die  erhöhten  Steuern 
einzutreiben;  man  wollte  ferner  das  Ansuchen  um  Herab- 
setzung der  Verzehrungssteuer  und  der  Stempeltaxe  wieder- 
holen und  nochmals  die  Einführung  einer  gleichen  Be- 
lastung alles  Einkommens  beantragen;  im  Entwurf  der 
Landtagserklärung  fand  sich  schließlich  der  Wunsch  aus- 
gesprochen, der  bisherigen  Geheimniskrämerei  in  Finanz- 
sachen zu  entsagen  und  künftighin  den  Staatshaushalt  zu 
publizieren:  denn  »die  Öffentlichkeit  ist  eine  Stütze  des 
Vertrauens,  sie  gibt  dem  Landesfürsten  die  Beruhigung, 
seinen  Untertanen  die  Unerläßlichkeit  der  Anforderungen 
gezeigt  zu  haben;  sie  gibt  dem  Untertan  die  Kraft  und 
stärkt  seinen  Willen,  diesen  Anforderungen  zu  genügen. 
Selbst  die  Schrecken  eines  offen  dargelegten  Ausfalles 
finden  ihre  Grenzen  in  der  Veröffentlichung  und  nur  in  ihr 
liegt  die  Möglichkeit  des  gemeinsamen  Zusammenwirkens 
von  Fürst  und  Untertan,  welches  allein  die  Mittel  und 
Wege  aufzufinden  vermag,  selbst  vermeintlich  unheilbare 
Übel  unschädlich  zu  machen«.  ^-^^^ 

Wohl  regten  sich  Skrupel  und  Zweifel,  da  mancher 
konservative  Landstand  vor  dem  Wagnis  zurückschreckte, 
Bahnbrecher  des  Konstitutionalismus  zu  sein;  aber  die 
Wortführer  der  liberalen  Partei  rechtfertigten  ihren  An- 
trag und  setzten  es  durch,  daß  die  gesamte  Landtags- 
erklärung fast  einstimmig  zum  Beschluß  erhoben  wurde. '^3) 
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Ungerechtfertigte  Klagen  über  den  Notstand  der 
steuerpflichtigen  Grundbesitzer  und  über  das  Mißverhältnis 
der  postulierten  Steuer;  ein  Vorwand  bloß,  um  von  Hinder- 
nissen zu  sprechen,  die  es  dereinst  den  Ständen  erschweren 
oder  gar  unmöglich  machen  könnten,  den  Forderungen 
des  Kaisers  zu  genügen.  Also  deutete  der  Staatsrat  die 
Diätalschrift,  deren  Schlußsatz  aber  —  die  Veröffentlichung 
des  Staatshaushaltes  betrefifend  —  in  der  Erledigung  mit 
Stillschweigen  übergangen  wurde,  weil  die  Stände  keinen 
bestimmten  Antrag  gestellt  hatten,  i^^)  Buol  bemerkte  bloß, 
daß  im  Landtag  eine  Frage  erörtert  worden  sei,  die  »offen- 
bar ganz  außer  der  Sphäre  der  niederösterreichischen  Pro- 
vinzialstände«  liege.  Man  hielt  die  größte  Wachsamkeit 
für  geboten,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  »Leipziger 
Grenzboten«  seit  1846  nicht  bloß  regelmäßige  Berichte  über 
die  ständischen  Verhandlungen,  sondern  auch  ganze  Akten- 
stücke brachten.  '^^)  Dies  galt  als  eine  Verletzung  des  Amts- 
geheimnisses, weshalb  der  Präsident  der  Polizeihofstelle  den 
Auftrag  erhielt,  die  Schuldigen  ausfindig  zu  machen;  er- 
bost äußerte  sich  eine  Stimme  im  Staatsrat  über  die  »mau- 
vais  Sujets«,  die  bei  Veröffentlichung  der  ständischen  Gra- 
vamina  gewiß  die  Absicht  geleitet  habe,  das  Ansehen  der 
Regierung  zu  untergraben.^-*^)  Anderseits  mußte  mit  der 
Möglichkeit  einer  planmäßigen  Verbindung  der  österreichi- 
schen Provinzialstände  gerechnet  werden;  denn  man  hielt 
es  keineswegs  für  einen  bloßen  Zufall,  daß  der  Wunsch 
nach  Veröffentlichung  des  Staatshaushaltes  auch  in  der 
böhmischen  Landstube  laut  wurde  —  propagierten  doch 
Andrian  und  die  Grenzboten  den  Gedanken  eines  gemein- 
schaftlichen Vorgehens.  ^^')  Die  Regierung  wollte  daher  noch 
rechtzeitig  ihre  Gegenmaßregeln  ergreifen,  wobei  ihr  die 
Beschwichtigung  der  Gemüter  zunächst  als  die  wichtigste 
Aufgabe  galt.  Denn  weitere  Mißhelligkeiten  mußten,  wenn 
sie  überdies  in  mehreren  Teilen  der  Monarchie  zugleich  aus- 
brachen, die  Regierung  schließlich  in  die  peinliche  Lage  ver- 
setzen, eine  mit  Aufsehen  verbundene  Strenge  anzuwenden. 
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Sonach  erheischte  der  Resolutionsentwurf,  den  in- 
zwischen der  Staatsrat  über  die  Gravamina  vom  Juni  1846  *^®) 
vorgeleg-t  hatte,  eine  genaue  Prüfung,  und  diese  ergab, 
daß  sein  Inhalt  zu  neuem  Widerspruch  reizen  müßte.  ^^^) 
Kolowrat  wollte  daher  eine  klare  Äußerung  über  die  nie- 
mals widerrufene,  aber  nur  selten  eingehaltene  Konzession 
von  1791  erwirken^*"),  wodurch  sich  ohne  Gefahrdung  stän- 
discher Sonderinteressen  eine  folgerichtige  und  die  Gesamt- 
monarchie umfassende  Gesetzgebung  handhaben  ließe;  er 
wollte  ferner  die  Stände  zu  Vorarbeiten  einer  Kompilation 
der  de.m  flachen  Lande  Niederösterreichs  eigentümlichen 
politischen  Verwaltungsgesetze  und  Normen  heranziehen, 
wovon  er  sich  auch  den  Nutzen  versprach,  daß  sie  im.  regen 
Verkehr  mit  den  vielgeschmähten  Verwaltungsbeamten 
deren  Tüchtigkeit  anerkennen  und  ihnen  kein  Mißtrauen 
mehr  entgegenbringen  würden.  Kolowrat  hütete  sich  wohl, 
den  Ausdruck  »Beirat«  zu  gebrauchen,  »weil  derselbe  nur 
zu  leicht  mit  Vergleichungen  der  ständischen  Ansprüche 
in  auswärtigen  deutschen  Bundesstaaten  verbunden  werden 
könnte«.  Ebenso  blieb  die  Revision  der  politischen  Gesetze 
unerwähnt.  Denn  die  ständische  Tätigkeit  sollte  von  all- 
gemeinen legislativen  Fragen  abgeleitet  und  lediglich  auf 
das  Gebiet  der  Provinzialgerechtsame  beschränkt  werden,  ^^i) 

Auf  Kolowrats  Vorschlag  wurde  das  Gutachten  der 
Staatskonferenz  eingeholt^^^)  ^^(3  (j^  ergriff  Baron  Kübeck 
den  Anlaß,  sich  zunächst  über  die  ständische  Bewegung 
in  Böhmen  und  Niederösterreich  zu  äußern: 

Die  Stände  verdächtigen  die  Regierung,  die  sie  gern 
beseitigen  möchten,  um,  sich  an  ihre  Stelle  zu  setzen;  sie 
haben  zu  diesem  Zweck  einen  französisch-griechischen 
Namen  erfunden,  der  als  Signal  des  Angriffes  dient,  näm- 
lich den  Namen  Bureaukratie;  sie  drängen  sich  unmittelbar 
an  den  Thron,  erklären  dies  als  ihr  gutes  Recht  und  suchen 
die  Behörden,  die  ja  die  Wohlfahrt  des  Reiches  doch  nur 
hemmten,  in  Mißkredit  zu  bringen;  deshalb  die  Klagen 
über    Kreisämter,    Länderstellen     und    Hofkanzlei,     deren 
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Autorität  sie  nicht  weiter  anerkennen  wollen.  Sie  verlangen 
ferner,  daß  ihr  Beirat  gehört  und  auch  beachtet  werde, 
und  so  kommen  sie  immer  wieder  auf  abgelehnte  Rat- 
schläge und  Desideria  zurück.  Sie  trachten  Einfluß  auf  dem 
Gebiet  der  Finanzen  zu  erlangen,  wobei  sie  jedoch  das 
Recht  der  Steuerrepartition  und  der  Steuerbewilligung  zu- 
nächst nur  schüchtern  und  allmählich  beanspruchen  und 
ausüben,  offenbar  in  der  Absicht,  später  eine  um  so  kräftigere 
Sprache  zu  führen;  sie  bekritteln  die  indirekten  Abgaben, 
fordern  deren  Einschränkung  oder  gänzliche  Beseitigung 
und  wollen  hiefür  »großmütig«  gewisse  direkte  Steuern 
erhöhen  —  denn  ein  derartiges  Verhalten  trägt  zu  ihrer 
Popularität  bei  und  verhilft  ihnen  zur  Macht;  sie  dringen 
sogar  auf  Veröffentlichung  des  Staatshaushalts  und  wollen 
zugleich,  daß  der  österreichische  Staatskredit  ihren  in  Aus- 
sicht   genommenen  Kreditanstalten    zugute  kommen  m.öge. 

Dies  alles  sowohl  wie  die  nicht  immer  einwandfreien 
Artikel  in  ausländischen  Zeitschriften  waren  nach  Kübecks 
Ansicht  die  Mittel  und  Wege,  den  Ständen  eine  konstitu- 
tionelle Stellung  nicht  nur  innerhalb  der  betreffenden 
Provinzen,  sondern  im  Staate  überhaupt  und  ebenso  einen 
bestimmten  Anteil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  er- 
wirken. »Ohne  Zweifel  sind  die  Stände  —  bemerkte  der 
Hofkammerpräsident  —  von  einer  gewissen  bekannten 
Partei,  die  ganz  Europa  durchwühlt,  in  ihr  Netz  gezogen. 
Es  ist  ein  Bund  zwischen  hochfahrender  Anmaßung  der 
Verblendung  und  dem  kommunistischen  Radikalismus, 
welcher  letzterer  die  Leidenschaften  aufstachelt  und 
schmeichelt,  um  sie  für  seine  Zwecke  zu  benützen  und  dann 
dem  Untergang  zu  weihen.« 

Die  Stände  handelten  im  Einvernehmen  miteinander. 
Kübeck  erachtete  es  daher  als  Gebot  politischer  Taktik, 
daß  die  Regierung  ebenfalls  ihre  Kräfte  zusammenfasse 
und  ihr  Verhalten  nicht  mehr  wie  bisher  nach  den  jeweiligen 
Desiderien  und  Landtagserklärungen  richte,  sondern  jeden 
einzelnen    Fall    einem    allgemeinen    Plan    gemäß    erledige. 
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Hartig  hatte  sich  bereits  anläßlich  der  böhmischen  Forde- 
rungen in  demselben  Sinn  geäußert  und  eine  Art  Manifest 
für  sämtliche  ständische  Körperschaften  beantragt^^^');  denn 
ihm  galten  Besteuerung  und  Gesetzgebung  als  unantastbare 
Kronrechte,  hinsichtlich  deren  alle  Provinzen  in  gleicher 
Weise  behandelt  werden  müßten.  Er  hielt  es  für  sehr  richtig, 
daß  die  Regierung  —  wie  Kübeck  es  verlangte  —  die 
Umtriebe  und  deren  geheime  Zwecke  aufdecke,  ferner 
genau  wisse,  was  sie  selber  zu  tun  gedenke  und  durch 
welche  Personen  und  Mittel  sie  ihren  Willen  durchzusetzen 
habe. 

Hartig  billigte  deshalb  auch  die  Kabinettschreiben, 
die  Kübeck  an  den  Präsidenten  der  Polizeihofstelle  und 
den  Obersten  Kanzler  zu  richten  empfahl.  Nur  bemerkte 
er  mit  gewohnter  Freimütigkeit,  daß  neue  Enthüllungen 
dem  Grafen  Sedlnitzky  wohl  schwerlich  gelingen  dürften 
und  alles  Wissen  ohne  energisches  Handeln  gar  keinen 
Nutzen  brächte.  Er  verwies  auf  das  schwächliche  Verhalten 
der  Regierung  gegenüber  den  böhmischen  Ständen:  wie 
schroff,  wie  drohend  stellten  sich  diese  und  doch  hatte  man 
drei  der  lärmendsten  Opponenten  in  ganz  besonderer  Weise 
ausgezeichnet.  ^^^)  Kolowrat  sekundierte  dem  Grafen  Hartig, 
indem  er  sagte,  daß  der  Regierung  ein  derartiger  Vorgang 
nicht  als  Großmut,  sondern  als  Schwäche  ausgelegt  werde 
und  vielen  hiedurch  die  Rolle  von  Opponenten  nur  noch 
anziehender  erscheinen  müßte,  »zu  welcher  sie  ohnehin  als 
zu  einer  mit  keiner  Verantwortung  verbundenen,  durch  das 
Beifallklatschen  der  Neuerungssüchtigen  und  der  Libell- 
schreiber hingerissen  werden«. 

Dem  Vorschlag  Kübecks  gemäß  sollte  der  Oberste 
Kanzler  im  Einvernehmen  mit  den  einschlägigen  Behörden 
die  ständischen  Rechte  feststellen,  woraus  sich  die  Richt- 
schnur der  Zentralgewalt  sowohl  wie  die  Instruktionen  für 
die  Regierungsorgane  und  für  die  Vorsitzenden  der 
Provinziallandtage  ableiten  ließen;  weitere  Anträge  betrafen 
die  Einsetzung  eines  ständischen  Referenten  bei  der   Hof- 
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kanzlei  und  die  Verhandlung  ständischer  Angelegenheiten 
im  Zentrum  der  Regierung.  Hartig  meinte  —  und  Kolo- 
wrat  pflichtete  ihm  auch  darin  bei  — ,  daß  diese  Agenden 
wohl  am  besten  dem  Staatsrat  zuzuweisen  wären;  denn  das 
Gewissen  des  Monarchen  fände  ja  volle  Beruhigung  in  dem 
Gedanken,  daß  die  vorgelegte  Resolution  das  Ergebnis 
einer  Kollegialberatung  sei^^^),  und  selbst  der  absoluteste 
aller  Herrscher,  Napoleon,  habe  seinen  Dekreten  stets  die 
Klausel  vorangestellt:  Notre  Conseil  d'Etat  entendu. 

Nur  in  einem  Punkte  stimmten  die  Ansichten  des 
staatsrätlichen  Sektionschefs  mit  denen  des  Hofkammer- 
präsidenten nicht  überein:  während  Kübeck,  allem  Anschein 
nach,  die  ständische  Tätigkeit  eng  begrenzen  wollte, 
wünschte  Hartig  ihr  eine  Richtung  zu  geben,  die  dem 
Staate  nicht  bloß  keinen  Schaden,  sondern  Nutzen  brächte; 
er  schilderte  die  Ursachen  und  den  Verlauf  der  ständischen 
Bewegung,  die  sich  wohl  schwerlich  bis  zur  Apathie 
früherer  Jahrzehnte  zurückdämmen,  wohl  aber  zur  Förderung 
staatlicher  Zwecke  gebrauchen  ließe.  Hartig  regte  daher 
den  Gedanken  an,  einerseits  die  Kreisämter  zu  entlasten 
und  einen  Teil  ihrer  Agenden,  die  mit  der  Exekutive  gar 
nichts  zu  tun  hätten,  den  Ständen  zu  übertragen,  anderseits 
gewisse  Provinzialanstalten  in  ständische  Verwaltung  zu 
geben,  die  allerdings  gehörig  geregelt  und  kontrolliert 
werden  müßte. 

Auch  dem  staatsrätlichen  Votum  vom  26.  November  1846 
lag  die  Absicht  zugrunde,  den  niederösterreichischen  Ständen 
ein  ergiebiges  Arbeitsgebiet  zu  erschließen. ^^^)  Kübeck 
stimmte  jedoch  gegen  diesen  Antrag,  weil  danach  die 
Stände  auch  Fragen  erörtern  sollten,  die  keineswegs  in 
ihr  Ressort  gehörten;  er  meinte  ferner,  daß  eine  nicht  ent- 
sprechende Erledigung  neuerliche  Gravamina  heraufbe- 
schwören und  den  Ständen  einen  willkommenen  Anlaß 
bieten  würde,  »ihre  Lucubrationen  als  einzig  gedeihliche 
Reformen  in  den  Zeitungsblättern  zu  verkünden  und  die 
Regierung    in    das   Licht    der    Obscuranz    und    unthätiger 
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Conservation  fauler  Zustände  zu  stellen«.  Kübeck  bean- 
tragte daher,  daß  man  die  Landtagschrift  vom  2 4.  Juni  1846 
entweder  erst  später  erledige^^')  oder  den  Ständen  folgendes 
ankündige:  den  Behörden  sei  bereits  der  Auftrag  erteilt 
worden,  eine  genaue  Untersuchung  einzuleiten  und  Mittel 
und  Wege  ausfindig  zu  machen,  wie  man  etwaigen  Ge- 
brechen abhelfen  könnte,  worauf  der  Kaiser  »das  weitere« 
veranlassen,  auch  den  Rat  der  Stände  innerhalb  ihres 
verfassungsgemäßen  Wirkungskreises  einholen  und  in  ge- 
eigneter Weise  berücksichtigen  werde. 

Ahnliche  allgemeine  Zusagen  waren  bisher  ohne  die 
gewünschte  Wirkung  geblieben;  der  ständischen  Körper- 
schaft, als  der  klageführenden  Partei,  oblag  es,  hinsichtlich 
ihrer  Anschuldigungen  den  Wahrheitsbeweis  zu  erbringen; 
ihr  sollte  ein  größeres  Arbeitsgebiet  erschlossen,  nicht  aber 
den  Behörden  eine  Last  neuer  Geschäfte  aufgebürdet  werden, 
zu  deren  Durchführung  ihnen  überdies  jede  Richtschnur 
mangelte.  Von  diesen  Erwägungen  geleitet,  mißbilligte 
Graf  Hartig  entschieden  die  von  Kübeck  empfohlene  zweite 
Alternative;  eher  wollte  er  sich,  im  Fall  der  Ablehnung 
des  staatsrätlichen  Antrags,  für  den  ersten  Ausweg  erklären, 
obwohl  es  ihm  keineswegs  angezeigt  erschien,  den  Be- 
scheid endlos  zu  verzögern  und  so  die  Mißstimmung  der 
Stände  noch  mehr  zu  steigern.  Kolowrat  hingegen  zeigte 
sich  weniger  gewissenszart:  die  Landtagssession  war  vorüber 
und  da  hielt  er  die  Erledigung  der  Eingabe  vom  24.  Juni  1846 
für  nicht  so  dringend,  daß  nicht  vorher  —  wie  Kübeck 
es  empfohlen  hatte  —  noch  der  Oberste  Kanzler  ver- 
nommen werde.  ^^*) 

Da  meldete  sich  Fürst  Metternich  zum  Wort;  freudig 
ergriff  er  den  Anlaß,  die  oft  genug  beleuchtete  Frage,  wie 
im  Zentrum  der  Regierung  eine  regelrechte  Beratung 
ständischer  Angelegenheiten  möglich  gemacht  werden 
könnte,  nochmals  in  ausführlicher  Weise  zu  erörtern.  Der 
Staatskanzler  sah  in  der  Erhaltung  der  Einheit  sämtlicher 
das  Kaiserreich  bildenden  Teile  »eine  künstliche  Aufgabe«, 
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die  unlösbar  wäre,  wenn  sie  nicht  auf  natürlicher  und 
historischer  Grundlage  beruhte.  Diese  Erkenntnis  führte 
ihn  zu  dem  Schluß,  daß  das  Zentralisationssystem  englisch- 
französischen  Musters  keineswegs  in  das  Gefüge  der  öster- 
reichischen Monarchie  passe  und  diese  so  der  Gefahr  »der 
inneren  Trennung,  einer  itio  in  partes«  ausgesetzt  sei;  der 
immer  stärkere  Drang  der  ständischen  Körperschaften  nach 
Eingriffen  in  die  oberste  und  zugleich  einigende  Gewalt 
erheischte  daher  um  so  größere  Aufmerksamkeit,  als  ein 
derartiges  Bestreben  gerade  in  Österreich  die  Auflösung 
des  Gesamtstaates  herbeiführen  müßte. 

Die  Überwachung  und  Leitung  des  Ständewesens  ob- 
lag drei  Zentralstellen:  der  Vereinigten,  der  ungarischen 
und  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei;  dennoch  gebrach  es 
der  Regierung  an  der  Möglichkeit,  die  Landtagspräsidenten 
zu  instruieren  und  sich  Majoritäten  zu  sichern.  Konnte  man 
in  dieser  Hinsicht  durch  die  Errichtung  eines  Referats  bei 
der  Hof  kanzlei  und  durch  die  Zuweisung  der  betreffenden 
Geschäfte  an  den  Staatsrat  gründliche  Abhilfe  schaffen? 
Metternich  verneinte  es,  was  ihn  aber  nicht  hinderte,  die 
Anträge  Kübecks  und  Hartigs  gut  zu  heißen.  Nach  seiner 
Meinung  bedurfte  man  vor  allem  »der  zentralen  Aufsicht, 
das  heißt  dessen,  was  die  unter  sich  getrennten  Departe- 
ments zu  erreichen  nicht  imstande  sind«.^^^) 

Metternich  drückte  sich  darüber  nicht  näher  aus;  doch 
scheint  er  an  eine  Art  Ministerkonseil  gedacht  zu  haben, 
der  in  konstitutionellen  Reichen  eine  zentrale  Einwirkung 
ermöglichte.  Die  Minister  des  Kaisers  hatten,  mit  Aus- 
nahme des  Staatskanzlers,  kein  Portefeuille  imd  daher  gar 
keinen  Einfluß  auf  die  Durchführung  der  allerhöchsten 
Beschlüsse,  die  ja  lediglich  den  Präsidenten  der  Hof- 
stellen überlassen  blieb.  Diese  Ressortchefs  nahmen  in  der 
Regel  an  den  Beratungen  nicht  teil,  die  das  Gesamtwohl 
des  Staates  betrafen;  deshalb  konnte  keiner  von  ihnen  es 
richtig  erfassen  und  vertrat  jeder  bloß  die  einseitigen 
Interessen    seines    Amtes  —  so  drohte   den   einzelnen  Ver- 


waltungszweigen  nun  selber  die  Gefahr  einer  itio  in  partes. 
Anderseits  waren  Kultur  und  Industrie  in  stetem  Auf- 
schwung begriffen,  es  ergaben  sich  immer  mehr  Berüh- 
rungspunkte zwischen  Individuen  sowohl  wie  zwischen 
Völkern,  und  der  mächtig  sich  regende  Zeitgeist  stellte 
ungestüm  seine  Forderungen;  all  dies  vermehrte,  ver- 
wickelte und  erschwerte  die  Aufgaben  der  Regierung;  ein 
einmütiges,  zielbewußtes  Zusammenwirken  sämtlicher  Re- 
gierungsorgane tat  not,  das  jedoch  deren  gegenseitige, 
ununterbrochene  Verständigung  und  unmittelbare  Unter- 
weisung und  Leitung  durch  die  oberste  Gewalt  —  kurz 
gesagt:   einen  Ministerkonseil  bedingte. 

Der  Gedanke,  eine  derartige  Institution  ins  Leben  zu 
rufen  und  so  die  Absicht  Metternichs  zu  verwirklichen, 
wurde  von  dem  Grafen  Hartig  auf  das  kräftigste  vertreten 
und  folgendermaßen  entwickelt:  vor  Eröffnung  der  Land- 
tage werden  deren  Vorsitzende  zum  Ministerkonseil  be- 
schieden, um  ihm  über  Gesinnung  und  Forderungen  der 
Stände  zu  referieren  und  unmittelbar  von  ihm,  unter  per- 
sönlicher Sanktion  des  Monarchen,  also  »ohne  Dazwischen- 
kunft  der  von  den  Ständen  zur  Zielscheibe  ihres  Hasses 
und  ihrer  Angriffe  erkohrenen  Bureaucratie«  Verhaltungs- 
maßregeln entgegenzunehmen.  Hartig  äußerte  den  Wunsch, 
daß  der  Präsident  der  Hofkammer  den  Organisationsplan 
ausarbeiten  solle;  denn  er  sah  in  Baron  Kübeck  als  dem 
vielerfahrenen  Leiter  des  schwierigsten  Ressorts,  das  ja 
in  die  ganze  Staatsmaschine  eingriff  und  der  Mitwirkung 
aller  ihrer  Teile  bedurfte,  den  geeignetsten  Mann,  eine  der- 
artige Aufgabe  zu  lösen. ^''**) 

Hartig  mag  eine  schnelle  und  günstige  Resolution 
wohl  schon  deshalb  herbeigesehnt  haben,  weil  es  eigent- 
lich seine  Gedanken  waren,  denen  er  zum  Sieg  ver- 
helfen wollte;  sie  fanden  sich  bereits  in  einer  Denk- 
schrift entwickelt,  die  er  dem  Fürsten  Metternich  am 
25.  Mai  1847  unterbreitet  hatte^^^);  der  Plan  eines  Minister- 
konseils erschien  ihm  als  ihre  notwendige  Folge.  Es  blieb 
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jedoch  bei  der  bloßen  Anregung ;  denn  Kolowrat,  von  dem 
die  Entscheidung  abhing,  hatte  sich  sehr  zurückhaltend 
geäußert. '52)  Er  legte  dem  Monarchen  einige  Kabinett- 
schreiben vor,  die  dieser  am  13.  Juli  1847  unterzeichnete; 
ihrer  zwei  waren  an  den  Obersten  Kanzler  gerichtet,  der 
nun  Vorschläge  über  die  Berufung  eines  ständischen  Re- 
ferenten erstatten  sollte.  ^5'') 

Graf  Inzaghi  leitete  die  Sache  wenig  glücklich  ein; 
er  bat  kurzweg  um  die  Ernennung  eines  Hofrates,  der 
sich  sogleich  mit  den  ständischen  Angelegenheiten  ver- 
traut machen  müßte,  um  dann  als  Referent  Verwendung 
zu  finden. ^'^^)  Dieses  einfache  und  nicht  näher  begründete 
Ersuchen  genügte  aber  der  Konferenz  um  so  weniger,  als  sie 
in  der  Führung  jenes  Referats  nicht  nur  keine  hinreichende 
Beschäftigung  für  ein  eigenes  Departement  sah,  sondern 
auch  andere  damit  verbinden  wollte;  der  Oberste  Kanzler 
wurde  daher  auf  Hartigs  Rat  aufgefordert,  genau  formu- 
lierte Anträge  zu  stellen. i^'^)  Er  bewies  nun,  daß  der  ohne- 
hin schon  stark  überbürdeten  Hofkanzlei  keine  neue  Ar- 
beitsleistung zugemutet  werden  dürfe,  folglich  die  Ernen- 
nung eines  eigenen  Referenten  für  ständische  und  ähn- 
liche Geschäfte  notwendig  sei.^^^)  Inzaghi  nannte  zwei  Kan- 
didaten: primo  loco  den  Fürsten  Karl  Lobkowitz ''"'')  und 
secundo  loco  den  Grafen  Prokop  Lazanzky.'^^)  Da  jeder 
von  ihnen  den  Ständen  angehörte,  so  brauchte  diesen  vor 
einer  Verletzung  berechtigter  Ansprüche  nicht  zu  bangen. 
Das  bisherige  Verhalten  beider  Männer  bot  aber,  nach  der 
Meinung  des  Obersten  Kanzlers,  auch  der  Regierung  volle 
Gewähr,  daß  der  eine  sowohl  wie  der  andere  die  Rechte 
der  Krone  gegen  ständische  Übergriffe  jederzeit  zu  schützen 
bedacht  sein  werde.  Auch  Hartig  geizte,  was  den  Fürsten 
Lobkowitz  betraf,  mit  seinem  Lobe  nicht '^^j;  immerhin  gab 
er  dem  Grafen  Lazanzky  den  A^orzug.  Denn  er  schätzte 
diesen  als  einen  tüchtigen,  charakterfesten  und  »der  Im- 
popularität  trotzenden  Geschäftsmann«,  der  die  konstitutio- 
nellen Gelüste  seiner  Mitstände  keineswegs  teilte,  i^")    Ko- 


lowrat  stimmte  mit  Hartig"  für  die  Ernennung  eines  Hof- 
rates, dem  keine  anderen  Agenden  als  die  landständischen 
zu  übertragen  wären;  nur  brachte  er  für  diese  Stelle  primo 
loco  den  Fürsten  Lobko\Yitz  in  Vorschlag."^')  Metternich 
vertraute  in  der  Personalfrage  gänzlich  dem  Urteil  Ko- 
lowrats;  notwendig  erschien  ihm  aber  sowohl  eine  bündige 
Erklärung  des  Monarchen,  die  ständische  Gerechtsame 
jederzeit  schirmen  und  Übergriffe  niemals  dulden  zu  wollen, 
wie  auch  eine  genaue  Feststellung  der  Privilegien  und 
daher  ein  kräftiges  Reglement.  "^2)  Metternich  sah  in  der 
Erstattung  entsprechender  Vorschläge  eine  Hauptaufgabe 
des  ständischen  Referenten,  dem  folgende  Grundsätze  als 
Richtschnur  dienen  sollten:  die  österreichischen  Provinzial- 
stände  repräsentieren  bloß  »Teile  des  Ganzen«,  während 
die  Regierung  den  territorialen  Gesamtkomplex  um- 
faßt; daraus  ergibt  sich  ein  ideeller  Unterschied  im  Wir- 
kungskreis der  Stände  und  ein  materieller  in  der  Behand- 
lungsweise  ihrer  Agenden.  Strebt  nun  die  Opposition 
Rechte  an,  die  ausschließlich  ständischen  Körperschaften 
einheitlich  vertretener  Staaten  gebühren,  in  Österreich  also 
mit  den  zur  Aufrechterhaltung  des  Gesamtreiches  notwen- 
digen kaiserlichen  Vorrechten  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
sind,  so  muß  dieser  Forderung  die  Einheit  der  Monarchie 
als  unantastbares  Palladium  entgegengehalten  werden; 
denn  im  anderen  Falle  würde  der  Kaiserstaat  auf  Abwege 
geraten  und  aus  der  Reihe  der  lebenden  Reiche  ver- 
schwinden.'*'-^)  Das  war  im  wesentlichen  der  Inhalt  der 
Denkschrift,  die  Metternich  als  einen  Leitfaden  für  den 
ständischen  Referenten  ausgearbeitet  hatte  —  nur  wurde 
sie  leider  wie  so  manches  andere  wächtige  Schriftstück 
ad  acta  gelegt,  um  im  Archiv  der  Staatskonferenz  ein  un- 
beachtetes Dasein  zu  fristen. 

Der  Kaiser  unterzeichnete  am  17.  Oktober  1847  Kolo- 
wrats  Resolutionsentwurf  und  ernannte  den  Fürsten  Lobko- 
witz  zum  Hofrat  und  ständischen  Referenten  in  der  Hof- 
kanzlei. "4) 

Schütter,  Aus  Österreichs  Vormärz.  IV.  3  7  7 


Man  verrechnete  sich  gründlich;  denn  das  neue  De- 
partement entsprach  keineswegs  den  Erwartungen  der 
Konferenz.  Alißmutig  äußerte  sich  Hartig  über  die  träge 
Geschäftsgebarung ^^^),  die  jedoch  nicht  allein  dort,  son- 
dern auch  in  der  Hof kanzlei  selbst  obwaltete.  Diese  glaubte, 
ihr  neuerliches  Gutachten  über  die  Landtagschrift  vom 
24.  Juni  1846  nicht  erstatten  zu  müssen,  ehe  der  Referent 
die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Behandlung  ständischer 
Angelegenheiten  festgestellt  habe^^^);  so  blieb  auch  die 
Frage  unerörtert,  wie  man  dem  Bedürfnis  einer  geordneten 
Zusammenstellung  der  dem  flachen  Lande  eigentümlichen 
Verwaltungsnormen  abhelfen  und  etw^aige  Mängel  besei- 
tigen könnte.  Die  Regierung  durfte  aber  schon  aus  Staats- 
raison  weder  den  Schein  der  Gleichgültigkeit  auf  sich  laden, 
noch  ihre  infolge  der  g-alizischen  und  italienischen  Umtriebe 
ohnehin  gefa.hrdete  Lage  noch  schwieriger  gestalten.  Des- 
halb wurde  der  Oberste  Kanzler,  als  er  im  Februar  1848 
sein  Gutachten  noch  immer  nicht  erstattet  hatte,  auf 
Kolowrats  Rat  zur  Eile  ermahnt  und  ihm  bedeutet,  daß  er 
das  Referat  des  Fürsten  Lobkowitz  nicht  abzuwarten 
brauche.  ^''") 

Graf  Inzaghi  empfahl  nun  dem  Kaiser,  in  keine  Einzel- 
heiten einzugehen,  sondern  die  Diätalschrift  lediglich  einer 
allgemeinen  Würdigung  zu  unterziehen;  denn  er  wollte 
jeden  Anlaß  zu  weiteren  Erörterungen  vermeiden,  so  lange 
die  Hauptfrage  nicht  entschieden  war.  ^^^)  Er  hielt  es  ferner 
für  angezeigt,  den  Ständen  schon  jetzt  mitzuteilen,  daß  man 
sie  bei  Zusammenstellung  der  Verwaltungsnormen  zu  Rate 
ziehen  möchte.  Buol  meinte  dasselbe,  setzte  jedoch  voraus, 
daß  ihnen  bloß  erlaubt  sein  würde,  Anträge  zu  stellei  .  die 
als  Grundlage  der  Beratungen  dienen  könnten;  er  änderte 
in  dieser  Hinsicht  den  Resolutionsentwurf  des  Obersten 
Kanzlers  ab  und  gab  ihm  auch  sonst  eine  deutlichere 
Fassung.  1**'') 

Die  übrigen  Stimmführer  erklärten  sich  damit  einver- 
standen und  so  unterzeichnete  der  Kaiser,  am  1 1.  März  1848, 
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das  ihm  vorgelegte  und  von  Hartig  als  »sehr  dringend« 
bezeichnete  Reskript,  i'^")  In  der  Tat  war  es  höchste  Zeit, 
den  Ständen  die  Erledigung  ihrer  Landtagschrift  vom 
24.  Juni  1846  zukommen  zu  lassen;  denn  schon  am  13.  März 
sollten  sie  sich  wieder  versammeln. 


Die  Polizei  war  inzwischen  angewiesen  worden,  den 
Umtrieben  der  Opposition  die  »gespannteste  Aufmerksam- 
keit« zu  widmen;  sie  konnte  jedoch  keinerlei  Beweise  einer 
planmäßigen  Verbindung  der  Provinzialstände  zutage  för- 
dern, stellte  vielmehr  dem  Führer  der  Opposition  im  nieder- 
österreichischen Landtag,  Freiherrn  von  Doblhoff,  das 
folgende  Leumundszeugnis  aus:  »Er  ist  dem  Kaiserhause 
ergeben  und  beseelt  von  der  Idee  für  die  Wohlfahrt  und 
Größe  der  österreichischen  Monarchie;  er  weicht  aber  in 
der  Ansicht  über  die  Mittel  zur  Erlangung  dieser  Zwecke 
von  der  bisher  gangbaren  ab  und  ist  dabei  mit  gediegenem 
Wissen  ausgerüstet,  fleißig  und  beharrlich.«  ^'i)  Da  möge 
nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  Doblhoff  im  Herbst  1847 
dem  Hamburger  Eisenbahnkongreß  beigewohnt  ^^^j,  dort 
einen  regen  Verkehr  mit  Baseler  und  anderen  liberalen 
Koryphäen  unterhalten  und  sich  schließlich  zu  deren  An- 
schauungen bekehrt  hatte.  Der  vormals  so  beredte  Anwalt 
feudaler  Einrichtungen  erglühte  nun  derart  für  die  neuen 
Ideen,  daß  er  gleich  dem  im  Gewerbeverein  vertretenen 
liberalen  Bürgertum  auf  zeitgemäße  politische  Reformen 
drang.  Die  Debatten  im  ständischen  Lesezimmer  gestalteten 
sich  daher  immer  lebhafter,  die  verschiedenen  Komitees 
arbeiteten  mit  erhöhtem  Eifer  und  alles  war  in  fieberhafter 
Bewegung.  Den  meisten  Ständen  lag  aber  jede  revolutio- 
näre Absicht  fern^''^);  dies  erhellt  so  recht  aus  der  Rede, 
die  Graf  Fries  namens  seiner  zahlreichen  Gesinnungs- 
genossen im  Februar  1848  gehalten  hatte  ^'^^);  sie  war  das 
politische  Glaubensbekenntnis  eines  Patrioten  streng  kon- 
servativer Gesinnung,    der   in    den  Ständen    die    berufenen 
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Vertreter  landwirtsch  aftlicher  Interessen  sah  und  ihnen 
riet,  diese  gewiß  auch  durch  eigene  Schuld  eingebüßte  alte 
verfassungsmäßige  Stellung  wieder  zu  erringen  und  daher 
weiter  ausgreifenden  Plänen   »vor  der  Hand«   zu  entsagen. 

Da  gelangte  die  Kunde  nach  Wien,  das  französische 
Königtum  sei  von  den  Pariser  Demokraten  gestürzt  worden ; 
wohl  jeder  ahnte,  daß  dieses  Ereignis  nicht  ohne  Eintluß 
auf  die  österreichische  Monarchie  bleiben  werde.  Seine 
Folgen  äußerten  sich  zunächst  in  einer  Petitionssucht,  die 
auch  die  Stände  ergriff.  Nur  waren  diese  keineswegs  ge- 
sonnen einen  gewaltsamen  Umschwung  der  Dinge  herbei- 
zuführen; sie  wollten  vielmehr  einem  solchen  vorbeugen, 
wie  die  Adressen  zeigten,  die  sie  angesichts  der  herrschen- 
den Volksstimmung  entworfen  hatten,  i'^)  Sie  ersuchten 
ferner  um  Einberufung  von  Deputierten  aller  Provinzen 
und  da  unterschied  sich  ihre  Petition  gar  wesentlich  von 
den  Forderungen  der  akademischen  Jugend.  Die  Art 
und  Weise,  in  der  die  Wünsche  der  von  gewissenlosen 
Demagogen  mißbrauchten  Studentenschaft  vorgebracht 
wurden,  entsprach  weder  dem  ständischen  Geiste  noch 
einer  ruhigen  Entwicklung  notwendiger  Reformen. 

Schwer  rächte  es  sich  in  jenen  Tagen,  daß  die 
Regierung  den  richtigen  Zeitpunkt  verabsäumt  hatte,  Hand 
in  Hand  mit  den  Ständen  den  Neubau  des  Staates  zu  be- 
werkstelligen; schwer  rächte  sich  aber  auch  der  Zwiespalt 
in  der  Regierung:  das  Treiben  einer  gewissen  Partei, 
vollends  Einfluß  und  Macht  durch  einen  Personenwechsel 
zu  erlangen.  Der  dreizehnte  März  dürfte  wohl  nicht  allen 
denen,  die  am  selben  Tag  in  der  Hofburg  zu  Rate  saßen, 
eine  Überraschung  gewesen  sein:  Kolowrat  und  eine  noch 
höher  stehende  Persönlichkeit  dürften  von  den  Ereignissen, 
die  sich  im  Landhaus  vorbereiteten,  schon  früher  gewußt, 
vielleicht  auch  selber  dazu  beigetragen  haben.  ^'^)  So  mag  es 
dann  gekommen  sein,  daß  die  niederösterreichischen  Stände, 
einem  Hochdruck  folgend,  ihren  gemäßigten  Anschauungen 
entsagten    und  sich    zu  Bannerträgern    der  Revolution    an- 
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werben    ließen,    indem    sie    die   Petitionen    der    Umstürzler 
in  die  Hofburg  brachten. 

Am  12.  März  hatte  Gräfin  Felicie  EsterhAzy  die  Frage 
an  die  Gemahlin  des  Staatskanzlers  gerichtet:  »Ist  es  denn 
wahr,  daß  Ihr  morgen  weggeht?«  »Warum?«  frug  die 
Fürstin.  »Nun  der  Louis  Szechenyi  hat  uns  eben  gesagt  — 
lautete  die  iVntwort  —  daß  wir  Kerzen  kaufen  sollen,  um 
morgen  zu  illuminieren,  weil  Ihr  weggeschickt  wer- 
det!« —  »Louis  Szechenyi  —  so  schloß  Fürstin  Melanie 
ihre  Tagebuchnotiz  —  passait  sa  vie  ä  la  cour!  et  on  ne 
pouvait  y  ignorer  ce  qu'il  savait.«  '^^) 


»Es  muß  etwas  geschehen!«  i'^)  »Mein  Ruf  nach 
dem  Regieren  hat  das  Schicksal  der  vox  clamantis  in 
deserto  bestanden.«  ^^^)  »Das  größte  Übel,  welches  das  Reich 
treffen  konnte, ist  im  Schweitzer  Hofe  aufgetaucht,  welcher 
die  Kraft  des  Lähmens  der  früher  geregelten  Gewalten, 
ohne  einer  belebenden,  noch  schaffenden  besaß.  Dort  muß 
das  Ärgste  der  Elemente  —  ,die  Negation  des  Regierens'  — 
gesucht  werden,  des  Elementes,  welches  sich  in  den  Tagen 
der  Gefahr  nur  zu  offenkundig  zeigte.«  ^^^) 

Noch  zahlreiche  ähnliche  Aussprüche  Metternichs  ließen 
sich  anführen.  Derselbe  Staatsmann  aber,  der  jahrelang  die 
Notwendigkeit  des  Regierens  betont  hatte,  wurde  schließ- 
lich zum  Sündenbock   »der  Regierung«   gestempelt! 

Im  Grunde  genommen  war  es  Graf  Kolowrat,  den 
dieser  Vorwurf  treffen  sollte;  denn  er,  nicht  der  Staats- 
kanzler, war  (seit  1826)  der  eigentliche  Leiter  der  inneren 
Politik  ^^^),  mit  dem  Fürst  Metternich  seit  den  Tagen  des 
Kaisers  Franz  in  erbitterter  Fehde  stand.  Als  Metternich, 
am  25.  Mai  1821,  zum  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler  er- 
nannt wurde,  hegte  er  mit  vielen  anderen  die  sichere  Über- 
zeugung, sein  Einfluß  werde  sich  nunmehr  auf  alle  Zweige 
der  Staatsverwaltung  erstrecken.  1^-)  Das  war  keineswegs 
der  Fall;   denn  er  hatte  lediglich   »das  Reich  dem  Ausland 
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gegenüber  zu  vertreten  und  dessen  politische  Interessen 
nach  Außen  wie  nach  Innen  zu  wahren«  und  als  Mitglied 
der  Staatskonferenz  seine  Stimme  in  den  wichtigsten  Re- 
gierungsgeschäften abzugeben,  die  an  diese  Körperschaft 
gelangten.  ^^'^)  Unterstützung  jedoch  von  berufener  Seite 
blieb  ihm  versagt. 

Nicht  stichhältig  ist  die  Behauptung,  Metternich  habe 
es  »als  geschmeidiger  Hofmann«  vermieden,  seinen  kaiser- 
lichen Herrn  auf  die  Mängel  der  Verwaltung  aufmerksam 
zu  machen  1*^);  denn  die  Reform,  die  Metternich  anstrebte 
und  deren  Notwendigkeit  er  zu  wiederholtenmalen  hervor- 
hob, betraf  die  höchste  Regierungsgewalt  des  Reiches, 
dessen  Teile  sich  durch  Sprache,  Sitten,  Verfassungen  und 
historischen  Ursprung  wesentlich  voneinander  unterschieden. 
Außerdem  ließen  sich  Konferenz,  Staatsrat  und  Hofstellen 
nicht  immer  von  denselben  Regierungsgrundsätzen  leiten; 
jahrelang  wurde  über  eine  Sache  beraten,  geschrieben,  bis 
schließlich  nichts  oder  etwas  zustande  kam,  was  keinen  rechten 
inneren  Zusammenhang  hatte.  ^^•'') 

Österreich  galt  dem  Fürsten  ISIetternich,  in  politisch- 
administrativer Hinsicht,  gleichsam  als  ein  Föderativ- 
staat unter  einem  einzigen  gemeinschaftlichen  Monarchen 
und   dieser   als    »der  Zentralpunkt   der  Regierungsgewalt«. 

Immerhin  mußte  Metternich  mit  der  Scheu  des  Kaisers 
Franz  vor  allen  Neuerungen  rechnen  und  so  beantragte  er, 
am  27.  Oktober  iSiy^^^J,  den  althergebrachten  kollegialischen 
Geschäftsgang  der  Hofstellen  durch  Errichtung  zunächst 
nur  zweier  Ministerien  1^")  —  des  Innern  und  der  Justiz  — 
zu  vereinfachen  und  zu  beschleunigen.  Es  erfolgte  bloß  die 
Errichtung  eines  Ministeriums  des  Innern,  dem  auch  Kultus 
und  Unterrichtswesen  übertragen  wurden  1^^),  und  die  Ein- 
setzung dreier  Hofkanzler  für  Böhmen  (mit  Galizien),  Inner- 
österreich und  Italien.  Diese  Dezentralisation  erwies  sich 
allerdings  als  wenig  glücklich,  weshalb  nach  wenigen  Jahren 
die  in  der  Vereinigten  Hofkanzlei  zentralisierte  Verwaltung 
der  österreichischen  Länder  wieder  eingeführt  wurde. 
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Metternich  verurteilte,  als  entschiedener  Gegner  des 
seit  der  französischen  Revolution  in  Mode  gekommenen 
Systems  der  Zentralisation,  jede  Richtung,  die  zu  einem 
solchen  führen  konnte;  er  mißbilligte  daher,  auch  eingedenk 
des  mißlungenen  Versuchs  Josephs  IL,  das  sich  offenbarende 
Streben  nach  Verschmelzung  der  einzelnen  Teile  der 
Monarchie:  »Diese  Tendenz,  welche  aus  der  Organisation 
der  obersten  Stellen  entspringt,  erzeugt  Lähmung  durch 
eine  stets  unterhaltene  Reibung;  unter  ihrem  Einflüsse  artet 
der  heilsame  Zweck  der  Centralisirung  der  Regierungs- 
gewalt in  eine  Sucht  aus,  sich  in  Details  zu  mischen, 
welche  den  Geist  der  höchsten  Verwaltung  tödten.«  ^^^) 
Dieser  scheinbare  Widerspruch  erklärt  sich  daraus,  daß 
Fürst  Metternich  zwar  eine  Zentralvertretung  wünschte, 
aber  vor  dem  argwöhnischen  Kaiser  nicht  als  ein  Neuerer 
erscheinen  wollte.  Es  galt  ja  noch  einen  anderen  Plan  zu 
verwirklichen,  den  Fürst  Metternich  im  Sinne  legislativer 
Regelung  der  Teile  und  gleichmäßiger  Verstärkung  der 
Zentralgewalt  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung schon  im  Jahre  1816  entworfen  hatte.  Ständische 
Vertretungen  bestanden  in  den  Ländern  der  Monarchie, 
nicht  aber  im  Mittelpunkte  der  Regierung;  der  Staatskanzler 
beantragte  daher  nebst  einer  Revision  der  ständischen  Ver- 
hältnisse die  Errichtung  eines  Reichsrates.  Dieser  sollte 
aus  Beisitzern,  die  der  Kaiser  ernannte,  und  aus  Abge- 
ordneten der  ständischen  Körperschaften  zusammengesetzt 
sein  und  mit  der  Aufgabe  betraut  werden,  das  Budget  und 
alle  die  Gesetze  zu  prüfen,  welche  die  Gesamtheit  betrafen. 

Fürst  Metternich  unterbreitete  dem  Kaiser,  in  den  ersten 
Jännertagen  des  Jahres  181 7,  die  Denkschrift  mit  der  Bitte, 
sie  von  Sachkundigen  begutachten  zu  lassen.  Der  Monarch 
nahm  die  Eingabe  Metternichs  entgegen  und  legte  sie  in 
die  Lade,  »in  welcher  viel  Gutes  neben  vielem  Übeln 
latent  liegen  geblieben  ist«.  Zehn  Jahre  später,  nach 
schwerer  Krankheit  genesen,  beschied  Kaiser  Franz  den 
Fürsten  Metternich    an    einem  frühen  Morgen  zu  sich  und 
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empfing  ihn  mit  den  Worten:  »Ich  habe  Sie  rufen  lassen, 
um  mich  einer  Sünde  zu  entledigen,  welche  mir  während 
der  Krankheit,  welche  ich  nicht  zu  überstehen  geglaubt 
hatte,  schwerer  als  die  Krankheit  auf  der  Seele  lastete. 
Ich  habe  Ihrem  Antrage  noch  keine  Folge  gegeben;  ich 
werde  das  Versäumte  nachholen  und  ohne  Zeitverlust  zur 
Prüfung  ihrer  Eingabe  schreiten.«  Metternich  antwortete: 
»Ich  danke  Euer  Majestät  für  den  Ausspruch  Ihres  Gefühles, 
daß  bereits  die  Zeit  versäumt  wurde;  ihr  Einbringen  spricht 
sich  neben  der  Wichtigkeit  des  Stoffes  heute  noch  in  einer 
nicht  minder  wichtigen  Richtung  aus.  Es  genügt  in  der 
heutigen  Weltlage  nicht,  daß  Euer  Majestät  regieren.  Sie 
müssen  die  Mittel  zum  Regieren  Ihrem  Nachfolger  sichern ; 
hiezu  kenne  ich  nur  einen  Weg,  und  es  ist  der.  daß  Euer 
ISIajestät  unter  dem  Schirm  Ihrer  Regierungserfahrung  die 
Regierungsmaschine  aufstellen,  mit  deren  Beihülfe  Ihr 
Nachfolger  auf  dem  Throne  zu  wnrken  berufen  sein  wird.« 

Als  Fürst  Metternich,  am  31.  Dezember  1834,  dem 
Kaiser  seinen  Neujahrswunsch  abstattete,  sagte  ihm  der 
Monarch:  »Ich  stehe  abermals  wie  ein  reuiger  Sünder  vor 
Ihnen;  das  Jahr  1835  soll  aber  nicht  verlaufen,  ohne  der 
Lösung  meiner  Schuld.«  ^^'^) 

Zw^ei  Monate  nach  dieser  Erklärung  starb  Kaiser  Franz, 
und  seit  dieser  Zeit  blieb  das  Reich  ohne  eine  Regierungs- 
gewalt; ein  Interregnum  trat  ein,  mit  Unrecht  benannt: 
»das  Metternichsche  System«.  ^''^) 

Als  Graf  Kolowrat  im  September  1836  einen  längeren 
Urlaub  antrat,  ergriff  der  Staatskanzler  diesen  Anlaß,  um 
seinen  Plan  einer  endgültigen  Einrichtung  der  höchsten 
Regierungsämter  zu  verwirklichen;  nur  wünschte  er,  daß 
sich  Kolov/rat  darüber  mit  ihm  und  dem  Erzherzog  Ludwig 
verständige.  ^^'^)  Denn  nichts  lag  ihm  so  fern,  als  eine  un- 
edle Handlung  zu  begehen  und  seinen  Rivalen  hinterrücks 
zu  überfallen.  »Der  Graf  Kolowrat  ist  —  so  schilderte  er 
ihn  —  voller  guter  Eigenschaften;  er  hat  tiefe  Kenntnisse 
in  der  Verwaltung  .  .  .  jedoch  auch  große  Fehler.  Von  sehr 
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schlechter  Gesundheit,  ist  sein  moralisches  Wesen  höchst 
merkwürdig  durch  seinen  physischen  Zustand  beeinflußt. 
Er  leidet  an  Hämorrhoidalbesch werden,  die  leicht  die  Kopf- 
organe angreifen;  während  solcher  Anfälle  wird  er  mehr 
oder  minder  untauglich  für  die  Geschäfte  .  .  .  Abgesehen 
von  diesem  Nachtheil  hat  er  eine  große  Schwäche  des 
Charakters  und  wird  nach  Art  aller  schwachen  Menschen 
leicht  ein  Werkzeug  in  den  Händen  untergeordneter 
Schmeichler  .  .  .  Seine  Grundsätze  sind  von  tadelloser 
Korrektheit  und  er  gilt  doch  für  einen  Liberalen;  er  ist 
durch  und  durch  Aristokrat,  wird  aber  trotzdem  für  einen 
Neuerer  gehalten.  Obgleich  ein  hervorragender  Geschäfts- 
mann, entbehrt  er  doch  jener  Eigenschaften,  die  einen  erst 
zum  Staatsmann  stempeln.  Er  ist  unfähig,  eine  Frage  in 
ihrer  Gänze  zu  überblicken,  sie  zu  erfassen,  deren  Gang 
zu  bestimmen  und  sich  durch  Zufälle  nicht  beirren  zu 
lassen.  Er  will,  was  ich  will;  noch  nie  ist  es  vorgekommen, 
daß  er  sich  geweigert  hätte,  meine  Ansicht  anzunehmen, 
und  wir  haben  uns  noch  nie  getrennt,  ohne  nicht  aufrichtig 
miteinander  übereinzustimmen ;  für  mich  ist  er  eine  uner- 
schöpfliche Quelle  administrativer  Kenntnisse.  Ich  meiner- 
seits ergänze  ihn  in  dem,  was  ihm  an  Kenntnissen  einer 
höheren  Sphäre  mangelt  .  .  .«i'-*'^) 

Nur  die  Stockung  in  den  Geschäften,  die  infolge  wieder- 
holter Abwesenheit  Kolowrats  eintrat,  bestimmte  den 
Fürsten  Metternich  zu  seinen  Vorschlägen,  wobei  er 
Kolowrat  keineswegs  aus  dem  Spiele  lassen  w^ollte.  Dieser 
lehnte  jedoch  ab  und  stellte  es  dem  Staatskanzler  und  dem 
Erzherzog  Ludwig  anheim,  »alles  nach  Maßgabe  der  Ver- 
hältnisse zu  regeln«.  ^'''^) 

Fürst  Metternich  nahm  ihn  beim  Wort  und  setzte  dem  Erz- 
herzog Ludwig  in  einer  Denkschrift  vom  3.  Oktober  1836  ^^'>)  die 
Gründe  auseinander,  die  eine  Belebung  und  einen  geregelten 
Gang  der  Staatskonferenz  notwendig  erscheinen  ließen: 

Die  übrigen  obersten  Behörden  —  Hofstellen  und 
Staatsrat    —  bedurften,    nach  Metternichs  Ansicht,    keiner 
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tiefgreifenden  Reform.  Hinsichtlich  der  Hofstellen  genügten 
das  Festhalten  an  den  Grundbestimmungen  und  die  Zu- 
weisung der  einschlägigen  Geschäftsstücke;  in  dem  Staats- 
rat sah  Metternich  »den  Gewissensrat  des  Monarchen,  den 
Oberwächter  der  Staatsmaximen  und  der  Geschäftsnormen«. 
Der  Staatsrat  brauchte  daher  lediglich  seine  Instruktion  zu 
beachten. 

Anders  lagen  die  Dinge  in  der  Staatskonferenz,  deren 
Wirkungskreis  Gegenstände  umfaßte,  die  den  Organismus 
des  Gesamtstaates  berührten;  sie  wurden  von  den  Hofstellen 
in  Antrag  gebracht  und  dem  Staatsrat  zur  Prüfung  über- 
wiesen. Trat  aber  eine  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
den  Hofstellen  und  dem  Staatsrat  ein,  so  erübrigte  kein 
anderes  Mittel  der  Verständigung  als  das  » einer  geregelten 
Zuteilung  und  nicht  minder  geregelter  Sitzungen«. 

Das  war  der  Vorschlag,  den  Fürst  Metternich  dem 
Erzherzog  Ludwig  auch  in  der  Absicht  unterbreitete,  den 
steten  Intrigen  einen  Damm  zu  setzen,  das  Gefühl  der 
Verantwortlichkeit  zu  heben  und  der  Öffentlichkeit  Ver- 
trauen in  die  Beständigkeit  des  Regierungssystems  einzu- 
flößen. 

Erzherzog  Ludwig  erwirkte  ein  kaiserliches  Hand- 
schreiben, das  ihn  beauftragte,  mit  Metternich,  den  in 
Wien  anwesenden  staatsrätlichen  Sektionschefs  und  den 
Staats-  und  Konferenzministern  in  einer  »engen  Konferenz« 
zu  erwägen,  »ob  der  dermalige  Geschäftszug  des  Staats- 
rates der  Erfüllung  seiner  Bestimmung  entsprechend  sei 
und  welche  Verfügungen  hierwegen  allenfalls  notwendig- 
sein  dürften«.^'*'')  Er  hatte  den  Fürsten  Metternich  »als  Chef 
der  Staatskonferenz«  aufzufordern,  sowohl  eine  Darstellung 
der  Geschäftsführung  bei  der  Staatskonferenz,  als  auch  ein 
Gutachten  über  etwa  notwendige  Änderungen  zu  liefern. '^^) 

Am  15.  Oktober  wurde  einem  Komitee  die  Aufgabe 
übertragen,  die  Zustände  beim  Staatsrat  im  Vergleich  mit 
dessen  Einrichtung  vom  Jahre  1 8 1 4  und  deren  Veränderung 
von   1823  zu  untersuchen,    damit    diese   ursprüngliche  Ver- 
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fassung-  entweder  wieder  hergestellt  oder  den  neuen  Ver- 
hältnissen gemäß  modifiziert  werde.  Das  Komitee,  das  am 
18.  und  20.  Oktober  unter  dem  Vorsitze  Metternichs  tagte, 
stellte  im  wesentlichen  das  frühere  Staatsratsstatut  wieder 
her.  Dieses  wurde  in  seiner  neuen  Fassung  vom  Kaiser 
genehmigt  und  dem  Staats-  und  Konferenzminister  Grafen 
Nädasdy  zu  weiterer  Behandlung  übermittelt.'^**) 

Metternich  war  im  Verlauf  der  Erörterung  auch  dafür 
eingetreten,  eine  einheitliche  Leitung  der  inneren  und 
äußeren  Politik,  und  zwar  bei  Fragen  zu  ermöglichen,  die 
in  den  Wirkungskreis  beider  Ressorts  fielen. 

Außerdem  hatte  der  Staatskanzler  mit  dem  General- 
adjutanten des  Kaisers,  Grafen  Clam,  und  dem  Konferenzrat 
Pilgram  an  dem  Gutachten  über  die  Konferenz  gearbeitet, 
die  er  völlig  unabhängig  vom  Staatsrat  und  über  diesem, 
das  heißt:  als  höchste  Regierungsbehörde  sicherstellen 
wollte,  um  als  ihr  Chef  die  Leitung  der  inneren  Politik 
zu  übernehmen.  1^^)  Er  unterbreitete  dem  Kaiser  am  24.  Ok- 
tober seine  Vorschlaget'^*'),  wobei  er  als  den  eigentlichen 
Zweck  der  Staatskonferenz  »die  Beleuchtung  der  wichtigsten 
in  das  Leben  des  Staates  eingreifenden  Geschäftsgegen- 
stände« bezeichnete.  Ihre  Aufgabe  sollte  weder  darin  be- 
stehen, gleich  den  Hofstellen  Anträge  zu  machen,  oder,  wie 
der  Staatsrat,  eine  Kontrollbehörde  zu  sein.  Ihre  Tätigkeit 
hatte  erst  einzusetzen,  wenn  dieser  Behörde  nichts  mehr 
zu  sagen  erübrigte  oder  der  Monarch  im  Falle  wider- 
sprechender Anschauungen  der  antragenden  und  prüfenden 
Stellen,  sei  es  »aus  Zartheit  des  Gewissens«,  sei  es  infolge 
politischer  Berechnung,  keine  Entscheidung  treffen  wollte, 
ehe  er  den  Versuch  einer  Einigung  gemacht  hatte. 

Dieser  kluge  und  taktvolle  Ausspruch  kennzeichnet  so 
recht  die  Absicht  Metternichs,  die  Staatskonferenz  gleich- 
sam zu  einer  Regent-  und  Vormundschaftsbehörde  auszu- 
gestalten. Von  diesen  Erwägungen  geleitet,  unterbreitete 
er  dem  Kaiser  den  Entwurf  eines  an  ihn,  den  Staatskanzler, 
zu   richtenden  Handschreibens.-*'^)    Der  Wirkungskreis 
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der  Staatskonferenz  fand  sich  darin  genau  umschrieben,  und 
über  die  einzelnen  Bestimmung-en  äußerte  sich  Metternich 
noch  eingehend  in  seinem  Vortrag.  Kaiser  Ferdinand  ge- 
nehmigte es,  am  31.  Oktober  1836,  worauf  Metternich  nicht 
säumte,  den  »treuen  und  aufgeklärten«  Mitarbeiter,  Grafen 
Kolovvrat,  von  dem  Ergebnis  der  Beratungen  in  Kenntnis 
zu  setzen:  »Es  ist  —  so  schrieb  er  ihm  —  nichts  Neues 
geschehen;  dem  Bestehenden  wurde  mehr  Belebung  ver- 
liehen und,  wie  dieß  bey  der  kollegialischen  Form  über- 
haupt der  Fall  ist,  der  Geschäftsgang  weniger  auf  vergäng- 
liche Einzelheiten,  als  auf  eine  bleibende  Organisation  be- 
rechnet .  .  .  Für  E.  E.  Stellung  bieten  sich  zwey  Chancen 
dar.  Sie  sind  Staats-  und  Conferenz-Minister  und  unter  den 
staatsräthlichen  Sections-Chefs  der  älteste  im  Range.  Sie 
können  dieses  bleiben.  Wollen  Sie  mehr  Muse  und  eine 
freiere  Bewegung  sichern,  so  können  Sie  sich  auf  die  Stel- 
lung eines  St.  und  C.  Ministers  im  aktiven  Dienste  be- 
schränken. In  beyden  Stellungen  bleiben  Sie  ein  aktiver 
Bestandtheil  der  Dreieinigkeit,  w^enn  ich  mich  dieses  Aus- 
druckes bedienen  darf!  In  der  einen,  wie  in  der  anderen 
Stellung  können  Sie  sich  im  Jahre  mehrere  Monate  zur 
Erholung  gönnen,  in  dem  Zug  der  Geschäfte  wird  hier- 
durch keine  Störung  eintreten.  In  der  einen  wie  in  der 
anderen  Stellung  entledigen  Sie  sich  der  drücken- 
den Geschäftsmasse  und  insbesondere  des  Sollizitanten- 
Wesens  .  .  .«202) 

Nur  blieb  die  Enttäuschung  nicht  aus.  Kolowrat  eilte, 
trotz  seinem  Leiden,  nach  Wien;  denn  unerträglich  war 
ihm  der  Gedanke,  als  bloßer  Sektionschef  in  den  neu 
organisierten  Staatsrat  zurückzutreten  und  in  der  Staats- 
konferenz sich  mit  einem  »Invalidenposten«  zu  bescheiden, 
um  unter  seinem  Rivalen  Metternich  zu  dienen.  Er  berief 
sich  auf  seinen  Schein  —  auf  die  Entschlüsse  des  ver- 
storbenen Kaisers.  Erzherzog  Ludwig  suchte  seine  Ein- 
wendungen zu  widerlegen  und  ihn  zugleich  durch  das  Zu- 
geständnis zu  ködern,  daß  seine  bisherige  Ausnahmsstellung 
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im  Bereiche  der  hohen  Finanzverwaltung,  der  g-eheimen 
Kreditoperationen  und  der  hohen  PoHzei  auch  ferner  er- 
halten bleiben  solle. 

Das  Angebot  war  zu  gering;  Kolowrat  lehnte  es  ab, 
bis  sich,  nach  einem  neuerlichen  erfolglosen  Schritt  des 
kaiserlichen  Prinzen,  Erzherzog  Johann  ins  Mittel  legte.^*'^) 
Dieser,  dem  Grafen  Kolowrat  günstiger  gesinnt  als  dem 
Fürsten  Metternich,  setzte  es  durch,  daß  Erzherzog  Ludwig 
schließlich  in  neue  Beratungen  über  die  Einrichtung  der 
Staatskonferenz  einwilligte,  wobei  er  dem  Grafen  Kolowrat 
ein  weitgehendes  Stimmrecht  zugestand.  Kolowrat  machte 
davon  den  ausgiebigsten  Gebrauch:  er  beantragte  die  Strei- 
chung des  Paragraphen,  der  die  Ernennung  Metternichs 
zum  Chef  der  Staatskonferenz  betraf,  um  ihn  durch  fol- 
genden zu  ersetzen:  »Das  Präsidium  der  Staatskonferenz 
behalte  Ich  (der  Kaiser)  Mir  selbst  vor,  und  in  Meiner 
Vertretung  hat  Mein  Herr  Oheim,  der  Erzherzog  Ludwig 
Liebden,  das  Präsidium  zu  übernehmen. «^^^-i) 

Erzherzog  Ludwig  erklärte  sich  auf  Betreiben  seines 
Bruders  Johann  mit  dieser  Fassung  einverstanden.  Am 
12.  Dezember  1836  erfloß  ein  kaiserliches  Handschreiben, 
das  sich  in  den  wesentlichsten  Bestimmungen  von  dem 
unterschied,  das  der  Monarch  am  31.  Oktober  desselben 
Jahres  unterzeichnet  hatte. -°'"') 

Graf  Kolowrat  hatte  seinen  Zweck  erreicht  und  den 
Fürsten  Metternich  aus  der  Stellung  des  eigentlichen  Leiters 
der  Staatskonferenz  verdrängt.  Nur  sah  er  seinen  bisher 
schier  schrankenlosen  Wirkungskreis  genau  umschrieben, 
der  nunmehr  alle  Gegenstände  der  hohen  Finanzverwaltung, 
der  geheimen  Kreditoperationen  und  der  hohen  Polizei  um- 
faßte. Kolowrat  wurde  ferner  vom  Präsidium  der  Staats- 
ratssektion des  Inneren  enthoben-*^''),  doch  mußten  ihm  alle 
an  den  Staatsrat  geleiteten  Stücke  zur  Kenntnis  gebracht 
werden,  wobei  es  ihm  freigestellt  blieb,  darüber  unmittelbar 
dem  Kaiser  zu  berichten  oder  Sitzungen  der  Staatskonferenz 
zu  beantragen.  So  war  Kolowrat   »oberster  Chef  des  Staats- 
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rates,  Herr  der  Geldmacht,  aller  Anstellungen  und  (durch 
die  Polizei)  des  Schicksals  aller  Staatsdiener,  Herr  der 
ganzen  Camarilla  und  in  der  Konferenz  durch  diese  Stel- 
lung- der  entscheidende  Stimmführer« '-"'')  —  kurz  gesagt 
> Premier  Minister«.  Er  versah  in  Wirklichkeit  denselben 
Posten,  der  nach  Metternichs  Überzeugung  »keinem  ver- 
nünftigen Staatsdiener«  entsprechen  konnte  und  insbesondere 
in  Österreich   »ganz  unmöglich«   war.-^*) 

So  verhielt  es  sich  mit  dem  »Metternichschen  System«! 


Die  im  Jahre  1836  errichtete,  beziehungsweise  als 
oberste  Regierungsbehörde  ausgestaltete  Staatskonferenz 
war  infolge  Unentschlossenheit  des  Erzherzogs  Ludwig  eine 
kaum  in  Bewegung  zu  setzende  »Staatsmaschine«.  Ihr  blieb, 
als  lediglich  beratender  Körperschaft,  jeder  Anteil  an  der 
ausübenden  Gewalt  versagt,  und  es  stand  ihr  auch  die  Be- 
fugnis nicht  zu,  »in  irgend  einer  Angelegenheit  die  In- 
itiative zu  ergreifen«.'-*''^)  Es  fehlte  ihr  zugleich  die  treibende 
Kraft:  die  einheitliche  Regierung.  Was  sich  eine  solche 
nannte,  schlich  »mehr  geschäftig  als  tätig  an  der  Spitze 
der  Nation«. "^i") 

Die  Lage  wurde  vollends  durch  die  einander  wider- 
sprechenden Gutachten  erschwert,  die  Graf  Kolowrat  über 
die  Staatsfinanzen  abgab.  Er,  der  eigentliche  Chef  dieses 
wichtigsten  Zweiges  der  Verwaltung,  stellte  der  Staats- 
konferenz den  sicheren  Bankrott,  das  nächste  Mal  aber  ein 
glänzendes  Budget  in  Aussicht.  Dem  Fürsten  Metternich  war 
es  ein  erwünschter  Anlaß,  seinen  Widersacher  zu  stellen,  in- 
dem er  in  der  Staatskonferenz  vom  17.  Jänner  1838  die 
Darlegung  der  Grundsätze  forderte,  nach  denen  sich  die 
Finanzbehörde  leiten  ließ.  Er  faßte  seinen  mündlichen  Vor- 
trag in  einer  Denkschrift  zusammen,  die  er  den  Erzherzogen 
Ludwig  und  Franz  Karl  unterbreitete,  ^^i) 

Wie  einfach,  ja  selbstverständlich  war  das  Mittel,  das 
Metternich  in  diesem  Aufsatz  zur  Wiederbelebung  der  ober- 
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sten  Gewalt  empfahl!  Es  bestand  weder  in  neuen  Schöp- 
fungen, noch  in  tief  einschneidenden  organischen  Verände- 
rungen, sondern  lediglich  darin,  sich  endlich  einmal  zu 
bemühen,  »daß  die  bestehenden  Institutionen  nicht  blos 
dem  Namen,  sondern  der  Wesenheit  nach  in  Wirkung 
seien  und  regelmäßig  funktionieren«. 

»Man  liquidiere  die  Stellungen«,  so  schrieb  der  Staats- 
kanzler dem  ersten  Generaladjutanten  des  Kaisers,  Grafen 
Clam^^-),  wobei  es  sich  ihm  vornehmlich  um  die  Finanz- 
verwaltung handelte.  Herrschte  nur  einmal  auf  diesem  Ge- 
biete Klarheit  und  Ordnung,  gab  es  kein  Schwanken  mehr 
zwischen  den  Drohungen  des  Stäatsbankrotts  und  über- 
triebenem Selbstlob,  kein  willkürliches  Vorgehen,  das  die 
Prüfung  ausschloß,  kurz  gesagt,  keine  Ausnahmsstellung 
mehr,  so  mußte  nach  Metternichs  Dafürhalten  alles  wieder 
ins  Gleichgewicht  kommen.  Brachte  es  doch  die  Natur  der 
Staatsmaschine  mit  sich,  »daß  keine  einzelne  Abweichung 
von  dem  System,  auf  dem  das  Ganze  beruht,  stattfinden 
kann,  ohne  Stockung  oder  einen  fehlerhaften  Gang  und 
meistens  beide  Gebrechen  abwechselnd  zu  erzeugen«. 

Metternich  predigte  tauben  Ohren;  die  Verschärfung 
seines  Zwistes  mit  Kolowrat,  das  fortgesetzte  Ringen  beider 
um  den  Einfluß  auf  die  Staatsgeschäfte,  ließ  ein  ersprieß- 
liches Wirken  als  völlig  aussichtslos  erscheinen. 


Unter  dem  Eindrucke  der  Pariser  Februar-Revolution 
versicherte  der  österreichische  Beobachter  seinen  Lesern, 
es  könne  »auch  heute  der  Monarch,  stark  in  der  Hoffnung 
auf  die  Vorsehung,  stark  im  Vertrauen  zu  seinen  Völkern 
und  eingedenk  dessen,  daß  dieses  Reich  schon  schwerere 
Stürme  überstanden,  getrost  den  kommenden  Zeiten  ent- 
gegengehen « .  2^^) 

Die  gleichzeitigen  Ereignisse  sowohl,  als  auch  die  Zu- 
kunft straften  den  gutmütigsten  aller  Beobachter  Lügen: 
vom  Ätna   bis    zum  Sund    durchraste    ein  Orkan   den  Erd- 
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teil  und  ähnliches  so  wenig-  wie  die  Nachwirkungen  auf 
staatlichem  und  sozialem  Gebiete  hatte  Europa  jemals  zu- 
vor erlebt.  Wie  sehr  täuschte  sich  Kaiser  Ferdinand  in 
seinen  Völkern,  als  auch  diese  nach  zeitgemäßen  Reformen 
riefen! 

Bereits  einige  Jahre  vor  dem  Ausbruch  der  Revolution 
waren  zahlreiche  Flugschriften  im  Ausland  erschienen: 
Stimmungsberichte  anonymer  und  pseudonymer  Ver- 
fasser-^^); man  hatte  sie  in  Wien  vielleicht  gelesen,  gewiß 
aber  nicht  der  Beachtung  wert  gefunden  —  treu  dem 
Grundsatz   »quieta  non  movere«. 

Aber  es  kam  der  Tag,  an  dem  sich  die  große  Schuld 
der  Regierung  rächen  sollte,  nicht  im  richtigen  Zeitpunkt 
das  Ungewitter  durch  notwendige  Reformen  beschworen 
zu  haben.  Man  hatte  es  herannahen  gesehen,  aber  keine 
Vorkehrungen  dagegen  getroffen,  in  der  sicheren  Voraus- 
setzung, es  werde  sich  nicht  auch  über  Österreich  ent- 
laden. Selbst  die  Proklamierung  der  französischen  Re- 
publik und  der  furchtbare  Widerhall,  den  sie  in  Süd- 
deutschland fand,  rüttelten  die  Wiener  Regierung  aus  dem 
Zustande  der  Sorglosigkeit  nicht  auf  —  noch  am  Vortage 
der  Erhebung  wiegte  man  sich  in  Sicherheit,  und  als  aus- 
geschlossen erachtete  man,  daß  auch  in  Österreich,  diesem 
ruhigen  und  an  Gehorsam  gewöhnten  Reich,  das  Alarm- 
signal ertönen  könnte,  das  die  Völker  zur  Selbsthilfe  — 
zur  Revolution  aufrief.  Allerdings  hatte  man,  getreu  dem 
Ausspruch:  »es  muß  etwas  geschehen«,  die  Frage  der 
Vertretung  der  Länder  im  Mittelpunkt  der  Regierung  noch- 
mals zur  Sprache  gebracht  und  so  die  Berufung  von  Ab- 
geordneten ständischer  Körperschaften  grundsätzlich  be- 
schlossen. Nur  war  es  zu  spät.  Der  Märzorkan  des  Jahres 
1848  brachte  das  morsche  Staatsgebäude  zum  Einsturz. 

Fürst Metternich  ward  dadurch  keineswegs  überrascht; 
hatte  er  doch  einen  derartigen  Ausgang  der  Dinge  seit 
Jahren  vorausgesagt 21  •■^),  bis  er  schließlich  wegen  seiner 
Prophezeiungen  und  wiederholten  Ermahnungen,  der  drohen- 
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den  Gefahr  vorzubeugen,  den  Spott  der  kaiserlichen  Fa- 
milie erntete,  die  seine  Vorstellung-en  für  leeres  Geschwätze 
hielt.  Erzherzog  Ludwig  erkannte  zu  spät,  wie  sehr  Fürst 
Metternich  »in  allen  Voraussichten  recht  gehabt,  und  wie 
sehr  er,  der  Erzherzog,  gefehlt  habe,  seinen  Ratschlägen 
nicht  zu  folgen«. 216)  Nur  auf  Drängen  desselben  kaiser- 
lichen Prinzen  hatte  Metternich,  am  13.  März  1848,  das 
Feld  geräumt.  »Ich  sehe  mich  —  so  verabschiedete  sich 
der  Staatskanzler  von  seinem  Monarchen  —  zu  einem 
Schritte  gezwungen,  über  dessen  Veranlassung  ich  es  als 
eine  Gewissenspflicht  betrachte,  Euer  Majestät  meine  vollste 
Beichte  abzulegen. 

Meine  Gefühle,  Ansichten,  Entschlüsse  sind  in  meinem 
ganzen  Leben  dieselben  gewesen  und  sind  stehende  Ge- 
walten, welche  in  mir  nie  erlöschen  werden.  Ich  habe  sie 
in  dem  Motto  ausgesprochen,  welches  ich  meinen  Nach- 
kommen zur  immerwährenden  Erinnerung  und  Nachachtung 
überlasse.  Mein  Wahlspruch  ist:  Die  Kraft  im  Recht! 

Daß  ich  demselben  in  meinem  Privatleben  wie  im 
öffentlichen  Wirken  stets  getreu  geblieben  bin,  hievon 
überzeugt  mich  mein  Gewissen,  und  ich  sage  es  unge- 
scheut  —  dies  beweist  die  That. 

Ich  trete  vor  einer  höheren  Gewalt  zurück,  als  die  des 
Regenten  selbst  ist.  .  .«^i^^ 

»Mit  Rührung«  las  Kaiser  Ferdinand  das  Schreiben 
seines  Kanzlers 21^),  der  als  aufrechter  Mann,  edel  und  hoch- 
herzig, wie  er  es  zeitlebens  gewesen,  den  Schauplatz  seiner 
Tätigkeit  verließ.  »Wie  von  dem  großen  Kardinal  Alex- 
ander Farnese  kann  man  von  ihm  sagen  —  so  kenn- 
zeichnete ihn  Graf  Hübner  —  Nullas  unquam  ultus 
inimicorum  injurias.«^!^)  Gleicher  Edelmut  zeichnete  aber 
keineswegs  die  Gegner  Metternichs  aus  —  unbeschützt  und 
wie  ein  Verbrecher  mußte  dieser  aus  Wien  flüchten.  ^-O) 

Im  Innersten  tief  gekränkt,  enthielt  er  sich  dennoch 
jedes  herben  Tadels,  wogegen  Fürstin  Melanie  sich  keines- 
wegs   scheute,    die    Sache    ihres    verlästerten    Gemahls    in 
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temperamentvoller  Weise  zu  vertreten.  Sie  tat  es  auch 
gegenüber  der  Erzherzogin  Sophie,  die  ebenfalls  die  schwer- 
sten Vorwürfe  wider  den  alten  Staatskanzler  erhob:  den, 
das  Unmögliche  gewollt  zu  haben,  die  Monarchie  ohne 
einen  Kaiser  und  mit  einem  unfähigen  Träger  der  Krone 
zu  leiten;  den,  nichts  vorausgesehen  und  schließlich  die 
kaiserliche  Familie  feige  im  Stich  gelassen  zu  haben. -"^^) 

Graf  Hartig  wiederum,  einer  der  hervorragendsten 
Staatsmänner  Altösterreichs,  deckte  in  seiner  »Genesis  der 
Revolution  in  Österreich«  freimütig  und  rückhaltlos  die 
Mängel  der  vormärzlichen  Regierung  auf,  die  er,  gleich 
Metternich,  darin  sah,  daß  der  Staat  zwar  »administrirt«, 
aber  nicht  »regiert«  wurde.  Er  unterließ  es  nicht,  auch 
den  schmählichen  Undank  zu  rügen,  den  Metternich  er- 
fahren mußte,  und  dessen  Verleumdern  die  weisen  und 
zeitgemäßen  Aussprüche  des  verkannten  Staatsmannes  vor- 
zuhalten.--2)  »Hätten  Euer  Durchlaucht  —  so  schrieb  Graf 
Hartig  am  2.  Februar  1849  dem  Fürsten  Metternich  — 
wirklich  jenen  allgemeinen  und  entscheidenden  Einfluß 
auf  die  inneren  Staatsgeschäfte  gehabt,  welchen  die  irre- 
geleitete öffentliche  Meinung  Ihnen  zuschrieb,  so  stünde  es 
mit  uns  nicht  so  schlimm,  wie  es  jetzt  steht.  Nach  Ihrem 
Austritte  gieng  alles  in  Trümmer,  denn  es  mangelte  an 
leitenden  Grundsätzen  ...« --3)  Selbst  Klapka  äußerte  sich 
nach  seiner  Kapitulation  in  ähnlichem  Sinne,  da  er  als 
seine  Überzeugung  aussprach,  es  wäre  Fürst  Metternich 
der  einzige  Mann,  »welcher  das  namenlose  Unheil  unserer 
Zeit  zu  vermeiden  gewußt  hätte,  wenn  er  am  Ruder 
stünde  «.2-^) 

Wohl  lastete  auf  dem  Fürsten  Metternich  eine  schwere 
Unterlassungssünde,  zu  der  er  sich  im  Mai  184g  selber 
bekannte,  die  »der  Sedlnitzkyschen  Nichtstuerei«  nicht 
vor  Jahren  ein  Ende  gemacht  zu  haben.  »Hiezu  hätte  ich 
gelangen  können,    in  den  internis  aber  zu  mehr  nicht.« 22.^^ 

Dieses  Schuldbekenntnis  Metternichs  ist  jedoch  keines- 
wegs   einwandfrei.    Denn    nicht   »die  Nichtstuerei«   des  all- 
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mächtigen  Präsidenten  der  Polizeihofstelle,  dem  auch  die 
Zensur  unterstand,  sondern  eben  seine  Tätigkeit,  mit  Geist- 
losigkeit,  Härte  und  Unduldsamkeit  gepaart,  wirkte  lähmend 
auf  die  Geister;  diese  wurden  dadurch  in  die  Opposition 
gedrängt,  der  aber  im  absolutistischen  Staate  die  gesetzliche 
Grundlage  fehlte,  weshalb  sie  für  revolutionär  galt. 

Metternichs  tragische  Schuld  bestand  ferner  in  der 
übertriebenen  Behütung  Österreichs  vor  Entfesselung 
nationaler  Leidenschaften  und  in  unbeugsamem  Festhalten  an 
dem  europäischen  Staatensystem  des  Wiener  Kongresses,  '^^e) 
So  vertraute  er  einerseits  allzusehr  dem  Buchstaben  der 
Verträge,  dem  er  die  Kraft  beimaß,  sich  auch  die  Volks- 
seele gefügig  zu  machen;  anderseits  aber  unterschätzte  er 
die  Macht  der  liberalen  Ideen,  die  —  je  mehr  sie  zurück- 
gedrängt wurden  —  um  so  gewaltiger  emporstrebten  und 
sich  schließlich  durch  keine  Beschwörungsformeln  mehr 
bannen  ließen. 

Hübner  besuchte,  im  Mai  185g,  den  alten  Staatskanzler, 
der  einige  Tage  vorher  seinen  86.  Geburtstag  gefeiert 
hatte.  »Ich  brachte  noch  den  ganzen  Morgen  bei  ihm  zu«  — 
so  berichtete  jener^-^)  —  »wir  machten  einen  kurzen 
Spaziergang  im  Garten,  wobei  er  sich  auf  meinen  Arm 
stützte.  Es  fiel  mir  auf,  wie  leicht  die  Bürde  war.  Dann 
folgte  ich  ihm  in  sein  Kabinett.  Das  Gespräch  war  lebhaft 
und  angeregt.  Beim  Abschiede  sagte  er  mir  zu  wieder- 
holtenmalen  mit  Nachdruck:  ,Ich  war  ein  Fels  der  Ord- 
nung.' Ich  hatte  bereits  die  Thüre  hinter  mir  geschlossen, 
als  ich  sie  wieder  leise  öffnete,  um  den  großen  Staatsmann 
noch  einmal  zu  betrachten.  Da  saß  er  an  seinem  Schreib- 
tische, die  Feder  in  der  Hand,  den  Blick  sinnend  nach  Oben 
gerichtet,  in  aufrechter  Haltung,  kalt,  stolz,  vornehm,  wie 
ich  ihn  einst  so  oft  in  der  Staatskanzlei  gesehen  hatte  im 
vollen  Glänze  der  Macht.  Die  Vorschatten  des  Todes, 
welche  ich  in  den  letzten  Tagen  zu  bemerken  glaubte, 
waren  von  seinem  Antlitze  gewichen.  Ein  Sonnenstrahl  er- 


leuchtete  das  Gemach,  und  das  zurückgeworfene  Licht 
verklärte  die  edlen  Züge.  Nach  einiger  Zeit  gewahrte  er 
mich  unter  der  Thüre,  heftete  lange  einen  Blick  des  innigen 
Wohlwollens  auf  mich,  wandte  $ich  dann  ab  und  sagte 
halblaut  vor  sich  hin:  un  röche  d'ordre.« 

Einige  Wochen  danach,  am  ii.  Juni  1859,  ereilte  ihn 
ein  sanfter  Tod. 

Mögen  die  Urteile  der  Epigonen  über  die  staats- 
männische Tätigkeit  Metternichs  noch  so  geteilt  sein,  Freund 
und  Feind  werden  ihm  die  Anerkennung  nicht  versagen, 
daß  er  das  Beste  für  Österreich  erstrebt  und  der  Nachwelt 
in  seinen  Papieren  Aussprüche  über  die  Grundbedingungen 
der  Gesellschaft,  der  Ordnung  und  des  Staates  hinterlassen 
hat,  die  sich  heute,  in  der  furchtbarsten  Zeit  der  Menschen- 
geschichte, wie  ein  Evangelium  lesen.  Möge  Ottokar  Lorenz 
recht  behalten,  der  die  Überzeugung  äußerte,  daß  vieles 
von  den  Bemerkungen  Metternichs  mit  der  Zeit  ebenso  in 
die  Handbücher  der  Staatslehre  übergehen  werde,  »wie  die 
Aussprüche  Pitts,  Burkes  und  anderer«. 22^) 


Anmerkungen  und  Anhang 

(Die  Ziffern  innerhalb  der  Klammern  verweisen  auf  die  betreffende  Seitenzahl.) 


*)  (i)  Siehe  Anton  Mayer,  Das  niederoesterreichische  Landhaus  in 
Wien  (1513— 1848),  S.  83—96. 

^)  (i)  Regierungszirkular  vom   13.  Juli  1834. 

3)  (2)  An  dieser  Stelle  sei  folgendes  erwähnt:  Es  hatten  ständische 
Beratungen  stattgefunden,  und  zwar:  i.  Vor  der  Sanktion  des  Strafge- 
setzentwurfes im  Juli  1794  und  im  April  1804.  |2.  Vor  der  Sanktion  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  im  Februar  [1797  (in  beiden  Fällen  wurden 
provinzweise  kommissioneile  Beratungen  mit  Zuziehung  der  Landstände  ge- 
pflogen). 3.  Vor  Einführung  eines  neuen  Grundbuchpatentes  mußte  (Staats- 
ratsakt, Z.  282  ex  1792.  St.  A.)  der  Entwurf  vorläufig  den  Ständen  von 
Böhmen,  Mähren,  Galizien,  Görz,  Tirol  und  Vorderösterreich  zur  Äußerung 
eingeschickt  werden.  4.  Ein  gleiches  geschah  im  April  1792  vor  Ein- 
führung einer  landtäfl.  Taxordnung.  5.  Im  April  1832  wurde  mit 
kaiserlicher  Entschließung  vom  18.  desselben  Monats  die  Einvernahme 
der  ständischen  Kollegien  über  das  bei  Teilung  der  Maierhofgründe  fest- 
zusetzende geringste  Ausmaß  angeordnet;  ferner  erhielten  Jdie  steier- 
märkischen  Stände  (bei  ihrer  Organisierung)  im  November  1791,  und  die 
krainischen  Stände  im  Juli  1791,  die  Zusicherung  des  Kaisers,  daß  man 
ihren  Rat  einholen  werde,  so  oft  es  sich  um  neue  allgemeine  Gesetze 
handle.  (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  22.  Juli  1847.  Staats- 
ratsakt, Z.  4344  ex  1847.  St.  A.) 

*)  (3)  Über  »Die  niederoesterreichischen  Stände  im  Vormärz«  vgl.  das 
vortreffliche  Buch  des  Wiener  Universitätsprofessors  V.  Bibl.  (Wien,  1911.) 

6)  (3)  Die  neuen  Fatierungsgrundsätze  beruhten  auf  den  Grunder- 
tragsschätzungen und  schrieben  —  ohne  die  Regiekosten  zu  berück- 
sichtigen —  den  zehnten  Teil  des  Bruttoertrags  als  Zehentnutzen  vor. 
(Kaiserliche  Entschließung  vom  12.  Jänner  1841  über  den  Vortrag  der 
Vereinigten  Hofkanzlei  vom  19.  März  1839.  Staatsratsakt,  Z.  2557  ex 
1839.  St.  A.) 
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*)  (2)  Ständische  V^orstelluns^  vom  24.  Jänner  1844.  (Siehe  Bibl.  200.) 
^)  (2)  W'alterskirchen  und  Doblhoff. 

8)  (3)  Siehe  Bibl,  193 — 202. 

9)  (3)  Dieser  Beschluß  wurde  mit  61  gegen  19  Stimmen  gefaßt. 
Es  hatten  33  Mitglieder  der  Stände  auch  für  die  zwangsweise.  28  bloß 
für  die  freiwillige  Ablösung  gestimmt  und  19  —  darunter  sämtliche 
Prälaten  —  sich  gegen  jeden  Antrag  erklärt. 

*">  (3)  Vorstellung  der  niederösterreichischen  Stände,  dd.  Wien. 
24.  Jänner  1844.  (Andrian,  Oesterreichs  Zukunft,  II.  252.)  Doblhoff  war 
der  Verfasser  dieser  Denkschrift.  (Bibl,  205  ff.) 

")  (3)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  16.  Februar  1844. 
(Bibl,  209  ff.) 

*-)  (3)  Kaiserliche  Entschließung  vom  24.  Februar  1835.  (Hibl.  123.) 

*3)  (3")  Votum  Buols  vom  15.  April  1844.  (Staatsratsakt.  Z.  1310 
ex  1844.  St.  A.)  Die  Hofkanzlei  hatte  als  Grundlage  dieser  Beratung 
vorgeschlagen,  »daß  mit  Beseitigung  jedes  Zwanges  dem  freiwilligen 
Übereinkommen  der  Betheiligten  auch  die  Wahl  der  ihrem  Interesse  am 
meisten  zusagenden  Wege  der  Ausgleichung  anheimgestellt,  insbesondere 
aber  überlassen  werde,  ob  sie  die  beabsichtigte  Ablösung  durch  die 
Stipulirung  einer  jährlichen  Geld-  oder  Naturalleistung,  oder  durch  die 
Auflassung  gegenseitiger  Verpflichtungen  oder  Servituten,  oder  durch 
den  vollständigen  oder  ratenweisen  Erlag  eines  Ablösungskapitals,  oder 
durch  die  Überlassung  eines  Äquivalents  an  Grund  und  Boden  zu  Stande 
bringen  wollen«.  Dies  widersprach  aber  den  bestehenden  Gesetzen, 
wonach  Rustikalgrundstücke  in  der  Regel  nie  in  das  Eigentum  der 
Obrigkeiten  übergehen  durften.  Buol  hielt  es  daher  nicht  für  geraten, 
schon  im  vorneherein  etwas  »als  zugestanden«  zu  erklären,  was  vielleicht 
erst  das  Ergebnis  künftiger  Verhandlungen  sein  könnte.  Und  da  erschien 
es  ihm  auch  angemessen,  in  der  kaiserlichen  Resolution  ausdrücklich  die 
Rechte  dritter  Personen  auf  die  abzulösenden  Objekte  zu  erwähnen, 
damit  ein  Stillschweigen  darüber  nicht  falsch  gedeutet  würde. 

")  (4)  Bibl.  213  ff. 

*=)  (4)  Sitzungsprotokoll  vom  9.  Mai  1844.  (Staatsratsakt.  Z.  1310 
ex  1844.  St.  A.)  Die  Sache  blieb  unerledigt. 

**)  (4)  Kaiserliche  Entschließungen  vom  28.  September  1825  und 
vom  12.  Jänner  1841.  (Staatsratsakten.  Z.  1969  ex  1825  und  2557  ex 
1839.  St.  A.) 

^'•)  (4)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  q.  Februar  1844),  dd.  Schönbrunn,  28.  Juni  1845.  (Staats- 
ratsakt, Z.  1073  ex  1844.  St.  A.  Siehe  Bibl,  219.) 

**)  (4)  Die  Stände  hatten,  ohne  die  Zustimmung  der  Hofkanzlei 
einzuholen,  eine  Versammlung  einberufen,  die  ständischen  Kollegien 
gänzlich  übergangen,  die  Initiative    der  Erörterung  einzelnen  Mitgliedern 
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überlassen  und  ein   Komitee  mit  der  Abfassung  der  ständischen  Eingabe 
betraut. 

*9)  (4)  Graf  Walterskirclien  in  der  Versammlung  vom  20.  Sep- 
tember 1843. 

20)  (4)  Sedlnitzkys  Bericht  vom  16.  November  1843.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  2120  ex   1843.  St.  A.) 

21)  (5)  Staatsratsakten,  Z.  227  ex  1791,  Z.  317  ex  1764.  (St.  A.)  Dem 
Landmarschall  hatte  bloß  folgendes  als  Richtschnur  zu  dienen:  »Im  Falle 
er  in  den  .ständischen  oder  in  den  Versammlungen  des  Verordneten- 
Collegiums  etwas  wahrnehmen  sollte,  was  der  a.  h.  landesfürstlichen 
Willensmeinung  zuwiderlauft,  oder  sonst  zum  Schaden  des  Landes  oder 
dessen  Innwohner  gereicht,  von  ihm  aber  der  etwa  gefaßte  widrige  Schluß 
durch  die  ihm  eingeräumte  Autorität  gleichwohl  nicht  abgeändert  werden 
könnte,  derselbe  von  derlei  sich  ereignen  mögenden  ständischen  Vorgängen 
die  unverweilte  Anzeige  bei  Hof  zu  machen  beflissen  sein  solle.«  (Hof- 
dekret vom  7.  Mai   1764,  §  6.) 

*2)  (5)  Die  Stände  hatten  fast  einstimmig  diesen  Beschluß  in  ihrer 
Versammlung  vom  20.  September  1843  gefaßt.  Der  Statutenentwurf 
wurde  von  dem  VerordnetenkoUegium  und  dem  verstärkten  Ausschuß 
und  —  am  2.  und  3.  Mai  1844  —  von  den  versammelten  Ständen  beraten. 

^"^  (5)  Vgl.  darüber  Bibl,  223—228. 

-^)  (5)  I.  Vom  Landtag:  Eröffnung,  Beratung,  Schlußfassung.  II.  Von 
den  Versammlungen  der  drei  oberen  »Stände,  Bestand  und  Berufung, 
Ordnung  und  Leitung,  Abstimmung.  (Abgedruckt  in  dem  Werke:  »Bei- 
träge zum  Verständnisse  der  ständischen  Bewegung  in  den  deutsch-oester- 
reichischen  Provinzen.«  Leipzig  1848.  S.  137  ff.) 

^''')  (5)  So  war  Zweidrittelmehrheit  bei  Anwesenheit  von  mindestens 
achtzig  Mitgliedern  erforderlich,  sobald  ständische  Rechte  aufgegeben 
oder  abgeändert  werden  sollten;  handelte  es  sich  aber  um  Rechte,  die 
an  dem  Besitz  hafteten,  so  mußten  wenigstens  drei  Viertel  der  Stimm- 
führer begütert  sein.  (§  55,  »Beiträge«,   149.) 

2*')  (6)  Wimmer  und  Graf  Kaunitz. 

2")  (6)  Baron  Buol. 

28)  (6)  Hofrat  Weiss. 

29)  (6)  »Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich.«  (III.  Auflage.)  S.  96. 
Vgl.  auch  Schmidt,  Zeitgenössische  Geschichten,  601.  Hartig  sah  in  der 
von  den  niederösterreichischen  Ständen  beantragten  Geschäftsordnung 
»eine  Art  von  Charte«,  »aus  welcher  sich  eine  veränderte  Stellung  der 
Stände  zu  der  Krone  hätte  ableiten  lassen«. 

^'■')  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  13.  Jänner  1845),  dd.  Schönbrunn.  28.  Juni  1845.  (Staats- 
ratsakt, Z.  465  ex  1845.  St.  A.) 
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")  (7)  Staatsratsakt,  Z.  4588  ex  1845.  (St.  A.)  Die  neue  »Ordnung« 
findet  sich  in  den  »Beiträgen«,  150  ff.,  abgedruckt. 

sJ)  (7)  »Die  Verhandlungen  dauern  —  so  lautete  der  Paragraph  42 
des  ständischen  Ent\vurfs  —  in  der  Regel  in  einer  ununterbrochenen 
Reihenfolge  von  Tagen,  bis  alle  in  dem  Verhandlungsprogramme  ent- 
haltenen Gegenstände,  sowie  die  allfällig  von  einzelnen  Mitgliedern  ge- 
stellten  Anträge  erledigt  sind.«  (»Beiträge«,  147.) 

33)  (^)  Staatsrat  Somsich,  vormals  Vorsitzender  der  Deputierten- 
tafel, konnte  da  manches  aus  seiner  Praxis  erzählen.  (Staatsratsakt,  Z.  465 
ex  1845.  St.  A.)  Den  Ständen  wurde  in  der  Folge  bloß  die  Lithographie- 
rung ihrer  Beschlüsse  bewilligt.  (Kaiserliche  Entschließung  [auf  den  Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  12.  Juni  1846],  dd.  Schönbrunn, 
4.  August  1846.  Staatsratsakt,  Z.  2990  ex  1846.) 

3*)  (7)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  18.  August  1845),  dd.  Wien,  10.  März  1846.  (Staatsrats- 
akt, Z.  4588  ex  1845.  St.  A.) 

35)  (7)  Hof  kanzleibericht  vom  23.  Juni  1846.  (Staatsratsakt,  Z.  3623 
ex   1846.  St.  A.) 

^^)  (S)  *Ich  will  zwar  den  niederösterreichischen  Ständen  noch 
ferner  gestatten,  ihre  Verordneten  und  Ausschußräthe  ohne  Vorbehalt 
der  landesfürstlichen  Bestätigung  zu  wählen,  jedoch  versehe  Ich  Mich, 
daß  sie  von  diesem  Rechte  nur  mit  genauer  Beachtung  der  ständischen 
Verfassung  und  ^mit  sorgfältiger  Rücksicht  auf  die  dem  Dienste  voll- 
kommen zusagenden  Eigenschaften  des  Gewählten  Gebrauch  machen. 
Darüber  hat  auch  die  Hofkanzley  pflichtmäßig  zu  wachen  und  von  jeder 
geschehenen  Wahl  mit  Beilegung  eines  legalen  Auszugs  des  Stimmproto- 
kolls sich  die  Anzeige  erstatten  zu  lassen  und  Mir  [mit  ihren  allfälligen 
Bemerkungen  vorzulegen.«  (Kaiserliche  Entschließung  [auf  den  Vortrag 
der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  23.  November  1832],  dd.  Wien,  23.  April 
1833.  Staatsratsakt,  Z.  7184  ex  1832.  St.  A.) 

Zur  Rechtfertigung  der  Regierung  sei  noch  folgendes  er\vähnt:  Im 
Dezember  1846  wählte  der  Ritterstand  den  niederösterreichischen  Appel- 
lationsrat Anton  Ritter  von  Schmerling  zum  vierten  Ausschußrat  und 
im  Juni  1847  zum  Verordneten.  Der  Wahlakt  wurde  in  beiden  Fällen 
bloß  »zur  a.  h.  Wissenschaft«  genommen;  denn  der  Landmarschall 
hatte  ausdrücklich  erklärt,  »daß  der  Eintritt  dieses  eben  so  ge- 
schäftskundigen wie  kenntnißreichen  Mannes  in  die  ständischen  Dienste 
ein  wahrer  Gewinn  und  in  jeder  Beziehung  erfreulich  sei«.  (Vorträge 
der  Vereinigten  Hofkanzlei,  dd.  29.  Jänner  1847  und  i.  August  1847, 
und  des  Präsidenten  der  Obersten  Justizstelle  vom  21.  Juni  1847.  Staats- 
ratsakten, Z.  717,  3254,  4134  ex  1847.  St.  A.  Vgl.  Arneth.  Anton  Ritter 
von  Schmerling,  33,  37.) 
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")  (8)  Ständische  Eingabe  vom  28.  August  1845.  Der  Entwurf  zer- 
fiel in  zwei  Hauptabschnitte  (Wahlbefähigung,  Wahlordnung)  und  ent- 
hielt 22  Paragraphe. 

38)  (8)  »Dasselbe  (das  ständische  Mitglied)  muß  in  Niederoesterreich 
an  ständischen  Güten  wohl  begütert,  d.  h.  Eigenthümer  eines  Dominiums, 
nämlich  eines  mit  grund-  und  ortsobrigkeitlichen  Rechten  versehenen 
Dominikalgutsbesitzes  sein  oder  von  seinem  Dominikalbesitzthume 
wenigstens  200  Gulden  an  landesfürstlichen  direkten  Steuern  entrichten, 
oder  nach  der  fideikommissarischen  oder  Lehensfolge  die  nächste  An- 
wartschaft auf  einen  solchen  Besitz  haben.«  (§  4,  litt,  b.)  —  »Sollten  bei 
der  Wahl  einem  ständischen  Mitgliede,  welches  nicht  alle  vorgezeichneten 
Eigenschaften  besitzt,  zwei  Drittel  der  gesamten  Stimmen  zufallen,  so  ist 
diese  Wahl  nur  dann  als  giltig  anzusehen,  wenn  in  einer  allgemeinen 
Versammlung  der  drei  oberen  Stände  dieser  Wahlakt  durch  die  Stimmen- 
mehrheit bestättigt  wird.«  (§  21.)  —  »Bei  dem  Herrenstand  müssen 
mindestens  20,  und  bei  dem  Ritterstand  mindestens  10  begüterte,  d.  h. 
solche  Mitglieder  anwesend  sein,  welche  im  Lande  N.  Oe.  ständische 
Dominikalgilten  besitzen,  von  welchen  sie  wenigstens  60  ü.  landesfürstliche 
direkte  Steuern  entrichten  oder  nach  der  fideikommissarischen  oder 
Lehensfolge  die  nächste  Anwartschaft  auf  einen  solchen  Besitz  haben.« 
(§  19,  litt,  b.)  —  »Dasselbe  hat  zu  gelten,  wenn  bei  einer  wiederholt  aus- 
geschriebenen Wahl  die  zu  deren  Giltigkeit  erforderliche  Anzahl  von 
Begüterten  nicht  erschienen  wäre,  oder  wenn  sonst  von  den  in  diesen 
Wahlvorschriften  festgesetzten  Bedingungen  abgegangen  werden  soll.« 
(§  22.) 

39)  <8)  Diese  fußten  auf  der  Wahlordnung  vom  10.  Juli  1710,  auf 
den  kaiserlichen  Entschließungen  dd.  10.  August  1770  und  g.  April  1801, 
die  die  Verwandtschaftsgrade  betrafen,  und  auf  den  Instruktionen  vom 
23.  August  1790  für  das  niederösterreichiche  VerordnetenkoUegium  und 
den  Ausschuß.  (Staatsratsakten,  Z.  2805  ex  1770,  Z.  1073  ex  1801,  Z.  2336 
ex  1790.  St.  A.) 

*<•)  (8)  Schon  die  Wahlordnung  vom  Jahre  1710  enthielt  die  Vor- 
schrift (§  2),  es  solle  der  Verordnete  »im  Lande  wohl  begüttet«  sein, 
und  damit  stimmten  auch  die  Paragraphe  der  im  Jahre  1790  für  das 
VerordnetenkoUegium  und  den  Ausschuß  genehmigten  Instruktionen  über- 
ein. Dieses  Erfordernis  galt  in  den  übrigen  Provinzen  sogar  als  Bedin- 
gung der  Teilnahme  an  den  ständischen  Versammlungen;  in  Niederöster- 
reich aber  nicht,  wo  jedoch  mindestens  die  Mitglieder  der  Kollegien,  die 
ja  zunächst  die  Rechte  und  Interessen  des  Dominikalbesitzes  zu  vertreten 
hatten,  hieran  selbst  beteiligt  sein  mußten.  Buol  bemängelte  auch  den 
im  §  5  des  ständischen  Entwurfes  festgesetzten  Zensus  von  200  fl.  an 
direkten  landesfürstlichen  Steuern  nicht;  denn  dieser  bezog  sich  lediglich 
auf  den  Dominikalbesitz,  mit  dem  keine  grund-  und  obrigkeitlichen  Rechte 
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verbunden  waren.  Aus  denselben  Gründen  stimmte  Buol  für  die  Beibehal- 
tung des  §  ig. 

")  (9)  Votum  des  Grafen  Kolowrat  vom  26.  Februar  1847.  (Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  433  ex  1847.  St.  A.) 

■*■-)  (g)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  20.  .\pril  1846),  dd.  Wien,  6.  März  1847.  (Staatsratsakt, 
Z.  2302  ex  1846.  St.  A.) 

")  (9)  Beschluß  vom  8.  Juni  1847.  (Bibl,  235.1 

**)  (g)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  30.  vSeptember  1847. 
(Staatsratsakt,  Z.  5220  ex  1847.  St.  A.) 

*'')  (g)  Votum  vom  23.  November  1847.  (Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  2227  ex  1847.  St.  A.) 

*^)  (g)  Die  Hofräte  Wimmer  und  Salzgeber,  ferner  Pillersdorf  und 
Inzaghi  hatten  sich  für  die  Gewährung  der  ständischen  Bitte  erklärt,  es 
bei  der  alten  Ordnung  zu  belassen. 

■*")  (g)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  30.  September  1847),  dd.  Wien,  3.  März  1848.  (Staats- 
ratsakt, Z.  5220  ex  1847;  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  2227  ex  1847.) 

*^)  (g)  Mit  welchen  Schwierigkeiten  die  Stände  zu  kämpfen  hatten, 
als  es  sich  um  die  »äußere  Gewandung«,  den  Neubau  des  Landhauses 
handelte,  findet  sich  in  A.  Majers  Buch  »Das  n.-oe.  Landhaus  in  Wien« 
sehr  anschaulich  geschildert. 

^ä)  (10)  Hofbericht  vom   21.  Mai  1844. 

5")  (10)  Hofkanzleidekret  vom  7.  Juni  1844.  (Bibl,  242.) 

■'')  (10)  Vgl.  Boguth,  »Die  Okkupation  Wiens  und  Niederöster- 
reichs durch  die  Franzosen  im  Jahre  i8og  und  ihre  Folgen  für  das  Land«. 
(Jahrbuch  für  Landeskunde  von  Niederösterreich   igo8.) 

■'■-•)  (IG)  Bibl,  242. 

■''•■')  (IG)  Landtagserklärung  vom  16.  September  1844.  (Abgedruckt 
in  den  Grenzboten  1846,  IV,  325.) 

^^)  (11)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  27.  September  1844. 

'"■')  (11)  Votum  Buols  vom  25.  Oktober  samt  Resolutionsentwurf. 
(Staatsratsakt.  Z.  5151   ex  1844.  vSt.  A. ) 

5")  (11)  Kaiserliche  Entschließung  (nach  dem  Entwurf  des  Hofrates 
Krauss)  vom  28.  Juni  1845.  (^Staatsratsakt,  Z.  5151  ex  1844.  St.  A.) 

5')  (11)  Der  Landmarschall  hatte  »im  engsten  Vertrauen«  und 
seiner  Bitte  gemäß  die  Erlaubnis  erhalten,  den  Ständen  einstweilen  münd- 
lich mitzuteilen,  »daß  S.  M.  deren  vorjährige  Erklärung  mit  a.  h.  Wohl- 
gefallen aufgenommen  und  die  darin  zur  Sprache  gebrachten  Gegenstände 
mit  gewohnter  landesväterlicher  Sorgfalt  der  a.  h.  Berücksichtigung  zu 
unterziehen  und  darüber  bereits  angemessene  Voreinleitungen  angeordnet 
haben«.  (Gervay  an  den  n.-ö.  Landmarschall  Grafen  Goess.  Staatskonfe- 
renz. Z.  233  s  ex   1S45.  St.  A.) 


^*)  (ii)  Invasionsschulden,  Schubwesen,  Kriminalf^erichtsbarkeit,  Not- 
lage des  Winzers. 

5^)  (ii)  Der  Ausgleich  zwischen  dem  Ärar  und  dem  Landtag  als  dem 
Rechtsnachfolger  der  Stände  kam  erst  1895  zustande.  (Vgl.  Boguth,  32g.) 

^o)  (11)  Vortrag  Kolowrats  vom  26.  Februar  1843.  (Minister  Kolo- 
wrat- Akten,  Z.  309  ex   1845.  St.  A.) 

61)  (II)  Bibl,  244, 

*2)  (11)  Die  Mitteilung,  es  seien  die  Zusammenkünfte  »bereits  ab- 
gestellt«, wurde  am  5.  April  1845  vom  Kaiser  zur  Kenntnis  genommen. 
(Vorträge  des  Obersten  Kanzlers  vom  8.  und  vom  12.  März  1845.  Mini- 
ster Kolowrat-Akten,  Z.  400  und  401  ex  1845.  St.  A.)  Und  doch  hatte 
der  Landmarschall  inzwischen  mit  Präsidialnote  vom  27.  März  den  Ständen 
den  Besuch  des  Lesezimmers  wieder  erlaubt. 

8*)  (12)  Verkürzt:  Weiderecht  (durch  die  allgemeine  Benützung  der 
Brache),  Bannschanknutzen  (infolge  der  Verzehrungssteuer  und  der  leicht 
zu  erwerbenden  Schankkonzessionen).  Aufgehoben:  Steuerfreiheit,  Waisen- 
dienste, Abfahrtgeld,  Einstands-  oder  Vorkaufsrecht,  Privatmauten,  Maut- 
und  Zollbefreiung  des  ständischen  Dominikalbesitzes.  Neue  Lasten:  Schub- 
wesen; Sicherheitskommissariate;  Einhebung,  Verrechnung  und  Abfuhr 
der  Verzehrungssteuer  usw.  Erwähnt  wurde  femer,  daß  die  Behörden 
bei  Festsetzung  der  Urbarialbezüge  in  Grundtrennungs-  und  Anstiftungs- 
fällen die  grundobrigkeitlichen  Rechte  schmälerten. 

•^^1  (12)  Vorstellung,  von  Doblhoff  im  Verein  mit  Tinti  und  Brenner 
verfaßt.  (Bibl,  260 — 262.) 

^')  (12)  Diese  Eingabe  war  von  Doblhoff  ausgearbeitet  worden. 
(Bibl,  260.) 

6ß)  (12)  Siehe  S.   10  u.  Anm.  50  (S.  50). 

^'')  (12)  Siehe  Bibl,  245 — 247. 

**)  (12)  Siehe  Aus  Österreichs  Vormärz,   »Böhmen«,  S.  35. 

**)  iJ5)  Votum  Buols  (über  den  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  23.  Juli 
1845)  vom  6.  August  1845  (Staatsratsakt,  Z.  3970  ex  1845.  St.  A.). 

'0)  (13)  Votum  Metternichs  (ad  Staatsratsakt  Z.  3970  ex  1845.  St.  A.), 
dd.  Schloß  Johannisberg,  6.  September  1845.  (Staatskonferenz,  Z.  374  s 
ex  1845.  St.  A.) 

'1)  (13)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Hofkanzlei- 
präsidiums vom  23.  Juli  1845),  dd.  Schönbrunn,  19.  September  1845. 
(Staatsratsakt,  Z.  3970  ex   1845.  St.  A.) 

'2)  (13)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  Inzaghis  vom 
19.  November  1845),  dd.  Wien,  13.  Februar  1846.  (Staatsratsakt,  Z.  6108 
ex  1845.  St.  A.) 

")  (13)  Buols  Resolutionsentwurf,  der  diesen  Hinweis  enthielt,  war 
auf  Antrag  des  Staatsrates  Weiss  zurückgewiesen  worden.  (Ibidem.) 

'^)  (14)  Hofbericht  vom   21.  März  1846. 
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'5)  (14)  Folgende  Gegenstände  waren  es,  über  die  man  noch  ver- 
handelte: I.  Aufrechterhaltung  der  dem  Herren-  und  Ritterstand  ver- 
liehenen Lehengnaden.  (Vorstellung  vom  i.  Oktober  1836.  Vortrag  der 
Hofkanzlei  vom  2.  Juli  1837.  Staatsratsakt,  Z.  6071  ex  1837.  St.  A.)  Die 
Erledigung  konnte  nicht  erfolgen,  weil  der  Ausweis  über  solche  landes- 
fürstliche Lehen  erst  am  25.  Juni  1846  einlangte.  2.  Erhaltung  der  Vi- 
zinalwege.  (Vorstellung  ex  1828.  Vorträge  der  Hofkanzlei,  dd.  15.  Oktober 
1833,  Staatsratsakt.  Z.  7001 ;  3.  Mai  1838,  Staatsratsakt,  Z.  2425 ;  27.  Sep- 
tember 1840.  Staatsratsakt,  Z.  5007;  7.  April  und  2.  November  1843, 
Staatsratsakt,  Z.  2161  und  5656.  Diese  Vorträge  langten  am  29.  Novem- 
ber und  I.  Dezember  1844  zurück.  Die  Landesstellen  hatten  laut  Kabinett- 
schreiben vom  22.  Juli  1843  (Staatsratsakt,  Z.  2926J  ihr  Gutachten  ab- 
zugeben, wobei  auch  mit  dem  Verordnetenkollegium  Rücksprache  ge- 
pflogen werden  sollte.)  3.  Kreisweise  Verteilung  und  Einbringung  der 
Wiener  Krankenhausverpflegungsgebühren  für  arme  Landleute.  (Ständi- 
scher Protest  gegen  die  alljährliche  Erhöhung  dieser  Gebühren  vom 
30.  April  1844.  Die  Hofkanzlei  harrte  noch  der  erforderlichen  Nachweise.) 
4.  Invasionsschulden  ex  1805  und  1809.  (Der  betreffende  Akt  lag  noch  in 
der  Hofkammer).  5.  Ausmittlung  der  Distrikts-  und  Provinzialausgaben 
(Staatsratsakt,  Z.  547  ex  1830);  sie  sollte  vollständig  erst  erfolgen,  bis 
die  neue  Katastralverfassung  allgemein  eingeführt  war.  6.  Schubwesen. 
(Staatsratsakt,  Z.  2225  ex  1842.  Laut  kaiserlicher  Resolution  vom  i.  April 
1S45  sollte  eine  kommissionelle  Beratung  der  n.-ö.  Regierung  mit  dem 
Verordnetenkollegium  stattfinden;  am  10.  Juni  1846  beschlossen  aber  die 
Stände,  die  Sache  vorerst  unter  sich  zu  beraten,  und  so  hing  die  Be- 
schleunigung lediglich  von  ihnen  ab.)  7.  Herabsetzung  der  Verzehrungs- 
steuer für  Wein.  (Der  betreffende  Akt  lag  seit  dem  29.  Dezember  1845 
in  der  Hofkammer  und  wurde  am  24.  April  1846  urgiert.) 

Die  Hofkanzlei  ersuchte  um  die  Erledigung  folgender  Gegenstände: 
I.  Zehentbefreiung  für  Futterkräuter,  die  in  einem  späteren  als  dem 
dritten  Jahre  in  der  Brache  gepflanzt  werden  (Staatsratsakt,  Z.  4550  ex 
1839);  2.  exekutionsweise  Eintreibung  rückständiger  Urbarialschuldigkeiten 
(Staatsratsakten,  Z.  5344  ex  1S42  und  905  ex  1843);  3.  Allodialisierung  der 
kleineren  Lehen  (Staatsratsakt,  Z.  1494  ex  1843);  4.  Ablösung  der  Robot- 
und  Zehentrechte  (Staatsratsakt,  Z.  1310  ex  1844);  5.  ständischer  Pro- 
test gegen  die  Übertragung  des  Konskriptions-  und  Rekrutierungs- 
geschäftes innerhalb  der  Linien  Wiens  an  den  Wiener  Magistrat  (Staats- 
ratsakt, Z.  5438  ex  1844);  6.  Errichtung  von  Kollegialkriminalgerichten 
(Staatsratsakt,  Z.  2466  ex  1845);  7.  Norm  für  das  landesfürstliche  Berg- 
regale zur  Beseitigung  der  Eingriffe  der  Montanbehörden  in  die  Gerichts- 
barkeit der  Dominien  (Staatsratsakt,  Z.  1809  ex  1S46). 

»Die  Vorstellung  der  Stände  beruht  demnach  —  so  äußerte  sich 
die  Hofkanzlei  —  nur  insofern  auf  einem  haltbaren  Grunde,  als  ihnen  in 
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mehreren  wichtigen  Sachen  der  Erfolg  nicht  bekannt  ward,  den  E.  M. 
ihren  Eingaben  zuzugestehen  geruhen.  Überzeugt,  daß  nichts  mehr  ge- 
eignet ist,  das  Vertrauen  und  Ansehen  der  Regierung  zu  befestigen,  als 
wenn  sie  ihre  Beschlüsse  über  Darstellungen  eines  achtbaren  Körpers 
mit  jener  Entschiedenheit  faßt,  die  über  ihre  Absicht  keinen  Zweifel  läßt, 
kann  die  Hofkanzlei  nur  bitten,  E.  M.  geruhen  diese  Auskünfte  zur  a.  h. 
Wissenschaft  zu  nehmen  und  die  a.  h.  Entschlüssungen  über  die  noch 
in  a.  h.  Händen  befindlichen  Vorträge  herabgelangen  zu  lassen.« 

Dem  staatsrätlichen  Votum  gemäß  wurde  den  Ständen  bedeutet, 
daß  die  kaiserlichen  Entschließungen  über  exekutionsweise  Eintreibung 
der  rückständigen  Urbarialgiebigkeiten,  über  Lehengnaden  und  Allodiali- 
sierung  der  kleineren  Lehen  und  über  die  Abnahme  der  Kriminalgerichts- 
barkeit bald  erfolgen  würden;  die  Hofkanzlei  hatte  ihnen  über  Erhaltung 
der  Vizinalwege,  Krankenhausverpflegsgebühren,  über  die  Invasions- 
schulden, Distrikts-  und  Provinzialausgaben,  über  Schubwesen  und  Ver- 
zehrungssteuer Aufklärungen  zu  geben  und  in  Betreff  der  Vizinalwege 
die  Verhandlungen  zu  beschleunigen.  Was  die  Invasionsschulden  und  die 
Verzehrungssteuer  anlangte,  so  erging  eine  Weisung  an  den  Hofkammer- 
präsidenten. 

Dem  Kaiser  sollte  ferner  über  Ausmittlung  der  Distrikts-  und  Pro- 
vinzialausgaben ein  eigener  Vortrag  erstattet  werden.  (Kaiserliche  Ent- 
schließung [auf  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  30.  Juni 
1846],  dd.  Wien,  20.  Februar  1847.  Staatsratsakt,  Z.  3627  ex  1846. 
St.  A.) 

'^)  (14)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Vizepräsi- 
denten der  Hofkommission  in  Justizgesetzsachen  vom  5.  Februar  1838), 
dd.  Wien,  i.  April  1845.  (Staatsratsakt,  Z.  770  ex  1838.  St.  A.  Vgl. 
Bibl,  174.)  —  Die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  war  in  den  meisten 
Provinzen  nur  Kollegialgerichten  anvertraut.  Nieder-  und  Oberösterreich. 
Steiermark  und  Kärnten  bildeten  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel;  denn 
noch  hatte  der  »Judex  pedaneus«  die  Untersuchung  zu  führen  und  die 
betreffenden  Akten  einem  Spruchgericht  einzusenden.  Die  neuen  Normen 
sollten  nun  auch  in  diesen  Provinzen  eingeführt,  die  Verhandlungen  aber 
vorerst  bloß  in  Niederösterreich  eingeleitet  werden. 

")  (14)  »Es  ist  den  Ständen  ferner  zu  eröffnen  —  so  hieß  es  in 
der  kaiserlichen  Entschließung  —  daß  unter  ihnen  vorzüghch  die  Land- 
gerichtsinhaber, welchen  eine  bedeutende  Last  abgenommen  und  dennoch 
das,  was  sie  dieser  Gerichtsbarkeit  wegen  bisher  bezogen  haben,  belassen 
wird,  zur  Beitragsleistung  berufen  seien  .  .  .  Der  durch  diese  Einrichtung 
sich  ergebende  Mehr-Aufwand  ist  vor  der  Hand  als  eine  Provinciallast 
anzusehen  und  als  solche,  insoferne  er  nicht  durch  die  obenerwähnten 
ständischen  Beiträge  bedeckt  wäre,  nach  der  bestehenden  Einrichtung  zu 
vertheilen  und  hereinzubringen.  .  .  .« 
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"')  (14)  Die  kaiserliche  Entschließung  vom  i.  April  1845  ordnete 
die  Errichtung  bloß  eines  Kriminalgerichtes  —  höchstens  zweier  —  in 
jedem  Kreise  an.  Die  vStände  sprachen  sich'.aber  für  eine  größere  Anzahl 
solcher  Gerichte  aus  und  baten  schließlich  den  Kaiser,  er  möge  ihnen 
die  Anträge  der  Behörden  noch  vor  seiner  Resolution  zur  Äußerung  mit- 
teilen lassen.  (Vorstellung  der  am  9.  Juni  1845  im  Landtag  versammelten 
drei  oberen  Stände.  Staatsratsakt,  Z.  4138  ex  1845.  St.  A.) 

'*•)  (14)  Zu  ständischen  Mitgliedern  der  Kommission  wurden  ge- 
wählt: Anton  Graf  Pergen,  Anton  Ritter  von  Schmerling.  Heinrich  Graf 
Heyes  und  Anton  Baron  Doblhoff. 

*o)  (14)  Votum  Hartigs  (über  den  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom 
24.  Juli  1845)  vom  II.  September  1S45  (Staatsratsakt,  Z.  4138  ex  1845. 
St.  A.),  wonach  den  Ständen  bedeutet  werden  sollte,  daß  sich  der  Kaiser 
»dermal«  zu  keiner  Änderung  seiner  Resolution  veranlaßt  sehe. 

81)  (14)  Siehe  Arneth,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  S.  39. 

*^)  (15)  Vorstellung  vom  24.  Juni  1846.  (Abgedruckt  in  den  »Bei- 
trägen zum  Verständnisse  der  ständischen  Bewegung«,  164 — 185.  Vgl. 
Bibl,  266  ff.,  268—274.) 

*^)  (15)  Der  Oberste  Kanzler  war  mit  Kabinettschreiben  vom 
13.  August  1846  aufgefordert  worden,  über  die  ständische  Eingabe  »ein 
wohlbegründetes  Gutachten«  abzugeben.  (Staatsratsakt,  Z.  3517  ex  1846. 
St.  A.)  Der  Vortrag  wurde  am  11.  September  desselben  Jahres  erstattet. 
(Ibidem,  Z.  4895  ex  1846.) 

^^)  (15)  Er  war  —  so  bezeichneten  ihn  ^>D\e  Grenzboten«  (1847, 
Bd.  IV,  310)  —  »das  negative  Prinzip«  im  Staatsrat,  »ein  Radschuh  am 
Staatswagen,  aber  nicht  wie  dieser  thätig,  wenn  es  abwärts,  sondern 
wenn  es  vorwärts  gehen  sollte«. 

85)  (15)  Staatsratsakt,  Z.  4009  ex   1791.  St.   A. 

**)  (15)  Dieser  Beschluß  wurde  in  einer  Konferenz  des  Staatsrates 
gefaßt,  die  am  26.  November  1846  unter  dem  Vorsitze  Hartigs  stattfand. 
(Staatsratsakt,  Z.  4895  ex  1846.  St.  A.  Vgl.  Bibl,  293—295.) 

'*')  (16)  Errichtung  einer  Hypothekenbank  und  Kreditanstalt;  Über- 
nahme der  wechselseitigen  Brandschaden-Versicherungsanstalt  in  die  Ver- 
waltung des  Landes;  Errichtung  einer  landwirtschaftlichen  Lehrkanzel  an 
der  Wiener  Universität.  (Vgl.  Bibl,  209,  286 ff.,  289,  290 ff.) 

®*l  (16)  Landtagserklärung  über  das  Steuerpostulat  für  1847,  dd. 
Wien,  24.  Juni  1846.  (Abgedruckt  in  den  »Beiträgen«   157 ff.) 

89)  (16)  Landtagserklärung  vom  24.Juni  1846.  (»Beiträge«,  159  ff.,  162.) 

*")  (16)  Es  sollte  die  ärgsten  Bedrückungen  der  Untertanen  bei 
Abferderung  der  Frondienste  beseitigen.  (Siehe  Aus  Österreichs  Vor- 
märz, »Galizien  und  Krakau«,  S.  45  ff.) 

^0  (16)  Dieses  Gesetz  (Art.  7,  §  9)  gestattete  den  ungarischen 
Bauern   und  Gemeinden    den  Ereikauf   von    sämtlichen  Urbarialschuldig- 
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keiten,  wobei  in  den  meisten  Fällen  von  dem  landesfürstlichen  Heimfalls- 
recht abgesehen  werden  sollte. 

9-')  (i6)  In  Niederösterreich,  Krain,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien, 
Galizien.  Krakau  und  in  der  Bukowina  überwogen  die  Roboten,  in  den 
übrigen  Provinzen  die  Naturalabgaben. 

"3)  (17)  Das  staatsrätliche  Sitzungsprotokoll  vom  9.  Mai  1844  (Staats- 
ratsakten, Z.  1310  ex  1844.  St.  A.;  vgl.  Anm.  75)  lag  noch  im  ge- 
heimen Kabinet. 

ä*)  (17)  Galizien  ausgenommen. 

35)  (17)  »Daß  dießfalls  vieles  und  wirksames  geschehen  könne,  er- 
laube ich  mir  —  so  bemerkte  Kolowrat  —  u.  a,  mit  dem  anzudeuten, 
daß  die  Bestimmungen  des  Patents  vom  i.  September  1798  es  zumeist 
unmöglich  machen,  bei  Lehen-Fideicommiss-Corporationsgütern  und  bei 
stark  verschuldeten  Dominien  Ablösungen  oder  Umgestaltungen  der 
Frohne  etc.  zu  bewirken.  Die  Aufstellung  einiger  Regeln,  wie  der  Erlös 
oder  das  Surrogat  zur  Deckung  der  Rechte  Dritter  dienen  könne,  die 
Abkürzung  der  Geschäfts-Verhandlung,  die  Vermittlung  der  politischen 
und  Justiz-Behörden,  die  Vereinfachung  der  Vorbemerkungen  in  den 
öffentlichen  Registern,  endlich  die  Erleichterung  bei  Tax-  und  Stämpel- 
zahlungen  dürften  ein  weites  Feld  der  Mittel  zur  Beförderung  der  frei- 
willigen Umstaltungen  der  Frohn-  und  Zehendrechte  in  andere  der  Landes- 
kultur minder  ungünstige  Verpflichtungen  darbieten.«  (Vortrag  Kolowrats 
vom  16.  April  1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  688  ex  1846.  St.  A.) 

88)  (17)  Natural-  und  Geldabgaben. 

ä')  (17)  Votum  Kübecks  vom  26.  April  1846.  (Minister  Kolowrat- 
Akten,  Z.  688  ex  1846.  St.  A.) 

9^)  (17)  »In  so  lange  der  Bauer  dem  Grundherrn  was  immer  für 
eine  jährlich  wiederkehrende  Leistung  zu  entrichten  hat,  wird  er  immer 
geneigt  bleiben,  den  Verlockungen  der  Umwälzungspartei  Gehör  zu  geben, 
die  ihm  die  Befreiung  von  dieser  Leistung  in  Aussicht  stellt.«  (Hartigs 
Votum  vom  30.  April  1846.  Ibidem.)  Kübeck  hatte  davon  abgeraten, 
Grundabtretungen  an  die  Obrigkeit  als  Kompensationsmittel  gelten  zu 
lassen,  »da  sie  ohne  Beseitigung  oder  umfassende  Modifikazion  des  Be- 
stiftungszwanges  nicht  ausführbar  sind«.  Dies  leuchtete  jedoch  dem  Grafen 
Hartig  nicht  ein:  »Die  Gestattung  einer  solchen  Abfindung,  dort,  wo  sie 
den  Verhältnissen  des  Besitzstandes  zusagt,  ist  —  so  entgegnete  er  — 
noch  von  der  Aufhebung  des  Bestiftungszwanges  im  allgemeinen,  und 
von  der  freien  Theilbarkeit   des  Grunds  und  Bodens   sehr   weit   entfernt.« 

83)  (17)  Vgl.  Grünberg,  Die    Bauernbefreiung,  I,  302  ff.,  306  ff. 

"")  (18)  Votum  Kolowrats  vom  i.  Mai  1846,  dem  Metternich  bei- 
trat (ibidem);  Kabinettschreiben  an  den  Obersten  Kanzler  (nach  Hartigs, 
von  dem  Grafen  Kolowrat  umstilisierten  Entwurf),  dd.  Wien,  26.  Mai 
1846.    (Ibidem.  Abgedruckt  in  Grünbergs  Aufsatz:   Die  Grundentlastung, 
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32,  Anm.  i.  Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft 
und  ihrer  Industrien,   1848  — 1898,  Bd.  i.)' 

»"V)  (18)  Zu  diesen  zählte  die  Hofkanzlei  teils  unbedeutende  Ab- 
gaben oder  Dienste,  teils  Mortuarien  und  Veränderungsgebühren. 

10*)  (18)  Dieses  Patent  setzte  fest,  daß  die  Verträge  kreisamtlich 
bestätigt  und  die  Vorschriften,  welche  die  Bodenteilung  betrafen,  genau 
beobachtet  werden  sollten;  es  schützte  ferner  die  Gläubiger  der  Tabular- 
güter.  Das  Komitee  beantragte  nun  den  Ausschluß  jeder  Einmischung 
dritter  Personen  (auch  der  Kuratelbehörden)  in  das  Ablösungsgeschäft; 
sie  sollten  ihre  Rechte  bloß  insoweit  gewahrt  sehen,  als  sie  die  nachträg- 
liche Mitteilung  der  genehmigten  Abfindungsverträge  erhielten,  die  aber 
bloß  dann  erfolgen  dürfe,  wenn  die  Entrichtung  von  Ablösungskapitalien 
ausbedungen  worden  sei.  (Vortrag  des  Präsidiums  der  Vereinigten  Hof- 
kanzlei vom  II.  Juli  1846.  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1442  ex  1846. 
St.  A.) 

103)  (18)  Buol  und  Pilgram  bemängelten  die  Paragraphe  2,  3,  4 
und  II.   Gleiche  Bedenken  äußerten  Kübeck  und  Kolowrat.  (Ibidem.) 

lo*)  (18)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  Kolowrats  vom 
31.  August  1846),  dd.  Schönbrunn,  26.  September  1846.  Ibidem. 

105)  (18)  Gutachten  der  Obersten  Justizstelle,  dd.  Wien,  12.  Oktober 
1846.  (Ibidem.)  »Der  unterzeichnete  Oberste  Justiz-Präsident  hofft  auch 
—  so  heißt  es  am  Schlüsse  des  Gutachtens,  wo  Graf  Taaffe  gegen  die  Hem- 
mungspolitik der  Hofkanzlei  Stellung  nahm  —  mit  der  einmal  in  Gang 
gebrachten  und  immer  fortschreitenden  Ablösung  der  Frohndienste  die 
Bahn  zu  mehreren  in  der  agrarischen  Gesetzgebung  gewünschten  Ände- 
rungen gebrochen  zu  sehen;  denn  unbegreiflich  ist  ihm,  um  nur  etwas 
hiervon  zu  berühren,  wie  im  Gegensatze  zu  den  legislativen  Maßregeln 
anderer  Staaten  zu  Begünstigung  einer  größeren  Arrondierung  der  in 
manchen  Provinzen  aus  oft  unzähligen  weit  von  einander  entfernten  Be- 
standtheilen  zusammengesetzten  und  dadurch  wie  zerrissen  sich  dar- 
stellenden unterthänigen  Besitzungen  bei  uns  bisher  so  wenig  geschehen 
konnte;  und  wie  sogar  die  schon  unter  der  großen  Maria  Theresia  zu 
Emporbringung  der  landwirtschaftlichen  Industrie  streng  angeordnete 
und  dringend  empfohlene  Theilung  gemeinschaftlicher  Hutweiden  wieder 
ganz  behoben  werden  konnte,  indem  solche  wenigstens  in  ganz  Böhmen 
als  ganz  unzulässig  erklärt,  jeder  dießfalls  gestellte  Antrag,  wo  Dominien 
mit  Unterthanen  oder  diese  unter  sich  die  Theilung  bewirken,  und  auf 
diesem  Wege  von  der  armseligen  Weidenwirthschaft  auf  Klee-,  Hanf- 
und Flachsbau,  auf  Stallfütterung  und  dadurch  bedingte  Vermehrung  der 
Viehzucht  übergehen  wollen,  von  den  Kreisämtem  und  der  böhmischen 
Landesstelle  mit  Berufung  auf  ein  in  neuester  Zeit  erlassenes  Hofkanzlei- 
dekret, wodurch  jede  Theilung  von  Hutweiden  auf  unbestimmte  Zeit  sistirt 
worden  ist,  zurückgewiesen,  das  Bestreben  also  des  unterthänigen  Grund- 
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besitzers,  von  der  niedersten  Stufe  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  zu 
einem  höheren  Kultursgrade  sich  aufzuschwingen,  ungeachtet  aller  von 
den  Dominien  hierin  ihm  gewährten  Unterstützung  gerade  von  den  zu 
Förderung  der  Landeskultur  vorzugsweise  berufenen  Behörden  wieder 
entkräftet  und  vernichtet  wird.« 

'0«)  (i8)  Votum  vom  20.  Oktober  1846.  (Ibidem.) 
"')  (iq)  Votum  vom  3.  November  1846.  (Ibidem.) 
^"8)  (19)  ».  .  .  Findet  man  es  wünschenswerth  und  räthlich,  die  heu- 
tigen bäuerlichen  Verhältnisse  ganz  zur  Auflösung  zu  bringen,  oder  zieht 
man  es  vor,  diese  Verhältnisse  zu  erhalten? 

Ich  glaube,  in  die  Gründe  für  die  eine  und  für  die  andere  Alter- 
native nicht  eingehen  zu  sollen.  Meines  gehorsamsten  Ortes  erkläre  ich 
mich  für  die  bejahende  Beantwortung  der  zweiten  Alternative.  Sobald 
die  erstere  vorgezogen  wird,  kann  ich  gegen  die  von  dem  Obersten  Ge- 
richtshofe und  den  beiden  Vorstimmen  modifizierten  Anträge  der  Ver- 
einigten Hofkanzellei  nichts  Erhebliches  einwenden. 

In  der  letzteren  Voraussetzung  bin  ich  aber  so  frei,  zu  bemerken, 
daß  der  längeren  Aufrechthaltung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  nach 
meiner  Überzeugung  und  meiner  aus  dem  Volksleben  selbst  geschöpften 
Erfahrung  nur  allein  die  Naturalfrohne  feindlich  und  drohend  entgegen 
steht;  und  daß,  wenn  dieses  Element  ausgeschieden  und  gebannt  wird, 
das  sonstige  Verhältniß  zwischen  Dominien  und  Grundholden  auf  unbe- 
stimmbare Zeit  nicht  nur  erhalten,  sondern  befestiget  würde. 

Mein  Rath  ist  daher  wiederholt  darauf  gerichtet,  die  hier  vorge- 
schlagene Maßregel  auf  die  Frohnablösungen  allein  zu  beschränken,  worauf 
auch  die  Oberste  Justizstelle  und  Graf  Taaffe  ihre  Meinung  richten. 

Wird  die  Maßregel  auch  auf  die  Giebigkeiten  (Natural-  und  Geld- 
abgaben) ganz  oder  theilweise  ausgedehnt,  so  wird  das  ganze  Verfahren 
komplizirter,  die  Mittel  der  Ausführung  werden  schwieriger  und  unzu- 
reichend, und  die  leicht  aufgeregten  Meinungen  der  Rustikalbesitzer 
verwirrt. 

Da  übrigens  die  Ablösungen  der  bäuerlichen  Schuldigkeiten  bei 
vollkommenem  Einverständnisse  zwischen  Dominien  und  Unterthanen  unter 
den  gesetzlichen  Vorsichten  und  Bedingnissen  nicht  verboten  sind,  so 
würde  es  ja  nur  darauf  ankommen,  die  vorgeschlagenen  begünstigenden 
und  fördernden  Maßregeln  auf  die  Frohnablösung  zu  beschränken. 

Dadurch  würde  die  Richtung  auf  die  Beseitigung  dieses,  wie  be- 
merkt, feindseligen  Elements  wesentlich  verstärkt,  die  Ausgleichung  all- 
seitig erleichtert  und  auch  der  Zukunft  nicht  vorgegriffen;  denn  hat  man 
erst  die  Robot  entfernt  und  alle  die  Erfahrungen,  welche  sich  dabei 
herausstellen  werden,  gewonnen;  hat  man  dadurch  die  gegenwärtig  herr- 
schende Aufregung  beschwichtiget  und  einen  behaglicheren  Zustand  des 
Unterthans  gewonnen;  und  findet  man  dann  es  räthlich  oder  wünschens- 
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werth,  so  steht  es  ja  der  Regierung  frei,  die  Maßregel  auch  auf  die 
Zehnten  auszudehnen.«  (Kübecks  Votum  vom  lo.  November  1846.  Ibidem.) 

10»)  (19)  Denn  diese  Erklärung  fand  sich  in  Buols  Entwurf  nicht 
an  erster  Stelle.  »Ohne  einen  solchen  klaren  a.  h.  Ausspruch  dürfte  — 
so  begründete  Hartig  seinen  Antrag  —  die  schon  unter  dem  Landvolke 
ziemlich  laut  gewordene  Meinung,  daß  die  Natural-Leistungen  an  die 
Grundobrigkeiten  bald  vom  Thron  aus  aufgehoben  werden  würden,  noch 
tiefere  Wurzel  fassen  und  einem  jeden  gütlichen  Übereinkommen  hem- 
mend in  den  \V,eg  treten.«  (Votum  vom  17.  November  1846.  Ibidem.)  — 
Im  übrigen  war  auch  Graf  Hartig  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  in  den 
deutsch-slawischen  Teilen  der  Monarchie  bestehenden  Untertansverhält- 
nisse vor  gänzlicher  Auflösung  bewahrt  zu  sehen;  nur  teilte  er  die  An- 
schauung nicht,  wonach  die  Begünstigung  der  Zehentablösung  diese  Ver- 
hältnisse mehr  als  die  Beseitigung  der  Frone  gefährden  sollte.  »Denn  da 
—  so  führte  er  in  seinem-Votum  aus  --  nicht  überall  neben  der  Frohne 
auch  der  Zehnt  besteht,  so  werden  durch  das  Verschwinden  der  Natural- 
frohne  dort,  wo  sie  allein  (ohne  Zehnt)  bisher  geleistet  wird,  die  unter- 
thänigen  Bauern  gegenüber  dem  Grundherrn  und  der  Staatsverwaltung  in 
eine  ganz  gleiche  Stellung  versetzt,  wie  es  die  zehntpflichtigen  Bauern 
in  den  Provinzen  werden  würden,  wo  der  Zehnt  besteht,  wenn  auch  diese 
Natural-Leistung  hier  verschwände  .  .  .« 

110)  (19)  So  §  10,  worüber  sich  Graf  Hartig  folgendermaßen  äußerte: 
»Die  Tendenz  dieses  §5|  geht  nämlich  dahin,  den  zur  Frohne  oder  zum 
Zehnte  Verpflichteten  den  nöthigen  Credit  auch  bei  schon  auf  ihrem 
Grunde  hypothecirten  Schulden  zu  verschaffen,  um  ihre  Natural-Schuldig- 
keit  ablösen  zu  können.  Die  Bestimmung  dieses  §||,  daß  ein  zu  diesem 
Zwecke  geborgtes  und  in  das  Grundbuch  eingetragenes  Capital  den  Vor- 
zug vor  allen  übrigen,  wenn  auch  früher  eingetragenen  Hypotheken  er- 
halte, es  mag  nun  das  Darleihen  der  Grundherr  selbst  oder  ein  Dritter 
seyn,  ist  eben  so  sinnig  als  wichtig;  denn  es  wird  dadurch  gewisser- 
massen  der  Werth  jener  Natural-Leistungen  zum  Capital  umstaltet  und 
großen  Theils  der  nämliche  Zweck  einfach  erreicht,  welcher  sonst  nur 
durch  Creirung  eigener  dem  Unterthan  zugänglicher  (immer  sehr  com- 
plicirter)  Creditsanstalten  erzielt  werden  könnte.  Es  ist  nicht  zu  zweifeln, 
daß  die  Mehrzahl  der  Grundherrn  sehr  geneigt  seyn  werde,  ihren  Unter- 
thanen  selbst  das  zur  Ablösung  der  Natural-Leistungen  erforderliche 
Capital  ganz  oder  doch  theilweise  zu  creditiren,  sobald  sie  dafür  volle 
Sicherheit  erlangen  und  die  Aussicht  haben,  ein  solches  Capital,  sobald 
sie  dessen  selbst  bedürfen,  entweder  im  Wege  der  Aufkündigung  oder 
durch  Cession  beweglich  zu  machen,  zu  welcher  letztern,  dem  Schuldner 
oft  sehr  willkommenen  Mobilisirungsart,  die  Anlegung  von  Waisen-  und 
Pupillengeldern  auf  derlei  erste  Sätze  die  selbst  für  die  Waisen-Kassen 
vortheilhafte  Gelegenheit  darbieten  wird.    Dieser  Zweck    kann    und  muß 
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jedoch  größtentheils  vereitelt  werden,  wenn  solche  vom  Grundherrn  ge- 
borgte Capitale  nicht  gerichtlich  eingeklagt,  sondern  nur  auf  dem  Wege 
der  politischen  Executions-Ordnung  angesprochen  werden  dürften,  welcher 
Weg  durch  die  bestehenden  Unterthans-Patente  für  die  aus  dem  Nexu 
subditelae  entsprungenen  obrigkeitlichen  Forderungen ,  an  Unterthanen 
vorgeschrieben  ist,  und  später  sogar  (durch  Hofdekrete)  für  alle  aus  was 
immer  für  einem  Titel  abgeleitete  Ansprüche  des  Grundherrn  an  einen 
Unterthan  eingeschlagen  Murde,  wie  es  eine  im  J.  1844  aus  Anlaß  der 
dagegen  vom  F.  Dietrichstein  erhobenen  a.  h.  signirten  Beschwerde  beim 

Staatsrathe  zur  Zahl  -5_z  844    gepflogene    Verhandlung    zu    entnehmen 
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gibt,  worüber  die  a.  h.  Entschließung  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt  ist  .  .  .<c 

Graf  Hartig  beantragte  sonach  die  Aufnahme  des  folgenden  Bei- 
satzes: »Ein  solches' Capital  ist  immer  auf  gerichtlichem  Wege  durch  die 
nach  Bestimmung  der  Jurisdictionsnorm  berufene  Gerichtsbehörde  ein- 
zutreiben und  hat  darauf  die  politische  Executions-Ordnung,  w;elche  für 
Unterthansforderungen  vorgeschrieben  ist,  keine  Anwendung  mehr  zu 
finden.« 

*ii)  (19)  Votum  vom  20.  November  1846. 

"*)'  (19)  Votum  Metternichs  vom  21.  November  1846.  Der  Staats- 
kanzler bemerkte  u.  a.  folgendes:  »Nur  bei  dem  gleichzeitigen  Aus- 
spruche der  beiden  Maßregeln  (Ablösung  von  Robot  und  Zehent)  ist  die 
Bezeichnung  der  Gränzen,  welche  S.  AI.  ihren  Absichten  stecken,  eine 
deutliche.  Hieraus  ergeht  eine  Verstärkung  für  das  erhaltende  Prinzip 
und  eine  Beschränkung  fantastischer  Pläne,  deren  Ausgangspunkt  die 
Nichtigkeit  der  Rechte  des  Eigenthums  ist  .  .  .«  (Metternichs  Votum, 
21.  November  1846.) 

Erzherzog  Franz  Karl  hätte  nur  eine  noch  schärfere  Präzisierung 
des  Gedankens  gewünscht,  wonach  einzig  und  allein  freiwillige  Abfin- 
dungen »ohne  Gefährdung  der  Rechte  eines  Dritten«  gestattet  seien. 
»Allerdings  würde  dann  vielleicht  --  so  meinte  der  kaiserliche  Prinz  — 
die  Effektuirung  der  mit  Recht  so  warm  empfohlenen  freiwilligen  Ab- 
lösungen anfangs  etwas  langsamer  von  statten  gehen,  aber  auch,  wie  ich 
glaube,  auf  weniger  Schwierigkeiten  stossen,  wodurch  der  anfänglich 
etwas  langsamere  Fortschritt  reichlich  kompensirt  würde.  Dann  würde 
ich  auch  weniger  die  Sorge  vor  den  üblen  Folgen  theilen,  welche  der 
Hofkammer-Präsident  von  der  Ausdehnung  der  fraglichen  Maßregel  auf 
das  Zehentverhältniß  befürchtet,  und  die  ihn  bestimmte,  den  von  ihm 
vorgeschlagenen  vorsichtigeren  und  dem  bisherigen,  allzu  große  Sprünge 
stets  weise  vermeidenden  Gange  der  Regierung  homogeneren  Weg  wie- 
derholt anzurathen.«  (Votum,  26.  November  1846.) 

'lä)  (19)  Kaiserliche  Entschließung  (auf  den  Vortrag  des  Präsidiums 
der  Hofkanzlei  vom   11.  Juli   1846),  dd.  Wien,    14.  Dezember  1846  (nach 
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Kolowrats  Entwurf)  Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1442  ex  1846,  und  Staats- 
ratsakten, Z.  6396  ex   1846.  St.  A.  Hofkanzleidekret    vom  18.  Dezember 

1846  (Politische  Gesetzsammlung,  Bd.  74,  S.  247 ff.);  Regierungszirkulare 
vom  25.  Dezember  1846. 

"*)  (ig)  So  hatte  sich  auch  Metternich  optimistisch  geäußert: 
»Die  Befreiung  des  unterthänigen  Besitzes  von  den  auf  demselben 
ruhenden  Lasten  der  Robott  und  der  Zehendten  steigert  denselben  in 
seinem  reellen  Werthe.  Vermehrter  innerer  Werth  ist  dasselbe  als  die 
Erweiterung  der  Hypotheken.  Durch  die  höchst  sinnige  Maßregel,  den 
zur  Befreiung  von  den  Lasten  benöthigten  Capitalien  das  Prioritäts-Recht 
vor  allen  anderen  Hypothekar-Schulden  einzuräumen,  wird  die  Geldhilfe 
erleichtert,  und  indem  die  Robott-  und  die  Zehendt-Lasten  nicht  im 
gleichen  Ausmaße  auf  den  unterthänigen  Leistungen  ruhen,  so  werden 
die  benöthigten  Geldhilfen  zur  Verwendung  in  den  beiden  Richtungen 
wohl  vorhanden  sein.«  (Votum.  21.  November  1846.  Ad  Minister  Kolowrat- 
Akten  Z.  1442  ex  1846.) 

115)  (ig)  Bericht  des  Statthaltereirates  Bach  an  den  Minister  des 
Innern,  dd.  Prag,  25.  März  1853,  »über  die  Entwicklung  der  herrschaft- 
lichen, städtischen  und  bäuerlichen  Besitzverhältnisse  in  Böhmen  vor  dem 
Jahre  1848«.  (Grünberg,  Die  Grundentlastung,  S.  37,  Anm.  I;  vgl.  auch 
Grünberg,  Bauernbefreiung  1,  371fr.) 

•Iß)  (20)  Siehe  Marchets  Artikel  »Grundentlastung«  in  Mischler- 
Ulbrichs  österreichischem  Staatswörterbuch  l,  59  (IL  Auflage). 

1")  (20)  Die  Hofkanzlei  hatte  in  ihrem  Vortrag  vom  11.  Septem- 
ber 1846  die  Hoffnung  ausgesprochen,  es  werde  die  Regelung  der  Ur- 
barialfrage  einen  großen  Teil  der  ständischen  Gravamina  hinfällig  machen. 

"8)  (20)  Hofbericht  vom  8.  März  1847  (Bibl,  299). 

•1*)  (20)  Dankadresse  der  böhmischen  Stände  vom  21.  März  1847. 

120)  (^20)  Sogar  die  Behörden  schienen  den  Sinn  des  Patents  mit- 
unter verkannt  zu  haben,  obwohl  ihnen  »voreilige  Aussprüche  und  Rat- 
schläge«, die  den  Untertan  »leicht  stutzig«  und  gegen  die  Obrigkeit 
aufreizen  konnten,  streng  untersagt  waren.  Trotz  diesem  Verbot  hieß  es 
in  dem  Teschener  Kreisamtsschreiben  vom  19.  März  1847,  daß  die  Obrig- 
keiten bisweilen  »überspannte«  Ablösungspreise  forderten.  Der  Abschluß 
freiwilliger  übereinkommen  wurde  infolge  derartiger  Verfügungen  wesent- 
lich erschwert.   (Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  23.  September 

1847  über  das  Gesuch  des  Grafen  Heinrich  Larisch-Mönnich  »um  Schutz 
wider  die  angeblichen  Miß-  und  Übergriffe  der  Kreisämter  bei  Gelegen- 
heit der  Robotablösungsverhandlungen.«  Staatsratsakten,  Z.  5565  ex  1847. 
St.  A.) 

■-')  (20)  Die  Stände  hatten  in  ihrem  Hofbericht  vom  8.  März  1847 
neuerdings  die  Errichtung  einer  Kreditanstalt  beantragt  und  ebenso  hatte 
Buol  einige  Monate  früher  die  Frage  aufgeworfen,    ob  und  welche  Maß- 
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rej^eln  zu  treffen  wären,  um  den  untertänigen  Grundbesitzern  die  Auf- 
bringung der  nötigen  Geldmittel  zur  Ablösung  ihrer  Schuldigkeiten  durch 
Kreditanstalten  zu  erleichtern.  »Da  sich  jedoch  —  so  meinte  er  —  das 
Bedi.irfniß  solcher  Einrichtungen  ohne  Zweifel  bei  der  Durchführung  der 
Ablösungen  in  ausgedehnterem  Maße  praktisch  geltend  machen  und  An- 
träge hiezu  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Provinzen  hervorrufen  wird,  so  glaube  ich  ebenfalls  dermahl  darauf  nicht 
weiter  eingehen,  sondern  mich  auf  die  Würdigung  der  gegenwärtigen 
Vorschläge  beschränken  zu  sollen.«  (Votum,  17.  August  1846  über  den 
Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  11.  Juli  1846.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  1442  ex  1846.  St.  A.)  Hofkanzlei  und  Staatsrat  empfahlen  die  Ableh- 
nung der  ständischen  Bitte;  denn  man  ging  auch  von  der  Ansicht  aus, 
daß  der  Staat  selber  eine  Kreditanstalt  ins  Leben  rufen  würde,  wenn  er 
es  für  notwendig  erachtete.    Und  so  geschah  es   tatsächlich  in  Böhmen. 

122)  (20)  Der  Referent  Buol  hatte  eine  Generalisierung  der  Ver- 
handlung empfohlen,  die  Hartig  jedoch  entschieden  widerriet,  damit  man 
nicht  Hoffnungen  errege,  die  »beim  Mangel  der  finanziellen  Mittel«  nicht 
verwirklicht  werden  könnten.  Buol  zog  in  der  Tat  seinen  Antrag  zurück, 
wünschte  aber,  und  zwar  ganz  in  Hartigs  Sinne,  »daß  den  niederösterreichi- 
schen Ständen  in  denjenigen  Punkten,  wo  ihre  Ansichten  einer  Berich- 
tigung bedürfen,  dieselbe  schon  itzt  nach  dem  Antrage  der  Hofkanzlei 
ertheilt  werde«..  Hofrat  Pipitz  besprach  diese  Vorschläge,  wobei  er  zwischen 
gemeinsamen  und  provinziellen  Verhältnissen  unterschied:  Diese  sollten 
»einer  speziellen  Würdigung«  unterzogen,  jene  aber  einer  generellen 
Verhandlung  vorbehalten  werden.  Hartig  erklärte  sich  damit  einverstan- 
den. (Sektionssitzung  des  Staatsrates  vom  16.  Dezember  1847.  Staats- 
ratsakt, Z.  4344  ex  1847.  St.  A.) 

"ä)  (21)  »,  .  .  In  Ansehung  der  hieran  geknüpften  Vorschläge,  um 
derley  Ablösungen  noch  wirksamer  zu  fördern,  ist  denselben  (den  Stän- 
den) unter  Hinweisung  auf  Meine  Entschließung  vom  17.  September  1847 
hinsichtlich  der  hier  wiederholt  nachgesuchten  Errichtung  einer  Creditanstalt 
zu  bedeuten,  daß  sie  von  Meiner,  diesem  wichtigen  Gegenstande  gewid- 
meten Sorgfalt  die  aufmerksame  Berücksichtigung  aller  zur  Erreichung 
des  beabsichtigten  Zweckes  auf  dem  von  Mir  vorgezeichneten  Wege 
dienliehen  Mittel  erwarten  mögen.  Sie  werden  sich  aber  auch  selbst  be- 
scheiden, daß,  insofern  ihre  Anträge  größtentheils  allgemeiner  Natur  sind 
und  sich  daher  auch  nicht  bloß  auf  Oesterreich  unter  der  Enns  be- 
schränken, dieselben  nur  im  Zusammenhange  aller  Verhältnisse  mit 
Rücksicht  auf  die  Resultate  der  Erfahrung  und  auf  die  in  den  verschie- 
denen Ländern,  auf  welche  sich  die  Wirksamkeit  der  obigen  Entschließung 
erstreckt,  gewürdigt  werden  können.  Hiernach  finde  Ich  keinen  genügen- 
den Grund,  dermahlen  in  den  Antrag  wegen  Aufstellung  einer  eigenen 
Commission  zur  Behandlung  und  Leitung  der  Ablösungsgeschäfte  einzu- 
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gehen  .  .  .«  Kaiserliche  Entschließung^  (auf  den  Vortrag  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  vom  22.  Juli  1847).  dd.  Wien,  3.  März  1848.  (Ibidem.) 

Die  Stände  hatten  sich  in  ihrer  Eingabe  vom  8.  März  1847  neucH- 
dings  über  die  Zurückweisung  ihres  verfassungsmäßigen  »Beirats«  be- 
schwert. Mit  Unrecht;  denn  das  Zirkular  vom  Dezember  1846  betraf  aHe 
deutschen  und  slawischen  Provinzen,  also  nicht  Niederösterreich  allein. 
Die  Stände  waren  außerdem  laut  kaiserlicher  Entschließung  vom  30.  Ja- 
nuar 1847  aufgefordert  worden,  anzugeben,  »welche  Hindernisse  dem 
freiwilligen  Ablösungsübereinkommen  aus  den  bestehenden  Einrichtungen 
und  Anordnungen  in  Niederösterreich  entgegenstehen,  die  nicht  schon 
durch  die  erflossene  a.  h.  Vorschrift  beseitigt  sind,  und  welche  Mittel  zu 
ihrer  Behebung  und  zur  Beförderung  der  gewünschten  Ausgleichungen 
noch  zu  ergreifen  wären«.  (Kaiserliche  Entschließung  —  auf  den  Vor- 
trag der  Hofkanzlei  vom  16.  Februar  1844  — .  dd.  Wien,  30.  Januar  1847. 
Staatsratsäkt,  Z.  1310  ex  1844.  Hofkanzleidekret  vom  8.  Februar  1847.) 
Diese  Aufforderung  war  in  der  ständischen  Eingabe  vom  8.  März  1847 
mit  Stillschweigen  übergangen  worden. 

1")  (21)    Hofkanzleidekret    vom     14.    September    1846.    (Beiträge, 

107  ff> 

1^'^)  (21)  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  3.  Juli  1846  (mit 
der  Landtagserklärung  der  Stände  pro  1847)  samt  dem  staatsrätlichen 
Gutachten.  Kaiserliche  Resolution  vom  i.  September  1846.  Den  Ständen 
wurde  im  Namen  des  Kaisers  versichert,  »daß  a.  h.  demselben  die  Wohl- 
fahrt aller  Klassen  der  Bewohner  der  Provinz  Niederösterreich  stets  der 
Gegenstand  allerhöchst  Ihrer  Aufmerksamkeit  bleiben  werde«.  (Staats- 
ratsakt, Z.  3600  ex  1846.  St.  A.) 

126)  (21)  »Wiederholte  Vorstellung  der  n.  oe.  Stände  um  Herab- 
setzung der  Verzehrungssteuer  u.  Stempeltaxe«,  ^^'ien,  i.  März  1847 
(Beiträge,  200 ff.) 

1-^)  (21)  Es  erfolgte  die  Einsetzung  eines  Komitees,  das  eine  Ge- 
meindeordnung auszuarbeiten  hatte.  (Bibl,  305.) 

'28)  (21)  Vortrag  des  Fürsten  Lamberg.  (Beiträge,  228 ff.)  Am 
II.  Juni  1847  wurde  die  Einsetzung  eines  Komitees  verfügt.  (Bibl,  306.) 

129)  (22)  Eine  ständische  Petition  vom  24.  Mai  1847  forderte  das 
Verordnetenkollegium  auf,  diese  Frage  im  nächsten  Landtag  zur  Ver- 
handlung zu  bringen.  Am  g.  Juni  desselben  Jahres  erfolgte  die  Ein- 
setzung eines  Komitees.  (Bibl,  306,  308.) 

130)  (22)  Jahrgang  1847,  II,   120  ff. 

131)  (23)  Grenzboten  1847.  II,  588.  Die  Leichenfeier  hatte  am 
2.  Mai  1847  stattgefunden. 

^'2)  (23)  Landtagserklärung  vom   11.  Juni   1847.  (Beiträge,  283.) 
133)  ("22)  Gegen    die  Aufnahme    der    Bitte,    den    Staatshaushalt    zu 
veröffentlichen,    hatten    sich    der  Landuntermarschall  Baron  Aichen  und 
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Graf  Kuefstein  erklärt;  für  sie  waren  insbesondere  Karl  von  Kleyle,  Graf 
A'Ugust  Brauner,  Anton  von  Schmerling  und  Graf  Ferdinand  Colloredo 
«ingetreten.  (Siehe  Arneth,  Anton  Ritter  von  Schmerling,  47.  Bibl,  314.) 

^■'*)  (34)  Votum  des  staatsrätlichen  Referenten  Buol  über  den  Vor- 
trag der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  25.  Juni  1847,  die  Postulaten-Land- 
tagserklärung  der  niederösterreichischen  Stände  für  das  Verwaltungs- 
jahr 1848  betreffend.  (Staatsratsakt,  Z.  3635  ex   1847.  St.  A.) 

Der  Hofkammerpräsident  Baron  Kübeck  hatte  bisher  mit  Ermäch- 
tigung des  Kaisers  die  Ergebnisse  einzelner  Zweige  des  Staatshaushaltes 
in  Form  statistischer  Tabellen  veröffentlichen  lassen,  und  da  hielt  es  die 
Hofkanzlei  für  geboten,  ihm  den  weitergehenden  Wunsch  der  Stand« 
mitzuteilen.  Staatsrat  Weiss  stellte  den  Antrag,  es  möge  Kübeck  darüber 
dem  Kaiser  berichten,  womit  sich  Jüstel,  Purkhact,  Nädasdy  und  Erzherzog 
Franz  Karl  einverstanden  erklärten;  nur  erhellt  aus  den  Akten  nicht,  ob 
ein  derartiger  Vortrag  erstattet  wurde. 

i3i>j  (24)  Unter  anderem  die  sogertannte  Magna  charta  der  nieder- 
österreichischen Stände.  (Grenzboten  1846,  III,  472 ff.) 

13«)  (24)  Votum  Pilgrams  über  den  Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei 
vom  3.  September  1847.  (Staatsratsakt,  Z.  4825  ex  1847.  St.  A.) 

"')  (24)  Grenzboten  1847,  II,  228;  Andrian,  II,  55. 

"8)  (25)  Siehe  S.  15,  Anm.  86  (S.  62). 

*^ä)  (25)  Der  ständischen  Körperschaft  sollte  erklärt  werden,  daß 
sie  das  Hofkanzleidekret  vom  7.  Juni  1844  in  einem  »einschränkenden 
Sinne«  gedeutet  habe;  die  Stände  sollten  ferner  zu  Vorschlägen  über 
eine  Anzahl  wichtiger  Gegenstände  der  Verwaltung  und  Gesetzgebung 
aufgefordert  und  zugleich  erinnert  werden,  daß  die  Anträge  zur  Ab- 
schaffung der  Robot  und  anderer  Urbarialleistungen  von  ihnen  selber 
ausgegangen  seien.  (Staatsratsakt,  Z.  4895  ex  1846.  St.  A.)  Auf  diese 
Weise  hatte  man  die  wichtigsten  Desideria  umgangen;  sie  betrafen  den 
legislativen  Einfluß  der  Stände  und  die  Revision  der  politischen  Gesetze. 

****)  (25)  Graf  Kolowrat  äußerte  sich  über  diese  Konzession  Leo- 
polds II.  in  folgender  Weise:  »Bei  einer  unbefangenen  Auffassung  der 
Frage  dürfte  behauptet  werden,  daß  es  in  der  a.  h.  Absicht  lag,  den 
Provinzial-Ständen  Gelegenheit  zu  geben,  bei  allgemeinen  Gesetzen  dann, 
wenn  dieselben  alten  Provinz-Gewohnheiten  und  Landes-Einrichtungen 
entgegenlaufen  oder  in  ihrer  Ausführung  auf  Schwierigkeiten  stoßen 
sollten,  dagegen  ihre  Erinnerungen  und  Vorstellungen  vor  den  a.  h. 
Thron  zu  bringen.«  (Vortrag  Kolowrats  vom  16.  Mai  1847.  Minister 
Kolowrat-Akten,  Z.  1056  ex  1847.  St.  A.) 

**^)  (25)  Sonach  entwarf  Graf  Kolowrat  folgende  Resolution: 

»Den  Nied.  Gest.  Ständen  ist  zu  bedeuten,  daß  sie  den  Inhalt  des 
Hofkanzleydekretes  vom  7.  Juni  1844  in  dem  einschränkenden  Sinne  auf- 
gefaßt haben,  als  ob,  wenn  die  Hofkanzley  über  irgend  einen  Gegenstand 
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das  Einvernehmen  mit  den  Ständen  nicht  nothwendig  finden  würde,  das- 
selbe gar  nicht  Statt  haben  werde,  während  es  doch  immer  nur  von 
Mir  abhängt,  die  Stände  dann  vernehmen  zu  lassen,  wann  und  sobald 
Ich  es  den  Interessen  des  Landes  angemessen  finde,  Uibrigens  liegt  es 
keineswegs  in  Meiner  Absicht,  Meinen  Nied.  Österr.  Ständen  in  vor- 
kommenden Verhandlungen,  welche  das  Wohl  und  die  Einrichtungen 
des  Landes  im  allgemeinen  berühren,  jene  Wirksamkeit  zu  entziehen, 
welche  denselben  von  Meinem  in  Gott  ruhenden  Herrn  Vater  zugestan- 
den worden  ist. 

Bezüglich  der  von  den  Ständen  gewünschten  Erledigungen  anhän- 
giger Verhandlungen  sind  sie  auf  Meine  Entschließung  vom  14.  Dezem- 
ber 1846  und  auf  jene  über  die  Hofkanzlei  Vorträge  vom  9.  Oktober  1845 
und  vom  30.  Juni  1846  zu  weisen. 

Ich  hege  das  Vertrauen,  daß  die  Stände  der  Erinnerungen,  welche 
in  Absicht  auf  die  Abschaffung  der  Waisendienste,  Abfahrtsgelder,  Ein- 
stands-  und  Vorkaufsrechte,  Zoll-  und  Mauthbefreiungen  und  dergleichen 
vorgebracht  worden  sind,  aus  eigener  Uiberzeugung  von  den  jetzigen 
Bedürfnissen  der  Verwaltung  und  der  allgemeinen  Betriebsamkeit  sich 
begeben  und  keine  weiteren  Vorstellungen  dagegen  erheben  werden. 

Ich  gestatte,  daß  die  N.  Oe.  Stände  Mir,  wenn  sie  es  für  ange- 
messen halten,  einen  Vorschlag  vorlegen,  welche  Einleitungen  getroffen 
werden  könnten,  damit  unter  Voraussicht  auf  einen  entsprechenden  Er- 
folg in  nicht  zu  entfernter  Zeit  eine  geordnete  Zusammenstellung  der 
für  das  flache  Land  Niederoesterreich  bestehenden  eigenthümlichen  poli- 
tischen Verwaltungsgesetze  und  Vorschriften  zu  Stande  gebracht  werde, 
wobei  sodann  das  allenfalls  Widersprechende  hervorzuheben  und  eine 
wünschenswerthe  Ergänzung  in  Vorschlag  zu  bringen  seyn  würde. 

Endlich  ist  Meinen  Ständen  Nied.  Oesterreichs  in  Erledigung  der 
vorgelegten  Vorstellung  zu  bedeuten,  daß  Meine  Eürsorge  stets  dahin 
gerichtet  war  und  seyn  wird,  allen  Classen  Meiner  Unterthanen  gleich- 
mäßigen Schutz  ihrer  Rechte  zu  gewähren,  und  daß  Ich  bisher  keinen 
Anlaß  gefunden  habe.  Meine  Behörden  im  allgemeinen  einer  pflichtwidri- 
gen Vernachlässigung  der  gesetzlichen  Anordnungen  oder  einer  partei- 
ischen Handhabung  derselben  für  schuldig  zu  halten,  in  den  ganz  unbe- 
stimmten, durch  keine  speciellen  Thatsachen  begründeten  Vorwürfen  der 
Stände  aber  keine  zureichende  Aufforderung  finde,  um  zur  Sicherstellung 
der  Rechte,  wie  sie  gewünscht  wird,  besondere  Vorkehrungen  in  das 
Leben  zu  rufen.  Ich  muß  Mich  vielmehr  so  lange  beruhiget  fühlen,  als 
nicht  speciell  und  grundhältig  nachgewiesen  werden  kann,  daß  begrün- 
dete Beschwerden  über  Verletzung  kein  Gehör  und  keine  Abhülfe  ge- 
funden haben.«  (Minister  Kolowrat- Akten,  Z.  1056  ex  1847.  St.  A.) 

^*-)  (25)  Auf  Vorschlag  Metternichs,  dem  Erzherzog  Franz  Karl 
zustimmte,    wurden  der  Oberste  Kanzler,    der  Hofkammerpräsident,    der 
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staatsrätliche  Sektionschef  Graf  Hartig  und  der  staatsrätliche  Referent 
Baron  Buol  der  Beratung  beigezogen.  (Minister  Kolowrat-Akten,  Z.  1056 
ex  1847.  St.  A.) 

1")  (27)  Siehe  »Aus  Oesterreichs  Vormärz«.  (Böhmen,  pag.  55.) 

.1^*)  (27)  Die  Generale  Schlick,  Karl  Schwarzenberg  und  Colloredo: 
der  erstgenannte  wurde  tourgemäß  befördert  und  sollte  nach  Sieben- 
bürgen kommen;  er  kam  aber  nach  Mähren,  um  in  der  Nähe  seiner 
Güter  zu  sein,  und  wurde  Regimentsinhaber;  Fürst  Karl  Schwarzenberg 
wurde  in  Prag  selbst  befördert  und  durch  die  Verleihung  eines  Regi- 
ments ausgezeichnet;  Graf  Colloredo  sollte  nach  Triest  versetzt  werden, 
durfte  jedoch  in  Böhmen  bleiben. 

1*5)  (28)  ».  .  .  werden  die  Stände  durch  eine  solche  Schlußfaßung 
unangenehm  berührt  —  und  sie  wissen,  daß  solche  aus  einer  Collegial- 
Berathung  hervorgegangen  sei  —  so  richtet  sich  ihre  Mißstimmung  mehr 
gegen  das  Collegium  als  gegen  die  Person  des  Souverains.  Immerhin 
könnte  der  Kaiser  nachträglich  auch  die  Staatskonferenz  vernehmen.« 

1«)  (28)  Siehe  S.  71.  Anm.   139. 

'•")  (29)  Und  zwar  erst  dann,  bis  Inzaghi  in  Gemäßheit  des  von 
Kübeck  beantragten  Kabinettschreibens  seinen  Bericht  ausgearbeitet  und 
vorgelegt  habe. 

1*8)  (29)  Staatskonferenzakt,  Z.  645  ex  1847  ad  Staatsratsakt,  Z.  4895 '46 
(Vortrag  der  Vereinigten  Hofkanzlei  vom  11.  September  1846  »über  die 
ihr  mit  dem  Ah.  Cabinetsschreiben  vom  13.  August  1846  zur  sorgfäl- 
tigen Erwägung  u.  wohlbegründeten  Begutachtung  zugemittelte  Vor- 
stellung der  N.  Oe.  Stände  aus  der  Landtagsversammlung  vom  24.  Juni 
1846«).  St.  A.  —  Gutachten  Kübecks  und  Hartigs  vom  11.  und  19.  Juni; 
Kolowrats  Gutachten  darüber  vom  26.  desselben  Monats.  Kolowrat  hielt 
es  für  vorteilhaft,  den  Obersten  Kanzler  »uch  auf  eine  Bitte  der  Stände 
aufmerksam  zu  machen,  deren  Erfüllung  die  Hofkanzlei  geradezu  wider- 
raten hatte:  die  niederösterreichischen  Stände  erklärten  nämlich,  daß 
viele  Stellen  der  Traktate  de  juribus  incorporabilibus  und  der  Robot- 
patente dunkel  und  lückenhaft  seien  und  daher  eine  deutliche  und  er- 
gänzende Bestimmung  erheischten.  Kübeck  hatte  schon  bei  einem  früheren 
Anlaß  die  Meinung  vertreten,  daß  man  die  Stände  zu  Vorschlägen  auf 
einem  Gebiet  der  Legislative  ermuntern  sollte,  wo  es  sich  keineswegs 
um  allgemeine  Rechtsbestimmungen,  sondern  um  Landeseigentümlich- 
keiten und  Provinzialrechte  handle.  Er  wünschte  daher,  daß  sich  der 
Oberste  Kanzler  über  die  Zulässigkeit  einer    solchen  Verfügung    äußere. 

"")  (30)  Metternichs  Votum  s.  d.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  645 
ex  1847.  St.  A.)  »Diese  Betrachtungen  —  so  schloß  Metternich  sein  Gut- 
achten —  fließen  aus  dem  Grunde  meines  Gewissens  und  meiner 
Überzeugung,  daß  —  wenn  der  in  ruhigen  Zeiten  eingehaltene  Gang  in 
der  Überwachung  und  Leitung    des    ständischen  Wesens    unter  Verhält- 
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nissen,  wie  die  allgemein  vorherrschenden  sind,  der»  Bedürfnisse  der 
bewegten  Zeit  nicht  angepaßt  w&rden  sollte  —  der  Monarchie  große 
Übel  bevorstehen  würden!« 

"")  (31)  Gutachten  des  Graten  Hartig  vom  3.  Juli  1847,  (^^  Staats- 
konferenzakt Z.  645  ex  1847.  St.  A.)  Graf  Kolowrat  entwarf  drei  Hand- 
schreiben, von  denen  das  eine  (D  an  den  Präsidenten  der  Polizeihofstelle, 
das  zweite  an  den  Obersten  Kanzler  (11)  und  das  dritte  (IIIl  an  den 
Grafen  Hartig  gerichtet  werden  sollte.  (Ad  Staatskonferenzakt  Z.  645 
ex  1847.  St.  A.)  Sie  lauten  wie  folgt: 

I. 

»Die  Erscheinungen,  welche  sich  in  neuester  Zeit  bei  den  land- 
ständischen Versammlungen  in  Wien  und  Prag,  zum  Theile  selbst  auch 
in  Brunn  und  Gratz  ergeben  haben,  machen  es  nothwendig,  die  Bewe- 
gungen dieser  ständischen  Corporationen  und  der  hierbei  vornehmlich 
das  Wort  führenden  Leiter  genau  und  ununterbrochen  zu  beobachten. 
Sie  haben  daher  auf  eine  vorsichtige  Weise  die  Einleitung  zu  treffen, 
daß  die  vorzüglich  thätigen  Parteimänner  der  landständischen  Versamm- 
lungen in  den  genannten  Provinzen  nach  Verhältniß  ihrer  Bedeutung 
sorgfältig  überwacht  und  die  allfällig  entstehenden  Verabredungen  der 
ständischen  Mitglieder  unter  sich  oder  mit  den  Ständen  anderer  Pro- 
vinzen baldigst  entdeckt  und  mit  den  Triebfedern  und  Zielpunkten,  die 
hierbei  wirksam  sind,  Mir  zur  Kenntniß  gebracht  werden.  Um  bei  diesen 
Beobachtungen  regelmäßig  und  mit  praktischer  Nützlichkeit  vorzugehen, 
beauftrage  Ich  Sie,  das  Ergebniß  derselben  Mir  in  angemessenen  Zeit- 
abschnitten, bei  außerordentlichen  Vorfällen  dieselben  Mir  aber  sogleich 
anzuzeigen.  Von  diesen  Wahrnehmungen  und  besonderen  Vorfallenheiten 
haben  Sie  auch  in  kurzem  Wege  jederzeit  Meinem  Obersten  Kanzler  die 
Mittheilung  zu  machen  und  ihn  nach  Thunlichkeit  in  der  vollen  Uiber- 
sicht  der  Bestrebungen  der  genannten  Corporationen  und  der  hierbei 
einflußreichen  Individuen  zu  erhalten.« 

II. 
»Es  konnte  Ihrer  Aufmerksamkeit  nicht  entgehen,  wie  in  neuerer 
Zeit  die  landständischen  Versammlungen  in  Niederoesterreich  und  Böh- 
men, zum  Theile  auch  jene  in  Mähren  und  Steiermark  abgelehnte  Bitten 
hartnäckig  erneuerten  und  Vorschläge  vorbrachten,  die  weit  über  den 
Kreis  der  bisherigen  ständischen  Wirksamkeit  hinausreichten.  Die  in 
Folge  dessen  eingetretenen  Zurückweisungen  veranlaßten  aufregende  Er- 
örterungen und  Denkschriften,  die  länger  nicht  mit  Stillschweigen  be- 
seitiget, sondern  mit  Entschiedenheit  abgethan  werden  müssen.  Um  bei 
den  dießfalls  zu  fassenden  Beschlüssen  und  den  zu  ergreifenden  Maß- 
nahmen des  nothwendijren  Zusammenhanges.  Einklangs  der  Folgerichtig- 
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keit  und  der  Rechtmä'ßigkeit  versichert  »u  seyn,  trage  Ich  Ihnen  hiermit 
auf,  in  einer  commissionellen  Berathung,  zu  welcher  Sie  die  Ihnen  ge- 
eignet scheinenden  Männer  nicht  blos  von  der  Ihnen  untergeordneten 
Hofstelle,  sondern  auch  von  einer  Justiz-  oder  Fiskal-Behörde  berufen 
können,  folgende  Gegenstände  ins  Klare  zu  stellen : 

Welches  sind  die  Rechte  der  Stände  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen, zunächst  und  vorerst  in  Niederoesterreich  und  Böhmen,  sowohl 
in  Absicht  auf  die  allfällige  Theilnahme  an  den  Verhandlungen  der  Ge- 
setzgebung, dann. der  Steuer-  und  sonstigen  politischen  Verwaltung? 

Nach  Feststellung  dieser  Hauptsätze  sind  die  Grundlinien  anzu- 
geben, nach  welchen  die  Regierung  bei  ihren  Maßregeln  vorzugehen,  wie 
sie  den  bis  jetzt  schon  beobachteten  Tendenzen  der  Stände  ^  Uiber- 
griffen  zu  begegnen,  mit  welchen  Mitteln  sie  dieselben  zu  bekämpfen, 
in  welcher  Reihenfolge  anzuwenden  und  die  Ordnung  herzustellen  habe. 
Insbesondere  ist  in  Erwägung  zu  ziehen,  auf  welche  Art  der  Ausbreitung 
der  gegen  die  Centralverwaltung  gerichteten  Bestrebungen  entgegen- 
gewirket  und  nach  welchen  Richtpunkten  den  Regierungsorganen,  wie 
namentlich  dem  Chef  der  Stände,  die  Instruktion  ertheilt  werden  soll. 

Das  Ergebniß  dieser  baldigst  und  möglichst  geheim  zu  pflegenden 
Verhandlung  ist  Mir  zur  Schlußfassung  vorzulegen,  gleichzeitig  auch  Ihre 
Äußerung  darüber  zu  erstatten,  ob  es  nicht  am  zweckmäßigsten  wäre, 
bei  der  Vereinigten  Hofkanzlei  einen  in  jeder  Hinsicht  vollkommen  ge- 
eigneten und  vertrauten  Mann  als  Referenten  in  allen  ständischen  An- 
gelegenheiten aufzustellen,  damit  hierdurch  das  Festhalten  einer  be- 
stimmten Richtung  und  die  Combination  erleichtert  würde,  ohne  daß 
dieß  jedoch  hindern  sollte,  nach  Erforderniß  auch  den  Landes-Referenten 
zu  Rathe  zu  ziehen. 

Unter  einem  ertheile  ich  Meinem  Polizey-Präsidenten  den  Auftrag, 
Ihnen  von  Zeit  zu  Zeit  von  den  durch  ihn  gemachten  Wahrnehmungen 
über  die  Bewegungen  der  ständischen  Körperschaften  im  kurzen  Wege 
die  angemessene  Mittheilung  zu  machen.« 

III. 

»Die  Vorträge,  welche  von  nun  an  Mein  Polizey-Präsident  von  Zeit 
zu  Zeit  über  die  Verhältnisse  und  Bewegungen  der  ständischen  Körper- 
schaften in  den  Provinzen  Niederoesterreich,  Böhmen,  Mähren  und  Steier- 
mark Mir  vorzulegen  angewiesen  wurde,  werden  von  dem  Bureau  Meiner 
Staats-Conferenz  extrahirt,  an  den  für  die  ständischen  Geschäfte  be- 
stimmten Referenten  Meines  Staatsrathes  zur  Bearbeitung  geleitet  und 
sohin  Ihnen  zugetheilt  und  dann  an  die  permanenten  Mitglieder  der 
Staats-Conferenz  befördert  werden. 

Jene  Vorträge  aber,  welche  von  Meinem  Obersten  Kanzler  oder 
der  Vereinigten  Hofkanzlei  über  ständische  Verfaßungsfragen   oder  land- 
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täglich  vorgebrachte  Beschwerden  und  Vorstellungen  erstattet  werden, 
sind  zur  staatsräthlichen  Verhandlung  bestimmt,  auf  welche  Sie  der  Art 
einen  besonderen  und  vorzugsweisen  Einfluß  zu  nehmen  haben,  daß  diese 
Angelegenheiten  in  genauem  Zusammenhange  schnell  und  unter  Beob- 
achtung des  strengsten  Geheimnisses  Mir  jeder  Zeit  baldigst  zur  Schluß- 
l'aßung  vorgelegt  werden.  Ich  ermächtige  Sie,  dießfalls  die  Ihnen  ge- 
eignet scheinenden  Einleitungen  zu  treffen  und  Mir,  falls  sich  in  der 
bestehenden  Instruktion  oder  in  Personal-Verhältnissen  Schwierigkeiten 
zeigen    sollten,    die  eine  Abhülfe   bezielenden  Vorschläge   zu   erstatten.« 

Graf  Hartig  äußerte  sich  in  seinem  Gutachten  vom  3.  Juli  1847 
(ad  Staatskonferenzakt  Z.  645  ex  1847)  wie  folgt  über  die  an  Grafen 
Sedlnit^y  und  an  ihn  (Hartig)  zu  richtenden  Kabinettschreiben:  »Ich 
glaube  nämlich,  daß  die  vom  B.  Kübeck  in  seinem  Gutachten  vom 
II.  Juni  1.  J.  als  der  vierte  von  den  Ständen  zur  Ausführung  ihrer  Pläne 
in  neuerer  Zeit  benützte  Weg,  sehr  richtig  angedeutete,  unwürdige  Art 
des  Mißbrauches  der  ausländischen  Presse  zur  Irreleitung  der  öffentHchen 
Meinung  und  Anschwärzung  der  östr.  Regierungs-Organe  in  dem  Cab. 
Schreiben  an  Gr.  Sedlnitzky  nicht  mit  Stillschweigen  zu  übergehen, 
sondern  darüber  der  ernstgemessene  Auftrag  an  ihn  zu  erlassen  wäre, 
Mittel  vorzuschlagen,  wodurch  dieser  Mißbrauch,  wenn  auch  Präventiv- 
Maßregeln  dagegen  schwer  ausführbar  seyn  dürften,  doch  an  den,  großen 
Theils  bekannten  Schuldtragenden  im  Innlande  auf  polizeilichem  Wege 
gehörig  geahndet  und  dadurch  für  die  Zukunft  reprimirt  werden  könnte, 
wobei  er  auch  zu  überlegen  und  anzudeuten  hätte,  ob  und  auf  welche 
Weise  die  durch  ausländische  Druckschriften  sowie  durch  die  Tages-  und 
Journal-Presse  irre  geleitete  öffentliche  Meinung  etwa  mittels  der  Presse 
im  Innlande  wieder  zur  Erkenntniß  der  Wahrheit  gebracht  und  zurecht- 
geführt  und  somit  dem  Gifte,  dessen  Ausstreuung  nicht  verhindert  wer- 
den konnte,  durch  irgend  ein  Gegengift  doch  wenigstens  einigermaßen 
die  schädliche  Wirkung  benommen  werden  könnte. 

Was  das  an  meine  unterth.  ergebene  Person  zu  erlassende  a.  h. 
Cab.  Schreiben  anbelangt,  finde  ich  mich  durch  das  vom  Antragsteller 
mir  bewiesene  Vertrauen  zwar  hochgeehrt;  ich  muß  aber  das  offen- 
herzige Bekenntniß  meiner  Unvermögenheit  zur  Entsprechung  der  im 
zweiten  Absätze  mir  zugedachten  Aufgabe,  noch  bevor  der  Antrag  die 
a.  h.  Sanction  erlangt,  hiermit  ablegen. 

Auf  den  beschleunigten,  regelmäßigen  Geschäftsgang  und  auf  die 
Beobachtung  des  strengsten  Geheimnisses  bei  einem  Amtskörper,  welcher 
mir  nicht  untersteht,  wobei  ich  nur  der  nominelle  Chef  (eigentlich  Vor- 
sitzer) des  vierten  Theils  der  Votanten,  ohne  alle  Disciplinar-Gewalt 
über  diese  Votanten  und  noch  weniger  über  jene  der  drei  anderen 
Vierteln  und  über  die  Hülfsämter  bin,  kann  ich,  als  dem  Titel,  Range 
und  Senium    nach,    überdieß    noch    tiefer    als   ein  anderer  Sections-Chef 
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stehend,  unmöglich  mit  Kraft  und  Erfolg  einwirken  und  sonach  auch 
durchaus  keine  Bürgschaft  für  die  Erfüllung  des  mir  mittels  jenes  a.  h. 
Cab.  Schreibens  Aufzuerlegenden  übernehmen;  meine  Einwirkung  auf  den 
Staatsrath  kann  nicht  die  Grenzen  der  Berathungen  überschreiten  und 
auch  bei  diesen  nur  in  dem  Gewichte  sich  gründen,  was  ich  der  ge- 
äußerten Meinung  durch  Motivirung  derselben  zu  geben  vermag.  Vor- 
schläge zur  Ergreifung  von  Maßregeln  zu  erstatten,  welche  mir  die  Lö- 
sung der  fraglichen  Aufgaben  möglich  machen  sollten,  vermag  ich  eben 
so  wenig,  weil  einzelne  Modificirungen  der  staatsräthl.  Instruction  den 
Gang  dieses  Körpers  nicht  beschleunigen,  die  Geheimhaltung  der  vor- 
kommenden Geschäfte  nicht  sichern,  meine  Stellung  in  und  zu  dem- 
selben nicht  verändern  und  meine  Einwirkung  nicht  verstärken  können, 
eine  'gänzliche  Umstaltung  desselben  aber  gewiß  nicht  in  der  Absicht 
E.  M.  liegt  und  die  Beantragung  einer  solchen  ein  Wagstück  wäre,  dem 
ich  um  so  weniger  gewachsen  bin,  als  selbst  eine  von  mir  früher  bean- 
tragte und  a,  h.  genehmigte  partielle  Reform  in  der  Berathungsart  beim 
Staatsrath  so  wenig  Lebenskraft  hatte,  daß  sie  schon  nach  einem  Jahre 
zu  Grabe  gieng. 

Wenn  sonach  der  Staatsrath,  wie  er  jetzt  besteht,  von  E.  M.  zur 
Verhandlung  der  ständischen  Angelegenheiten  nicht  für  geeignet  erkannt 
würde,  so  bliebe  nur  der  Ausweg  übrig,  diese  Angelegenheiten  nach 
Weise  der  ungr.  siebenb.  Verfassungs-Sachen  außer  dem  Staatsrathe 
verhandeln  zu  lassen.« 

löi)  (31)  »Unter  den  Gegenständen,  welche  die  Aufmerksamkeit  der 
Staatsverwaltung  vorzugsweise  in  Anspruch  nehmen,  befinden  sich  die 
ständischen  Angelegenheiten  oben  an. 

Bei  den  Ständen  von  Böhmen,  von  Mähren  und  von  Nieder-Öst- 
reich  hat  sich  schon  seit  mehreren  Jahren  die  Tendenz  nach  Beschrän- 
kung der  Majestäts-Rechte  deutlich  ausgesprochen.  Die  anderen  Provin- 
zial-Stände  werden  diesem  Beispiele  bald  folgen. 

In  Böhmen  sind  schon  Versuche  gemacht  worden,  das  vermeinte 
Recht  der  Steuer-Verweigerung  auszuüben.  Um  das  Recht  des  (soge- 
nannten) Beirathes  bei  der  Gesetzgebung  wird  lebhaft  gekämpft.  Gelingt 
es  den  böhmischen  Ständen,  diese  beiden  Rechte  zu  vindiciren,  so  läßt 
sich  kein  Grund  absehen,  warum  die  Stände  der  anderen  oesterreichischen 
Provinzen  nicht  gleiche  Ansprüche  erheben  und  behaupten  sollten;  dann 
ist  aber  das  Regieren  in  der  aus  so  vielen  Provinzen  mit  den  verschie- 
denartigsten Interessen  zusammengesetzten  Monarchie  unmöglich. 

Diesem  drohenden  Uebel  kann  nur  durch  ein  wohl  überdachtes, 
consequent  und  fest  durchgeführtes  Verfahren  in  den  Angelegenheiten 
aller  Provinzialstände  begegnet  werden. 

Die  gegenwärtige  Behandlungsweise  dieser  Angelegenheiten  stellt 
sich    mir    als    durchaus    mangelhaft    dar.    Als  Beleg    dieser  Behauptung 
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dienet  das  Factum,  daß  schon  seit  mehreren  Wochen  in  einer  ständi- 
schen Versammlung  zu  Prag  Vorträge  in  den  oben  bezeichneten  Rich- 
tungen gehalten  und  Debaten  darüber  geführt  werden,  ohne  daß  die 
Central-Verwaltung  davon  anders  als  durch  Privatmittheilungen  oder 
durch  im  Auslande  erscheinende  Zeitblätter  Kenntniß  erhalten  hat. 

Eine  Vorkehrung  zur  Verbesserung  dieser  Behandlungsweise  stellt 
sich  mir  daher  als  dringend  nöthig  dar. 

Die  Verbesserung  sollte  in  zwei  Richtungen  eintreten,  nämlich  zu- 
erst in  jener  des  Wissens,  und  dann  in  jener  des  Handelns.  In  Bezie- 
hung auf  die  Erstere  wäre  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Central-Verwaltung 
von  dem  Gange  der  ständischen  Versammlungen  und  Landtage  vom 
Momente  der  Vorbereitung  derselben  bis  zu  ihrer  Beendigung  tagtäglich 
Kenntniß  erhalte,  um  durch  geeignete  Weisungen  an  die  Vorsitzenden, 
die  durchaus  keine  Männer  der  Stände,  sondern  Männer  des  Landes- 
fürsten sind,  bei  Zeiten  einwirken  zu  können. 

In  Absicht  auf  die  zweite  noch  wichtigere  Richtung,  nähmlich  jene 
des  Handelns,  thut  es  vor  allem  Noth,  daß  die  Verfügungen  in  Angelegen 
heiten  der  Provincialstände  nicht  aus  dem  einseitigen  Gesichtspunkte 
dieser  oder  jener  einzelnen  Provinz,  sondern  aus  der  Auffassung  ihrer 
Einwirkung  auf  das  Gesammtwesen  des  oesterreichischen  Stände-Systems 
hervorgehen. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  scheinet  mir  eine  Concentration  der 
ständischen  Angelegenheiten  sowohl  bei  der  den  ständischen  Corporatio- 
nen  zunächst  vorstehenden  Behörde,  der  vereinigten  Hof  kanzlei,  als  auch 
bei  den  zur  weiteren  Berathung  berufenen  Organen  unerläßlich  zu  sein. 
Wie  solche  bei  der  vereinigten  Hofkanzlei  zu  erzielen  sei,  darüber 
schiene  mir  der  Oberste  Kanzler  berufen,  seine  Meinung  abzugeben.  Was 
aber  die  Concentration  in  höchster  Instanz  betrifft,  halte  ich  sie  für  ge- 
schehen, wenn  bei  ständischen  Angelegenheiten  der  sogenannte  Cabinets- 
weg  vermieden  und  sie  insgesammt  dem  Staatsrathe  zur  Begutachtung 
zugewiesen,  sohin  aber  durch  die  Staatsconferenz  der  a.  h.  Entscheidung 
unterzogen  würden. 

Ich  kann  nicht  unbemerkt  lassen,  daß  bei  Gegenständen  so  häck- 
licher  und  contentioser  Art,  wie  es  die  ständischen  Angelegenheiten  theils 
schon  wirklich  sind,  theils  noch  werden  dürften,  die  Staatsklugheit  es  zu 
fordern  scheine,  die  Aussprüche  des  Souverains  (meistens  in  causa 
propria)  gegen  die  ständischen  Corporationen  nicht  auf  die  Meinung 
eines  Einzelnen,  sondern  "auf  jene  eines  berathschlagenden  Körpers  zu 
stützen,  um  dadurch  der  Gefahr  des  Uebersehens,  Einseitigsehens  oder 
Uebereilens  zu  entgehen  und  den  Souverain  vor  dem  Vorwurfe  des  Arbi- 
trairen  in  den  Entscheidungen  zu  sichern. 

Ich  halte  es  für  heilige  Pflicht,  diese  Betrachtungen  der  h.  Würdi- 
gung und,  wenn  sie,  wie  ich  hoffe,  einer  Beachtung  nicht  unwerth  befunden 


werden  sollten,  der  weiteren  Berathung  durch  die  Staats-Conferenz  zu  unter- 
legen.« (»Über  die  Verhandlungsart  ständischer  Angelegenheiten.«  Denk- 
schrift von  Hartigs  Hand.  Fürst  Metternichsches  Familienarchiv  zu 
Plass.) 

Graf  Hartig  nennt  sich  in  dem  Begleitschreiben  einen  »Souffleur«, 
»welcher  in  seinem  dunklen,  engen  Loche  ruhig  sitzt  und  seine  Stimme 
nur  dann  hören  läßt,  wenn  ein  Blick  der  Schauspieler  ihn  dazu  auf- 
fordert.« 

152)  (32)  »  .  .  .  Die  Frage,  wie  im  Zentrum  der  a.  h.  Regierung  die 
finale  Berathung  und  Schlußverhandlung  stattfinden  soll,  ist  seit  dem 
J.  835  schon  mehrmahls  und  gründlich  beleuchtet  worden,  es  sind  hier- 
über viele  Akte  und  Beschlüsse  aufzufinden,  und  ich  muß  es  lediglich 
der  a.  h.  Eignen  Entscheidung  anheimstellen,  ob  E.  M.  und  in  welcher 
Art  dißfalls  eine  weitere  Diskussion  eintreten  lassen  wollen?« 

In  einem  früheren  Votum  hatte  Kolowrat  folgendes  erklärt:  »In  Be- 
treff der  vorgeschlagenen  Erörterung  über  eine  Art  von  Minister-Conseil 
glaube  ich  mich  nur  dahin  aussprechen  zu  sollen,  daß,  wenn  E.  M.  dieser 
Anregung  Folge  zu  geben  geruhen,  vor  allem  eine  Vorarbeit  von  dem  Hof- 
kammerpräsidenten abzufordern  und  diese  zum  Substrat  der  weiteren 
Verhandlung  zu  nehmen  sei,  wie  dieß  von  dem  st.  r.  S.  Chef  Gr.  Hartig 
vorgeschlagen  worden  ist.«  (Votum  vom  4.  und  vom  5.  Juli  1847,  ad 
Staatskonferenz-Akt  Z.  645  ex  1847.)  Aus  den  Akten  erhellt  nicht,  daß 
Kübeck  mit  dieser  Arbeit  betraut  worden  sei.  Kolowrat  dürfte  daher 
schon  das  Nötige  veranlaßt  haben,  die  Verwirklichung  des  Planes  Metter- 
nichs  und  Hartigs  zu  vereiteln. 

158)  (32)  Siehe  Anmerkung  150,  Nr,  II,  S.  74.  In  seinem  Votum  vom 
5.  Juli  hatte  Kolowrat  dem  Kaiser  auch  empfohlen,  »die  vom  Obersten 
Kanzler  vorgelegten  Vorträge  ebenso  wie  die  Polizeivorträge  in  ständi- 
schen Sachen  an  die  St.  Conferenz  zu  leiten  und  dann  nach  Erforder- 
niß  nebst  B.  Buol  u.  Gr.  Hartig  auch  den  Bar.  Kübeck  u.  allenfalls  auch 
B.  Pilgram  um  die  Äußerung  zu  vernehmen«.  Im  Sinne  dieses  Vor- 
schlags wurde  am  13.  Juli  ein  Kabinettschreiben  an  Hartig  (mit  Weglassung 
des  in  [  ]  enthaltenen  Absatzes),  siehe  Anmerkung  150,  Nr.  III,  S.  75  ff., 
gerichtet.  (Minister  Kolowrat-Akt,  Z.  1465  ex  1847.  St.  A.) 

154)  (32)  Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  15.  Juli  1847.  (Staats- 
konferenz, Z.  668  ex  1847.  St.  A.) 

155)  (32)  Votum  Hartigs  über  Inzaghis  Vortrag  vom  15.  Juli  1847 
samt  Resolutionsentwurf,  den  der  Kaiser  am  6.  August  unterzeichnete. 
(Staatskonferenzakt,  Z.  668  ex  1847.  St.  A.) 

15«)  (32)  Namentlich  städtische  und  Kommunalangelegenheiten  aus 
sämtlichen  oder  nur  aus  den  deutsch-slawischen  Provinzen,  »welche  An- 
gelegenheiten, sowie  die  ständischen,  dieser  Referent  stets  im  Einver- 
nehmen   mit  dem  Landesreferenten,    welchem    die   eigenthümlichen  Ver- 
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hältnisse   jeder  Provinz    am    besten  bekannt  sind,    zu    bearbeiten  hättec, 
(Vortrag  des  Obersten  Kanzlers  vom  28.  September  1847.) 

18')  (32)  Böhmischer  Gubemialrat. 

158)  (32)  Hofrat  bei  der  Hofkammer. 

18»)  (32)  ».  .  .  habe  .  .  .  aus  einem  von  ihm  als  Gubernialrath  über 
die  Prätentionen  der  böhm.  Stände  abgegebenen  Votum  erkannt,  daß  er 
sich  nicht  scheue,  die  Rechte  der  Krone  zu  vertreten.«  —  Lobkowitz 
hatte  am  14.  Juli  1S36  den  Eid  als  Konzeptspraktikant  beim  Czaslauer 
Kreisamt  abgelegt,  war  am  29.  Jänner  1839  zum  überzähligen  unbe- 
soldeten Kreiskommissär,  am  25.  August  1841  zum  Gubernialsekretär  in 
Mähren  und  am  27.  August  1844  zum  unbesoldeten  überzähligen  Guber- 
nialrat  in  Böhmen  ernannt  worden.  »Bei  dieser  nur  11  jährigen  unbe- 
soldeten Dienstleistung  dürfte  —  so  bemerkte  Graf  Hartig  —  seine  Be- 
förderung zum  Hofrathe  mit  Besoldung  kaum  angehen,  wenn  nicht  eine 
Entmuthigung  länger  dienender,  ebenfalls  ausgezeichneter  sowohl  be- 
soldeter als  unbesoldeter  Beamten  und  eine  kaum  wünschenswerte  Exem- 
plifikation eintreten  sollte.  Wenn  demnach  a.  h.  Orts  dem  F.  Karl  Lobko- 
witz das  Referat  in  ständischen  Angelegenheiten  bei  der  Vereinigten  Hof- 
kanzlei anvertraut  werden  sollte,  so  glaube  ich,  daß  dieß  nur  durch  seine 
Ernennung  zum  überzähligen,  unbesoldeten  Hofrathe  (wenigstens  vorerst) 
zu  geschehen  hätte.«  (Votum  Hartigs  vom  g.  Oktober  1847  über  den 
Vortrag  des  Obersten  Kanzlers,  dd.  Wien,  28.  September  1847.  Staats- 
konferenzakt, Z.  954  ex  1847.  St.  A.) 

160)  (22)  »Er  (Graf  Lazanzky)  wünscht  den  Übergang  zur  politi- 
schen Laufbahn,  freilich  auf  die  Weise,  wie  sie  im  J.  841  bei  dem  Hof- 
rathe der  Hofkammer  Franz  Gr.  Stadion  erfolgt  ist.  Doch  müßte  er 
sich  wohl  selbst  sagen,  daß  seine  Einberufung  zur  Hof  kanzlei  die  Brücke 
wäre,  welche  ihn,  nachdem  er  den  ihm  durch  seine  Bestimmung  nach 
Krakau  dazu  geöffneten  Weg  nicht  einschlagen  wollte,  zu  diesem  Ziele 
führen  dürfte.  Ich  stimme  daher  vorzugsweise  für  Gr.  Prokop  La^ansky, 
stelle  jedoch  zugleich  den  F.  Karl  Lobkowitz  auf  die  angedeutete  Weise 
in  Alternative.«  (Ibidem.) 

16) •)  (ßß)  »Der  Hofrath  Prokop  Gr.  Laczanczky  ist  zwar  ein  fleißiger 
und  wohl  unterrichteter  Geschäftsmann,  dessen  Gesinnungen  in  Absicht 
auf  ständische  Übergriffe  durchaus  zu  keinem  Mißtrauen  Anlaß  geben; 
allein  ich  darf  nicht  übergehen,  daß  derselbe  bei  Gelegenheit  seiner 
Sendung  nach  Krakau  den  a.  h.  Erwartungen  nicht  entsprochen  habe  und 
daß  ich  daher  besorgen  darf,  er  könnte  abermals  bei  einer  oder  anderen 
Berufung  nicht  jene  Bereitwilligkeit  an  den  Tag  legen,  welche  sich  zur 
Übernahme  jeden  Dienstpostens,  sollte  derselbe  auch  den  persönlichen 
Neigungen  oder  Verhältnißen  nicht  ganz  zusagen,  unbedingt  anschicken 
würde.  Sollte  jedoch  die  a.  h.  Wahl  diesen  treffen,  so  zweifle  ich  nicht, 
daß  diese  Wahl    eine    gute   sein   und  Gr.  Lazanzky  sich  in  jeder   Bezie- 
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hung  als  des  a.  h.  Vertrauens  würdig  zeigen  werde.  Fürst  Lobkowitz 
hat  ungeachtet  seiner  kürzeren  Dienstzeit  sich  als  einen  fleißigen,  tüch- 
tigen und  in  ständischen  Angelegenheiten  bewährten  Referenten  erprobt; 
er  genießt  von  Seite  der  Talente  eben  so  wie  von  Seite  seines  Charakters 
die  allgemeine  Achtung  und  wird  nach  dem  Beispiele  vieler  Mitglieder 
seines  altergebenen  Fürsten-Geschlechtes  zu  denjenigen  gezählt  werden 
können,  denen  in  der  Folge  die  wichtigsten  Staatsämter  anvertraut 
werden  dürften.  Ich  glaube  daher  für  dessen  a.  g.  Ernennung,  jedoch 
eben  so  wie  Gr.  Hartig  anträgt,  zum  unbesoldeten  Hofrathe  stimmen  zu 
sollen.«  (Votum  Kolowrats  vom  ii.  Oktober  1847.  Ad  Staatskonferenz- 
akt Z.  954  ex  1847.  St.  A.) 

**^)  (33)  Der  Staatskanzler  wiederholte  dieses  Votum  samt  der 
staatsrechtlichen  Begründung  wörtlich  am  9.  Oktober  1847  anläßlich  der 
Beratung  über  die  böhmischen  Angelegenheiten..  (Siehe  »Aus  Österreichs 
Vormärz«,  Böhmen,  S.  63  ff.) 

"*j  (33)  Diese  Denkschrift  des  Fürsten  Metternich,  betitelt: 
»Leitende  Andeutungen  über  den  in  ständischen  Angelegenheiten  einzu- 
haltenden Gang«  (ad  Staatskonferenzakt  Z.  954  ex  1847.  St.A.),  lautet 
wie  folgt: 

»Die  Übergriffe,  welche  sich  einige  ständische  Körper  erlauben,  sind 
tief  berechnet  und  werden  zu  schweren  Folgen  für  das  Heil  der  Gesammt- 
Monarchie  führen,  wenn  ihnen  von  Regierungswegen  nicht  kräftig  in  den 
Weg  getreten  wird.  Die  Monarchie  bildet  eine  Einheit  aus  unter  sich 
■durch  die  Verschiedenheit  der  Verfassungen  getrennten  Theilen. 

Ein  solches  Verhältniß  ist  nur  erhaltbar,  wenn  die  Theile  im  Aus- 
maße ihrer  Rechte  geschüzt,  ihnen  aber  Eingriffe  in  die  Rechte  der 
Krone,  unter  deren  Schirm  die  Einheit  des  Gesammtreiches  allein  er- 
halten werden  kann,  nie  gestattet  werden. 

Die  Ansinnen  der  Oppositions-Männer  bey  den  Ständen  sind  nicht 
allein  Eingriffe  der  letzteren  Art,  sondern  sie  wären  reine  Absurda,  läge 
ihnen  nicht  der  Sinn  solcher  Eingriffe  zu  Grunde,  von  Eingriffen,  welche 
in  ihrer  faktischen  Anwendung  den  Kaiser  zur  Unmöglichkeit  des  Re- 
gierens führen  oder,    was  dasselbe  ist    —    das  Reich  umstürzen  würden. 

Die  Vorfrage  aller  Fragen  ist  unter  den  bestehenden  Verhältnissen 
die:  Soll  in  der  Monarchie  das  System  der  unter  sich  getrennten  ständi- 
schen Körper  beybehalten,  oder  soll  eine  allgemeine  Repräsentation  des 
Reiches  ins  Leben  treten?  Diese  Frage  ist  der  Grund  des  Kampfes,  welcher 
sich  dermal  im  preußischen  Staate  erhoben  hat,  und  den  der  König  im 
negativen  Sinne  durchzuführen  entschlossen  ist. 

Die  Ähnlichkeit  bestehe  zwischen  den  Lagen  auch  wie  immer,  so 
tritt  der  wesentliche  Unterschied,  welcher  [zwischen  den  Grundgestal- 
tungen der  beyden  Reiche  —  Oesterreich  und  Preussen  —  vorliegt,  in 
die    vorderste    Reihe    der    Erwägung.     Dieser   Unterschied    ist    der,    daß 
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Preussen  am  Ende  in  ein  Administrations-Ganzes  zusammenfließen  könnte. 
Mährend  Oesterreich  hiezu  ganz  und  gar  nicht  befähigt  ist. 

Dieß  als  eine  unläugbare  Wahrheit  angenommen,  so  tragen  An- 
griffe gegen  dieselbe  nöthiger  Weise  entweder  das  Gepräge  einer  un- 
verzeihlichen Unwissenheit  von  Seite  leichtsinniger  Menschen,  oder  das  des 
Staatsverrathes  von  Seite  bewußter  Stimmführer. 

Als  das  einzige  Mittel  zur  Abwehr  des  wie  eine  Vergiftung  vor- 
schreitenden Cbels  stellt  sich  dar: 

a)  Der  feste  Ausspruch,  daß  der  Kaiser  die  ständischen  Körper  in 
allen  denselben  zustehenden  Rechten  zu  erhalten  und  zu  schützen  wissen 
werde,  in  Rechten,  welche  sich  naturgemäß  auf  die  Gränzen  beschränken, 
die  den  Körpern,  welche  sie  betreffen,  angehören  —  alle  Übergriffe  außer 
diesen  Gränzen  aber  niemals  gestatten  werden. 

b)  Die  strenge  Ermittlung  der  in  Rede  stehenden  Rechte  und  dort, 
wo  hiezu  die  Nothwendigkeit  eintreten  sollte,  die  Verbesserung  des  Man- 
gelnden und  die  Verdeutlichung  des  Unklaren. 

c)  Die  strengste  Handhabung  dieser  Aussprüche  durch  die  Xeu- 
kräftigung  der  Reglementsfragen. 

Die  Aufgabe  des  zur  Behandlung  der  ständischen  Maxim-  und 
Systemsfragen  aufgestellten  Referenten  wird  es  se5-n,  über  obige  drey 
Punkte  dem  Hofkanzley-Comite  wohlbegründete  Vorträge  zur  reifen 
Berathung  zu  erstatten.  Hierbej-  hat  derselbe  von  den  folgenden  leitenden 
Maximen  auszugehen: 

i^  Daß  die  Monarchie  ein  .\ggregat  von  Theilen  ist,  welche  stän- 
dische Vertretungen  haben;  hieraus  ergeht  zwischen  den  Staaten,  welche 
nur  eine  solche  Vertretung,  und  denjenigen,  welche  mehrere  haben,  ein 
unläugbarer  Unterschied. 

2 )  Bey  den  ersten,  wie  in  England,  Frankreich,  Baiern,  Baden  u.  s.  w. 
umfaßt  der  ständische  Körper  die  Gesammtheit  des  Staates.  Bey  den  andern, 
an  deren  Spitze  Oesterreich  und  Preußen  zählen,  (sie!)  und  zu  denen 
Schweden  mit  Norwegen,  Dänemark  mit  Jütland  und  Holstein,  die  Nieder- 
lande mit  Luxemburg  gepaart  gehören,  repräsentiren  die  ständischen  Körper 
nur  Theile  des  Ganzen,  während  die  Regierung  das  Ganze  umfaßt.  Daß 
hieraus  nicht  allein  ein  moralischer  Unterschied  in  der  Befugniß  der 
ständischen  Körper,  sondern  ebenfalls  ein  materieller  Unterschied  in  der 
Behandlungsweise  der  Sachen  ergeht,  ist  eine  nicht  zu  bestreitende  und 
sonach  zu  beachtende  Wahrheit. 

3)  Welche  Waffe  steht  andererseits  den  Oppositionen  zu  Gebote, 
um  den  Rechten,  welche  sie  in  Anspruch  nehmen,  eine  Grundlage  zu 
bieten? 

Es  giebt  nur  Eine  denkbare,  und  diese  ist  die  Forderung  des  Ge- 
nusses der  sämmtlichen  Befugnisse,  welche  nur  den  ständischen  Körpern- 
weiche die  Gesammtheit  des  Staates  vertreten,  zustehen  können. 


Diese  Forderung  ist  mit  der,  der  Inkorporation  aller  ständischen 
Körper  oder  mit  der,  der  Trennung  des  die  Forderung  stellenden  Gre- 
miums vom  Gesammtreiche  eine  synonime.  Dort,  wo  zwey  Forderungen 
den  Grundgesetzen  eines  Staates  widersprechen,  hat  das  Gesetz,  welches 
mit  den  Lebensbedingungen  des  Staates  im  Einklänge  steht,  sein  Recht 
zu  behaupten.  Unser  Grundgesetz  ist  die  Einheit  des  Reiches  und  es 
beruht  auf  Verträgen.  Auf  dieses  Feld  müssen  die  Sachen  also  gestellt 
werden;  alles  andere  führt  auf  Abwege  und  würde  die  Oesterreichische 
Monarchie  aus  der  Reihe  der  lebenden  Reiche  streichen.« 

Metternich  hatte  daher  vorgeschlagen,  folgende  Stelle  in  den  Re- 
solutionsentwurf einzuschalten:  »Als  Leitfaden  für  diese  Anträge  haben 
die  anliegenden  Bemerkungen  und  Andeutungen  zu  dienen.«  (Metternichs 
Votum  vom  12.  Oktober  1847.  Ad  Staatskonferenzakt  Z.  954  ex  1847. 
St.  A.) 

^**)  (33)  »rnit  der  Zuweisung  aller  Maxim-  oder  Systemsverhand- 
lungen in  ständischen  Angelegenheiten  und  jener  Geschäfte,  deren  Be- 
arbeitung mit  der  gedachten  Hauptbestimmung  verträglich  sein  wird.« 
(Resolution,  dd.  Schönbrunn  17.  Oktober  1847.  Ibidem.)  Erzherzog  Franz 
Karl  hatte  den  Bemerkungen  Metternichs  zugestimmt,  Erzherzog  Lud- 
wig hingegen  sich  für  den  Resolutionsentwurf  »ohne  Zusatz«  ausge- 
sprochen. 

185)  (34)  So  drang  Graf  Hartig  am  17.  Februar  1848  nochmals  auf 
Erstattung  des  Vortrags  über  die  böhmische  Landtagsschrift  vom  17.  Mai 
1847,  nachdem  er  diesen  Gegenstand  bereits  am  10.  November  desselben 
Jahres  begutachtet  hatte.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1075  ex  1847.  St.  A.) 
166)  (34)  Allerdings  hieß  es  in  dem  Kabinettschreiben  vom  13.  Juli 
1847,  es  solle  Graf  Inzaghi  jene  Diätalschrift  »in  Beachtung  Meines  unter 
einem  an  Sie  ergehenden  Auftrags  über  die  Behandlung  der  Stände- 
angelegenheiten im  Allgemeinen«  einer  nochmaligen  Erwägung  unter- 
ziehen. 

16')  (34)  ».  .  .  haben  Sie  Mir  das  abverlangte  Gutachten  so  bald 
als  möglich  vorzulegen,  ohne  sich  von  der  Erwägung  zurückhalten  zu 
lassen,  als  müsse  nothwendiger  Weise  die  Erledigung  der  vorgedachten 
ständischen  Schrift  mit  der  Entscheidung  der  Hauptsätze  in  Verbindung 
gebracht  werden,  welche  für  die  fernere  Behandlung  der  ständischen 
Angelegenheiten  von  Niederösterreich  und  Böhmen  im  allgemeinen  er- 
wogen und  festgestellt  werden  sollen.«  (Kabinettschreiben  an  den  Ober- 
sten Kanzler  [auf  Grund  eines  Vortrages  des  Grafen  Kolowrat  vom 
23.  Februar  1848],  dd.  Wien,  26.  Februar  1848.  Minister  Kolowrat-Akten, 
Z.  479  ex  1848.  St.  A.) 

168)  (34)  Nämlich  die  Frage  über  den  Umfang  der  ständischen 
Rechte  und  über  die  Grundsätze,  denen  gemäß  die  ständischen  Ange- 
legenheiten in  Hinkunft  zu  behandeln  wären. 


169)  (34)  Die  niederösterreichischen  Stände  wünschten  eine  Revision 
der  politischen  Vorschriften,  weil  ihrer  Überzeugung  nach  die  Rechts- 
grundlagen der  Dominikaiverfassung  immer  schwankender  und  die  For- 
derungen der  Staatsverwaltung  an  die  Dominien  immer  drückender  wur- 
den. (Vorstellung  der  niederösterreichischen  Stände  vom  24.  Juni  1846. 
Staatsratsakt,  Z.  4895  ex  1846.  St.  A.)  Der  Oberste  Kanzler  hatte  diesen 
]-^inwand  der  Stände  nicht  genügend  berücksichtigt. 

i'O)  (35)  »Seine  Majestät  haben  mit  A.  Entschließung  vom  11.  d. 
M.,  nach  Erwägung  der  von  den  n.  oe.  Herrn  Ständen  aus  ihrer  Land- 
tagsversammlung vom  24.  Juni  1846  an  Allerhöchst  dieselben  gerichteten 
Bitten  und  Vorstellungen  sich  bewogen  befunden,  den  n.  oe.  Ständen 
bedeuten  zu  lassen,  daß  Seine  Majestät  diese  Bitten  und  Vorstellungen 
gnädigst  aufgenommen  haben  und  nach  dem  Beispiel  Allerhöchst  Ihrer 
erlauchten  Vorfahren  und  in  allergnädigster  Anerkennung  ihres  regen 
Eifers  für  das  Wohl  des  Landes,  Sich  fortwährend  vorbehalten,  in 
allen,  das  allgemeine  Beste  des  Erzherzogthumes  Österreich  unter  der 
Enns  bezielenden  Angelegenheiten  die  Kenntnisse  und  Erfahrungen  der 
Stände  einzuhohlen  und  ihren  hierbei  geäußerten  Wünschen  und  wohl- 
begründeten Anträgen  die  gebührende  Beachtung  zu  Theil  werden  zu  lassen. 

Um  aber  den  niederoesterreichischen  Ständen  einen  Beweis  des 
Allergnädigsten  vollen  Vertrauens  in  ihre  Einsicht  und  Willfährigkeit,  in 
allen  Landesangelegenheiten  thätigst  mitzuwirken,  zu  geben,  haben 
Seine  Majestät  gleichzeitig  zu  befehlen  geruht,  die  niederoesterreichischen 
Stände  aufzufordern,  die  Frage:  w-ie  dem  Bedürfnisse  einer  geordneten 
Zusammenstellung  der  [für  das  flache  Land  Niederoesterreichs  bestehen- 
den eigenthümlichen  politischen  Verwaltungsnormen]*)  auf  die  obrig- 
keitliche Verwaltung  und  die  Dominikal-Verhältnisse  in  Niederoesterreich 
Bezug  nehmenden  Vorschriften  abgeholfen  und  hiebei  das  Widerspre- 
chende oder  Lückenhafte,  welches  nach  der  oberwähnten  Landtags- 
Schrift  in  denselben  bemerkt  werden  will,  beseitigt  werden  könne?  ihre 
volle  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  [den  sohin  zu  Stande  gebrachten 
Entwurf  einer  solchen  von  ihnen  gewünschten  Zusammenstellung]**)  ihre 
hierauf  Bezug  nehmende  Bemerkungen  und  Anträge  zur  Beschleunigung 
der  Sache  gleich  unmittelbar  dem  niederoesterreichischen  Regierungs- 
Präsidium,  an  welches  unter  Einem  die  entsprechende  Weisung  erlassen 
wird,  zu  dem  Ende  zu  übergeben,  daß  es  [diesen  Entwurf]***)  dieselben 
im  kommissionellen  Wege  mit  Zuziehung  einiger,  von  den  niederoester- 
reichischen Ständen  selbst  aus  ihrer  Mitte  gewählten  ständischen  Abge- 
ordneten und  der  niederoesterreichischen  Kreishauptleute  einer  sorgfälti- 


*)  [  ]  gestrichen. 
**)  [  ]  gestrichen. 
"**)  [  ]  gestrichen. 
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gen  Berathung  unterziehe  und  [mit  dem  Entwürfe  einer  erschiipfenden 
Zusammenstellung  jener  Normen]"),  der  Vereinigten  Hofkanzlei  zur 
Einhohlung  der  Allerhöchsten  Schlußfassung  vorlege.«  (»Insinuat  an  die 
nied.  öst.  drei  oberen  Stände,  Wien,  den  ii.  März  1848.«  Staatsratsakt, 
Z.  4895  ex  1846;  ad  Staatskonferenzakt  Z.  295  ex  1848.  St.  A,) 

"1)  (35)  Bibl,  521. 

^")  (35)  ^^^  Delegierter    der  Gloggnitzer  Eisenbau-Unternehmung. 

1")  (35)  Den  Beweis  hiefür  hat  Montecuccoli  in  seiner  gegen  Hartig 
(Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich)  gerichteten  Schrift  (Die  n.  oe. 
Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich)  erbracht. 

"*)  (35)  »Die  Stellung  der  oesterreichischen  Stände  kann  auf  keiner 
anderen  als  auf  der  historischen,  im  Rechte  und  in  der  Verfaßung  be- 
gründeten Basis  ruhen. 

Sie  ist  mithin  wesentlich  konservativ.  Sie  ist  es  auch  deshalb,  weil 
niemand  im  ganzen  Lande  mehr  dabei  beteiligt  ist,  daß  Ruhe  und  Ord- 
nung aufrecht  erhalten  werde,  als  der  Besitzer  des  Grund  und  Bodens; 
ihr  persönliches  Interesse  und  das  des  Landes  sind  zu  innig  verschmolzen, 
als  daß  es  nur  möglich  wäre,    sich    dieselben  im   Gegensatze  zu  denken. 

Die  Stände  sind  außerdem  noch  dadurch,  daß  sie  durch  ihre  Do- 
minien die  politische,  polizeiliche  und  gerichtliche  Verwaltung  des  Lan- 
des ausüben,  und  daß  sie  die  Verhältnisse,  Bedürfnisse  und  Wünsche  des 
Landes  durch  das  praktische  Leben  kennen  lernen,  als  die  Vertreter  des 
flachen  Landes  zu  betrachten,  um  so  mehr  in  unserem  Lande  unter  der 
Enns,  wo  die  Zeit  beinahe  alle  Rechte  der  sogenannten  feudalistischen 
Verhältnisse  zu  den  Unterthanen  hat  verschwinden  machen,  während  die 
Lasten  dieses  Verhältnisses  nicht  nur  gleich  geblieben  sind,  sondern  durch 
die  größeren  Anforderungen  eines  erhöhten  Kulturstandes  noch  vermehrt 
worden  sind. 

Das  Wohl  der  Dominien  ist  im  Wohle  der  Unterthanen  begründet 
und  es  kann  daher  mit  Ausnahme  von  wenigen  Gegenständen  auch  von 
einem  Gegensatze  der  Interessen  der  Dominien  und  der  Unterthanen  bei 
uns  nicht  mehr  die  Rede  sein,  und  die  Stände  können  daher,  so  wie  sie 
es  der  Verfaßung  nach  sind,  auch  in  Wirklichkeit  als  die  Vertreter  ihrer 
Unterthanen  und  mithin  des  ganzen  Dominikai-  und  Rustikal-Grund- 
besitzes  der  Provinz  betrachtet  werden. 

Vor  allem  müssen  sich  die  Stände  um  so  mehr  als  die  Vertreter 
des  landwirtschaftlichen  Interesses  betrachten,  als  durch  eine  sonderbare 
Fügung  der  Verhältnisse  in  unserem  vorzugsweise  ackerbauenden  Lande 
gerade  diese  Interessen  sich  beinahe  ganz  selbst  überlassen  sind,  indem 
in  dem  mannigfaltigsten  Räderwerke  der  Staatsmaschine  kein  Theil  der- 
selben die  specielle  Aufgabe  der  Förderung  dieser  Interessen  lösen  kann. 


=■')  [  ]  Einschaltung. 


In  dieser  doppelten  Stellung  sind  daher  die  Stände  nicht  nur  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet,  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  des 
Landes  zur  Kenntniß  der  Staatsverwaltung  zu  bringen;  und  sie  können 
mit  desto  ruhigerem  Gewissen  es  fordern,  daß  ihnen  in  dieser  Beziehung 
ihre  verfaßungsmäßigen  Rechte  gewahrt  werden,  als  von  ihnen,  den  bei 
der  Ruhe  und  Wohlfahrt  des  Landes  am  meisten  Betheiligten,  eine 
Sucht  nach  Unruhe  und  daraus  entstandener  Gefahr  wohl  am  wenigsten 
■gefürchtet  werden  kann. 

Wenn  man  nun  wieder  fragt,  was  die  dermalige  Stellung  der 
Stände  ist,  so  muß  man  leider  eingestehen,  daß  sie  dem  obigen  Bilde 
nicht  entspricht;  und  mit  wahrer  Reue  müssen  die  Stände  eingestehen, 
daß  sie  selbst  daran  Schuld  sind,  indem  sie  durch  eine  lange  Vernach- 
lässigung ihrer  Pflichten  auch  ihre  letzten  Rechte  zum  großen  Theile 
eingebüßt  haben. 

Diesen  Fehler  wieder  gut  zu  machen  und  diejenige  Stellung  wie- 
der zu  erringen,  welche  sie  auf  verfaßungsmäßige  \\'eise  zum  Wohle 
des  Landes  einnehmen  sollen,  ist  die  Aufgabe  der  Stände. 

Um  nun  zu  erforschen,  wie  die  Stände  dieser  Aufgabe  entsprechen 
können,  ist  es  vor  allem  nöthig.  sich  die  Hindernisse  klar  zu  machen, 
welche  einer  glücklichen  Lösung  derselben  im  Wege  stehen. 

Diese  Hindernisse  liegen  theils  in  uns  selbst,  theils  außer  uns. 
In  uns  selbst,  indem  wir  durch  eine  lange  Theilnahmslosigkeit  an 
den  ständischen  Angelegenheiten,  einer  genauen  und  gründlichen  Kennt- 
niß derselben  entbehren  und  bisher  nicht  die  Thatkraft  und  Ausdauer 
hatten,  welche  nöthig  sind,  um  dieselben  mit  Nachdruck  und  Erfolg  zu 
betreiben. 

Aus  dieser  eigenen  Schuld  ist  auch  das  Haupthinderniß  entsprungen, 
welches  außer  uns  liegt  —  nähmlich  die  geringe  Geltung,  welche  wir  in 
den  Augen  der  Behörden  und  des  Landes  haben. 

Um  dieses  Hinderniß  zu  heben,  ist  es  also  vor  allem  nöthig,  vor 
unserer  eigenen  Thüre  zu  kehren,  d.  h.  uns  genau  mit  unserer  Verfa- 
ßung, mit  unseren  Pflichten  und  Rechten,  und  mit  dem  Stande  der  uns 
obliegenden  Geschäfte  vertraut  zu  machen;  eine  nachhaltige  und  dauernde 
Aufmerksamkeit  den  ständischen  Angelegenheiten  zu  widmen;  vorzüglich 
unsere  finanziellen  Verhältnisse  genau  zu  sichten  und  in  Ordnung  zu 
bringen;  bei  der  Wahl  unserer  Organe  auf  Gesinnung,  Tüchtigkeit,  Eifer 
und  Geschäftskenntniß  zu  sehen  und  auf  dem  Lande  uns  genau  mit  den 
Verhältnissen,  die  unserem  Wirkungskreise  angehören,  bekannt  zu  machen. 
Thun  wir  dieses,  so  werden  wir  nach  und  nach  die  Achtung  der  Behör- 
den und  des  Landes  erringen  und  unser  wichtigstes  und  heiligstes  Recht, 
das  des  Beirathes,  wird  nicht  vergeblich  von  uns  gefordert,  sondern  zum 
Wohle  unseres  erlauchten  Kaiserhauses  und  des  Landes  von  uns  ausge- 
übt werden. 

86 


Sollte  ich  mir  die  Freiheit  nehmen  dürfen,  auf  die  speciellen 
Gegenstände  hinzudeuten,  welche  vor  der  Hand  unsere  Aufmerksamkeit 
z\x  fesseln  hätten,  so  würde  ich  die  Meinung  aussprechen,  daß  wir 

i)  diejenigen  Gegenstände,  welche  bereits  in  Verhandlung  und  von 
uns  angeregt  sind,  mit  Eifer  und  Nachdruck  betreiben  und  nicht  müde 
werden,  dieselben  so  lange  den  Behörden  vorzustellen,  bis  sie  eine  zweck- 
mäßige Erledigung  finden,  und  zu  diesem  Ende,  falls  es  nöthig  wäre, 
von  dem  unschätzbaren  Rechte  Gebrauch  machen,  unsere  Bitte  direct 
unserem  Landesherrn  vorzulegen. 

2)  Einige  (nicht  zu  viele)  in  unserer  verfaßungsmäßigen  Wirksam- 
keit liegenden,  für  das  Wohl  und  das  Gedeihen  unserer  Provinz  und 
namentlich  das  landwirtschaftliche  Interesse  derselben  nützliche  Gegen- 
stände herausheben  und  dieselben,  nach  einer  gründlichen  Berathung, 
der  Staatsverwaltung  unter  der  ständischen  Mitwirkung  anempfehlen. 
Als  solche  würde  ich  vorzugsweise  das  Credits-Institut,  eine  Modifi- 
cierung  des  Recrutierungsgesetzes  und  Errichtung  von  Ackerbauschulen 
nennen. 

3)  Unsere  eigenen  ständischen  Finanzverhältnisse  genau  sichten  und 
möglichst  in  Ordnung  bringen,  und 

4)  endlich  alle  weiter  aussehenden,  unsere  Rechte  und  staatliche 
Stellung  betreffenden  Discussionen  vor  der  Hand  auf  sich  beruhen 
lassen.« 

(Rede  des  Grafen  F'ries,  gehalten  im  ständischen  Lesezimmer,  im 
Jänner  1848.  Abschrift  im  Fürst  Metternichschen  Familien-Archiv  zu 
Plaß.) 

Legationsrat  Graf  Fries  hatte  im  Dezember  1847,  »Familienverhält- 
nisse wegen«,  um  seine  Entlassung  gebeten.  (Vortrag  Metternichs  vom 
14.  Dezember  1847.  Staatskonferenzakt,  Z.  1264  ex  1847.  St.  A.)  Doch 
dürfte  ihn  zu  diesem  Schritt  die  Erwägung  geleitet  haben,  es  sei  seine 
Tätigkeit  als  Landstand  unvereinbar  mit  seiner  dienstlichen  Stellung  in 
der  Staatskanzlei,  wo  ihm  ein  wichtiges  Referat,  das  über  Handels-, 
Schiffahrts-,  Konsulats-  und  Eisenbahnwesen  anvertraut  war. 

''^1  (36)  All  dies  soll  in  einem  (noch  in  Ausarbeitung  befindlichen) 
\\'erke:  »Die  Wiener  Regierung  und  das  Jahr  1848«  eingehend  behandelt 
werden. 

"^)  (36)  »  ...  So  manche  unter  dem  Einflüsse  des  Gefühls  nicht 
beachtete,  dem  Anscheine  nach  unbedeutende  Umstände  treten  in  ihrem 
Zusammenhange  vor  den  richtenden  Verstand  und  lassen  ihn  als  Plan 
erkennen,  was  ihm  früher  nur  Zufall  schien.  Auf  diese  Weise  hat  sich 
in  mir  die  moralische  Überzeugung  festgestellt,  daß  die  Ereignisse  im 
n.  oe.  ständischen  Landhause  am  13.  März  1848  nicht  für  Alle,  welche 
darüber  an  demselben  Tage  in  der  Burg  zu  Rathe  saßen,  Überraschungen 

87 


sein  konnten,  sondern  daß  Einer  gewiß=''),  vielleicht  aber  auch  noch  ein 
zweiter*"^')  und  höher  stehender  sie  vorher  gewußt  und  hingehen  gelassen 
habe,  in  der  Meinung,  eine  lang  gewünschte  Personenveränderung  und 
Machtvergrößerung  auf  diesem  Wege  möglich  zu  machen.  Dieser  be- 
klagenswerthen  Verirrung  des  Kopfes  und  Herzens  ist  die  Nemesis  bald 
gefolgt;  denn  der  Eine  so  wie  der  Andere  lebet  nun  ohne  Einfluß  und 
ohne  Ansehen  auf  immer  vom  Ziele  weggedrängt,  welchem  er  sich  am 
Abende  des  13.  März  schon  nahe  geglaubt  haben  mochte.  Das  Seltsamste 
bei  dieser  Intrigue  ist.  daß  die  Beiden,  welche  einen  Anderen  auf  die 
vSeite  zu  schieben  hofften,  nicht  im  Bündnisse  standen  und  daß  ein  Jeder 
seine  Hoffnungen  auch  auf  das  Verdrängen  einer  ganz  verschiedenen 
Person  stützte.  Der  Eine  war  selbst  Urheber  der  selbstsüchtigen  Intrigue: 
der  Andere  Höhere  wurde  von  einer  reformsüchtigen  Parthei  verleitet 
und  verhielt  sich  durchaus  passiv  und  schüchtern.  Diese  meine  Anschau- 
ung läßt  sich  nicht  documentiren:  allein  dem  in  die  Verhältnisse  Ein- 
geweihten dürfte  sie  als  richtig  erscheinen.  Die  \\'ahrheit  wird  erst  die 
Zukunft  enthüllen  .  .  .« 

(Graf  Hartig  an  den  Fürsten  Metternich.  dd.  Wien,  15.  November 
1850  [Plassl.) 

"0  (37)  Aus  dem  Tagebuche  der  Fürstin  Melanie.  (Fürst  Metter- 
nichsches  Familienarchiv,  Plaß.  Vgl.  die  abgeänderte  Eintragung  in 
Metternichs  nachgelassenen  Papieren,  Bd.  VII,  539.) 

Dieses  Tagebuch  ist  leider  verstümmelt  wiedergegeben;  denn  der 
Herausgeber  hatte  auf  höchsten  Befehl  wichtige  Stellen  tilgen  —  oder 
auch  gefälscht  wiedergeben  müssen,  da  sie  den  Fürsten  Metternich  ent- 
lasteten und  manche  andere  Persönlichkeit  kompromittierten.  Was  derartige 
Geschichtsfälschungen  betrifft,  gleicht  die  \'eröffentlichung  der  nach- 
gelassenen Papiere  Metternichs  dem  Buche  Sebastian  Brunners  »Die 
theologische  Dienerschaft  am  Hofe  Josephs  II«.  Auch  dieses  Werk  kann 
nur    an   der  Hand    der  einschlägigen  Briefe    und  Akten   benützt  werden. 

i'8)  (37)  Alexander  Graf  Hübner,  Ein  Jahr  meines  Lebens  1848—1841:). 
S.  II., (Eintragung  vom   i.  März  1848.) 

*")  (37)  Metternich  an  Fürst  Felix  Schwarzenberg,  dd.  Brüssel. 
8.  März  1850.  (Plass.) 

'*")  (37)  Metternich  an  Münch-Bellinghausen,  dd.  Brüssel.  Oktober 
1849.  (Plass.) 

^''M  (37)  Vgl.  u.  a.  Arnold  Winkler.  Landesregierung  und  Bürger- 
meister. Ein  Beitrag  zur  Verwaltungsgeschichte  des  Wiener  Vormärz. 
(Monatsblatt  des  Vereines  für  Geschichte  der  Stadt  Wien.  XIII.  60.)  — 
Graf  Kolowrat  förderte  bei  jeder  Gelegenheit  den  Adel.  Diesem  galt  Ruß- 

»'•')  Graf  Kolowrat.« 
»**)  Erzherzog  Franz  Carl.« 
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land  als  die  Hauptstütze  des  konservativen  vSystems  in  Europa  und  des- 
halb war  Kolowrat  ein  Anhänger  der  von  Metternich  befolgten  Politik; 
im  übrigen  herrschte  nichts  weniger  als  Einhelligkeit  zwischen  den  beiden. 
(Vgl.  Huber-Beidtel,  II,  229.) 

182)  (37)  Beidtel-Huber,  II,  216  ff. 

183)  (38)  Metternichs  autobiographische  Denkschrift.  (Nachgelassene 
Papiere,  VII,  620.) 

18^)  (38)  Diesen  Vorwurf  erhoben  Freiherr  von  Stein,  Graf  Philipp 
Stadion  und  einige  Erzherzoge  gegen  den  Staatskanzler.  (Friedjung,  I.  2.) 

185)  (38)  Beidtel-Huber,  II,  259,  261  ff. 

186)  (38)  Vgl.  Alfred  Stern,  I,  231.  Nur  ist  Metternichs  Denkschrift 
(Nachgelassene  Papiere,  III,  62  ff.,  Nr.  243,  S.  66  ff.,  Nr.  244)  nicht  voll- 
ständig und  an  einigen  Stellen  auch  nicht  richtig  wiedergegeben.  So 
heißt  es  in  einer  eigenhändigen  Randbemerkung  Metternichs  ad  Seite  71, 
Zeile  10  von  oben:  »In  der  Benennung  Minister  und  Präsident  liegt  ein 
so  großer  Unterschied,  daß  die  Wahl  zwischen  den  Titeln  keineswegs 
gleichgültig  ist.  —  Der  Präsident  ist  nur  der  Vorsteher  eines  Gremiums, 
dessen  Form  deliberativ  sein  muß.  Mit  einem  zu  ausgedehnten  collegia- 
lischen  Wesen  verschwindet  die  so  nöthige  Stufe  der  Responsabilität  des 
Einzelnen,  und  doch  hat  der  Präsident  einer  inneren  administrativen  Be- 
hörde in  der  Monarchie  das  Executivum.  — ■  Der  Minister  kann  mit  aller 
Responsabilität  belastet  werden,  und  dennoch  wird  der  coUegialische 
Gang,  insoferne  er  zum  Besten  der  Sache  beibehalten  werden  muß, 
keineswegs  in  seinem  Wirkungskreise  ausgeschlossen.  —  Ich  glaube,  nie 
zu  sehr  auf  der  Nothwendigkeit  richtiger  Benennungen  bestehen  zu 
können.  Ihr  Einfluß  ist  auf  die  öffentliche  Meinung  sowohl  als  auf  das 
Gefühl  des  Einzelnen  Staatsdieners  von  der  größten  Wichtigkeit.« 

Ferner  wäre,  Seite  73  nach  Zeile  4  (oben),  folgendes  einzuschalten : 

»Die  Geschäfte,  welche  den  politischen  Hofstellen  nach  ihrem  der- 
maligen Wirkungskreise  obliegen,  daher  zu  dem  Ministerium  des  Inneren 
gehören,  sind  folgende: 

a)  Militärgegenstände  im  ausgedehntesten  Sinne; 

h)  Steuergegenstände,  mit  Einschluß  vieler  indirekten  Steuern; 

c)  Baugegenstände,  worunter  auch  die  Strassen-  und  Wasser-Bau- 
sachen begriffen  sind; 

d)  Geistliche  Gegenstände  mit  Einschluß  des  Religionsfonds: 

e)  Studien-,  Schulen-  und  sonstige  Volksbildungs-Gegenstände,  nebst 
allen  dafür  gewidmeten  Instituten  und  dem  Studienfond; 

f)  Wohlthätigkeitsanstalten  und  die  dazu  bestimmten  Fonds; 

(f)  Unterthanssachen,    wohin    auch    die  Beförderung    der  landwirth- 
schaftlichen  Cultur  gerechnet  werden  kann; 
h)  Landeshoheits-  und  Gränz-Sachen; 
i)  Beamtenanstellung  und  ähnliche  Disziplinar-Gegenstände; 
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^V  Wohlteilheits*)  und  Approvisirungs-Anstalten,  Polizey,  Gewerbe; 
l)  Politico-Judicialia  als:  Besitzstreitigkeiten  u.  dgl.; 
in)  Straf-  und  Corrections-Anstalten; 

)ij  Sanitätsanstalten,  Krankenhäuser  und  die  dazu  gewidmeten  Fonds**) ; 
o)  Schwere  Polizeyübertrettungen; 
p)  Toleranzsachen; 
q)  Judensachen; 

r)  Städtische  und  sonstige  Communitäts-Angelegenheiten; 
s)  Ständische  Sachen; 
t)  Mixta. 

Von  diesen  Gegenständen  wären  vorzüglich  geeignet,  in  besonderen 
Direktionen  behandelt  zu  werden: 

1.  die  Militärgegenstände; 

2.  die  Steuersachen,  welche  jedoch  das  Finanz-Ministerium  eben  so 
nahe  wie  jenes  des  Inneren  betreffen,  daher  in  einer,  beiden  Ministerien 
gemeinschaftlich  angehörenden  Direktion  behandelt  werden  könnten; 

3.  Civilbau-Gegenstände,  Strassen-  und  Brückenbau,  welche  der- 
malen in  oberster  Instanz  bey  Behörden  entschieden  werden,  denen  die 
technische  Kenntniß  derselben  durchaus  mangelt; 

4.  geistliche  Gegenstände,  denen  die  Toleranzsachen  beigesellt  werden 
dürften ; 

5.  Studien-.  Schulen-  und  Volksbildungs-Angelegenheiten,  wie  solche 
schon  dermalen    der  Studien-Hofkommission    in   anderer  Form   obliegen; 

6.  Landespolize)--  und  Wohlfeilheits-Anstalten,  soweit  dieselben 
fernerhin  der  politischen  Behörde  überlassen  bleiben  [dann  die  vSanitäts- 
Angelegenheiten].  *** ) 

Alle  übrigen  Gegenstände  sind  wegen  der  in  den  verschiedenen 
Provinzen  bestehenden  verschiedenartigen  Verfaßungen  nicht  leicht  unter 
besondere,  materienweise  abgetheilte  Direktionen  zu  bringen  und  dürften 
daher  länderweise  in  den  Senaten  bey  den  Kanzellariaten  (oder  Deputa- 
zionen)  behandelt  werden,  deren  Personal,  da  die  obigen  wichtigen  Fächer 
wegfallen,  eben  darum  bedeutend  vermindert  werden  könnte.«  (Beilage 
eines  Vortrages  des  Grafen  Saurau  vom  18.  September  1817  [Kaiser 
Franz-Akten,  F.  82.  St.  A.].) 


*)  »Sollte  eigentlich  heißen:  wechselseitiger  Verkehr.  Mit  den  Wohl- 
feilheitsbegriffen  geht  es  wie  mit  manchen  andern  Volksvorurtheilen.  Im 
Stande  der  Civilisation  ist  der  Begriff  von  Wohlfeilheit  nur  relativ.  Im 
ausgedehnten  Sinne  ist  er  mit  Armuth  der  Länder  synonim  und  sollte 
daher  nicht  als  ein  Zweck  der  Regierung  erscheinen.«  (Eigenhändige 
Randbemerkung  Metternichs.) 

**1  Eigenhändige  Eintragung  Metternichs. 
■•'**)  Zusatz  von  Metternichs  Hand. 
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Aus  derselben  Zeit  (Ende  1816,  Antant^  1817)  stammt  die  bekannte 
Denkschrift  des  »Armeeministers«  Freiherrn  von  Baidacci.  (Krones  im 
Archiv  für  österreichische  Geschichte,  Bd.  74,  vS.   i  ff.  Stern,  I,  230.) 

**')  (38)  Der  Leiter  der  Finanzen  führte  bereits  den  Titel  eines 
Ministers. 

1*8)  (38)  Graf  Saurau  wurde,  am  23.  Dezember  181 7,  zum  Minister 
des  Innern  ernannt.  Er  äußerte  sich  über  Metternichs  Denkschrift,  die 
ihm  der  Kaiser  zur  Begutachtung  übergeben  hatte,  wie  folgt:  »Das  Me- 
moire des  F"ürsten  Metternich,  welches  Eure  Majestät  mir  mitzutheilen 
geruhten,  und  das  ich  in  der  Beilage  ehrfurchtsvoll  zurückstelle,  hat  die 
Vereinfachung  und  Konzentrirung  der  inneren  administrativen  Geschäfte 
zum  Zwecke,  welche  in  Folge  langwieriger  Kriege  und  feindlicher  In- 
vasionen kompliziert  und  in  verschiedenartig  gebildete  Behörden  vertheilt 
waren,  daher  diese  nicht  mehr  vermögend  seyn  konnten,  zum  gemein- 
schaftlichen Zwecke  zusammen  zu  wirken. 

Da  es  sich  hier  weder  von  Umstürzung  lange  bestandener  und 
durch  die  Erfahrung  wohl  begründeter  Einrichtungen  handelt,  da  die 
wohlthätige  Abstufung  der  drei  Instanzen,  wodurch  in  der  österreichischen 
Monarchie  jedermann  gegen  Willkühr  und  Mißbrauch  der  Amtsgewalt 
geschützt  wird,  nicht  nur  beibehalten,  sondern  die  Kontrolle  gegen  die 
Unterbehörden  sogar  noch  vermehrt  wird,  da  die  durch  die  Begeben- 
heiten der  letzten  20  Jahre  herbeigeführten  Abweichungen  von  dem 
früheren  Sistema  und  die  daraus  gefolgte  schädliche  Vereinzelung  der 
Administrazionszweige  dadurch  ausgeglichen  werden,  der  Nachdruck  der 
Geschäftsführung  dadurch  einen  neuen  Umschwung  erhält;  so  kann  ich 
nur  Eurer  Majestät  Glück  wünschen,  daß  Allerhöchstdieselbe  durch  diese 
Vereinfachung  und  Konzentrirung  der  Administrativen  Geschäfte  des 
größten  Theils  Ihres  Kaiserreiches  diesem  eine  neue  und  unermeßliche 
Wohlthat  zuzuwenden  Sich  entschlossen  haben. 

Nach  den  in  der  gestrigen  Audienz  von  Eurer  Majestät  erhaltenen 
mündlichen  Weisungen  habe  ich  es  versucht,  einen  Entwurf  derjenigen 
Befehle  aufzusetzen,  welche  Eure  Majestät  zu  diesem  Zwecke  zu  erlassen 
sich  dürften  bewogen  finden. 

Wenn  dieser  erste  Schritt  geschehen,  wenn  einsweilen  die  Central- 
Organisirungs-Hof-Commission  und  die  bisherige  Hofkanzlei  faktisch  ver- 
einiget sind,  dann  wird  es  erst  thunlich  seyn,  das  Detail,  die  Instruk- 
tionen und  die  Cadres  zu  dem  Personale  auszuarbeiten  und  Eurer  Maje- 
stät allerhöchsten  Schlußfassung  vorzulegen.  Einsweilen  erbitte  ich  mir 
die  Erlaubniß,  das  vorgeschlagene  Ministerialbureau  aus  dem  schon  vor- 
handenen Personale  der  beiden  zu  vereinigenden  Behörden  zusammen 
zu  setzen  und  dasselbe  Eurer  Majestät  allerhöchster  Bestättigung  vor- 
zulegen. Wien  am  iS.ten  Dezember  1817.«  (Kaiser  Franz- Akten,  F.  82. 
St.  A.) 
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189)  (^ßg)  Nachgelassene  Papiere,  III,  69. 

190)  (40)  Fürst  Metternich  an  Graf  Hartig,  dd.  Brüssel,  2q.  Jänner 
1850.  (Plass.)  Das  Original  dieses  Briefes  erliegt  im  Graf  Hartigschen 
Nachlaß  und  wurde  von  Friedjung,  Bd.  I,  S.  4  ff.  benutzt. 

Metternichs  Denkschrift  konnte,  trotz  eifrigster  Nachforschung, 
weder  in  den  Beständen  des  Wiener  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchivs,  noch 
in  Plass  aufgefunden  werden.  Fürst  Metternich  selbst  hatte  nach  ihr  fahnden 
lassen.    (Nachgelassene  Papiere  VIII,  225,  507,  511.  Siehe  auch  III.  75.» 

191)  (40)  Beidtel-Huber,  II,  220. 

19-)  (40)  Ed.  Wertheimer,  F'ürst  Metternich  und  die  vStaatskon- 
ferenz.  (Oesterreichische  Rundschau,  X,  44.) 

^äs)  (41)  Metternich  an  Graf  Ficquelmont,  dd.  14.  Dezember  1836. 
(Ibidem,  50.) 

"•i)  (41)  Ibidem,  51. 

i'-'s)  {41)  Diese  Denkschrift  lautet  wie  folgt: 

»Ich  erachte  es  als  eine  Pflicht,  meine  auf  eine  unpartheyische  und 
vollkommene  Kenntniß  unserer  Lage  gegründete  Ansicht  über  die  Maaß- 
regeln,  welche  zur  Aufrechthaltung  des  Staats-Gebäudes  in  seiner  ge- 
regelten Form  von  dringender  Nothwendigkeit  sind,  mit  der  Unbefangen- 
heit und  Kraft  auszusprechen,  welche  die  Ueberzeugung  eines  bestehen- 
den Bedürfnißes  Männern  meines  Sinnes  stets  darbiethet.  Ich  kenne  nur 
den  Monarchen  und  den  Staat:  ich  strebe  nur  nach  dem  allgemeinen 
Besten;  ich  mache  mir  keine  Illusionen  über  die  Gefahren  unserer  Zeiten 
und  über  das,  was  in  Allen  nützlich  und  recht  ist;  ich  spreche  sonach 
ohne  Scheue,  noch  persönlichen  Rücksichten. 

In  dem  allgemeinen  Gefühle  lebt  die  Erkenntniß.  welch  herben 
\'erlust  die  Monarchie  in  dem  Ableben  des  lezt  verewigten  Monarchen 
erlitten  hat.  Wenn  Regierungs-Uebergänge  stets  Gefahr  drohende  Ereig- 
nisse sind,  so  biethet  jener  der  Krone  des  Kaisers  Franz  an  seinen  Thron- 
Erben  nebstbey  zwej'  Seiten  dar,  welche  einfach  durch  die  Hinweisung 
auf  das  Gefahrdrohende  in  den  Zeitverhältnissen  und  auf  die  große 
Summe  von  Regierungs-Geschäften,  welche  der  verewigte  Monarch  in 
seine  Hände  concentrirt  hatte,  bezeichnet  sindl 

Das  Gefühl  der  Nothwendigkeit.  daß  der  Gang  der  Geschäfte  auf 
feste  Grundlagen  geregelt  werden  müße.  habe  ich,  indem  ich  die  Zukunft 
ins  Auge  faßte,  oft  und  stets  mit  Beyfall  gegen  den  höchstseeligen  Kaiser, 
im  Verlaufe  seiner  letzten  Lebensjahre,  ausgesprochen.  Dasselbe  habe 
ich  im  Momente  des  Regierungs- Wechsels  zu  thun  als  meine  Pflicht  er- 
achtet, und  ich  folge  abermals  der  Stimme  meines  Gewissens,  indem  ich 
in  dem  gegenwärtigen  Augenblicke  die  Aufmerksamkeit  des  höchsten 
Regierungs-Centrums  auf  dieselbe  Nothwendigkeit  richte. 

Die  Regierung  hat  ihre  hohe  Stellung  bisher  zu  behaupten  gewußt. 
Diese  glückliche  Thatsache  beruht  auf  zwey  Grundstützen:    auf  der  e  r- 
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probten  Festigkeit  unseres  Staats-Gebäudes  und  auf  dem  laut 
erklärten  Willen  des  neuen  Regenten,  die  Regierungs-Maximen 
seines  erlauchten  Vaters  strenge  aufrecht  erhalten  zu  wollen. 

Indem  die  Sachen  sich  der  äußeren  Form  nach  in  der  früheren 
Richtung  fortbewegten,  ist  Vertrauen  eingetretten  —  ein  Vertrauen, 
welches  sich  weit  über  die  Gränzen  der  Monarchie  erstreckt,  und 
welches  ohne  drohender  Gefahr  nicht  gelöst  werden  darf.  So  wie  die 
Sachen  in  den  Augen  der  Menge  stehen,  biethen  sich  dieselben  jedoch 
nicht  stets  den  Blicken  dar,  welche  in  die  Tiefe  der  Geschäfte  dringen. 
In  Beziehung  auf  unsere  Stellung  ist  dieß  manigfaltig  ebenfalls  anwend- 
bar. Ich  erkenne  wesentliche  Gebrechen,  und  geschieht  denselben  nicht 
Abhilfe,  so  wird  die  Zeit  dieselben  allgemein  fühlbar  machen,  und  gefahr- 
volle Störungen  werden  als  die  natürlichen  Folgen  des  sinkenden  Ver- 
trauens eintretten. 

Welches  sind  die  Mittel  der  Hilfe? 

In  jedem  Staate  giebt  es  zwey  Geschäfts-Sphären,  deren  Gränz- 
linien,  eben  weil  sie  sich  vielfach  berühren,  nur  durch  strenge  Regeln 
getrennt  gehalten  werden  können. 

Diese  Sphären  sind:  die  Administrative  und  jene  der  Regie- 
rung. 

Die  Grundformen  der  Verwaltung  sind  im  Oesterreichischen  Kaiser- 
Reiche  durch  dessen  legislative  Gestaltung  bedingt.  In  Theile  getrennt, 
welche  in  vielfacher  Beziehung  nur  auf  dem  Throne  in  ein  untheilbares 
Ganze  zusammenfließen,  ist  die  Central  isation  der  Verwaltung 
in  dem  Maaße,  wie  selbe  nach  vernunftgemäßen  Begriffen  in  anderen 
Reichen  möglich  ist,  in  dem  unserigen  nicht  denkbar;  diese  Thatsache 
bedingt  aber  eben  eine  umso  größere  Fürsorge  für  die  gemessenste  Rege- 
lung des  Geschäftsganges  in  dem  Centro  der  Regierungs-Sphäre.  In 
dieser  Oesterreich  eigenen  Gestaltung  liegt  übrigens  meiner  vollen  Über- 
zeugung gemäß,  die  Grundursache  des  Widerstandes,  welchen  die  Mon- 
archie gegen  das  Alles  lösende  und  verheerende  rein  theoretische  und 
sonach  revolutionäre  Fusions-System  so  erfolgreich  unter  der  Mitwir- 
kung des  so  strenge  geregelten  Geistes  des  Kaisers  Franz  geleistet  hat 
und  nur  unter  solchen  Bedingungen   in  so  trüben  Zeiten   leisten  konnte! 

Auf  den  Zweck  der  gegenwärtigen  Arbeit  hat  die  Administra- 
tion des  Reiches  sonach  keinen  Bezug.  Sie  hält  nur  das  Centrum  der 
Regierung  im  Auge. 

Zu  demselben  rechne  ich: 

i"  die  Hofstellen, 

2*  den  Staatsrath, 

30  die  Staats-Konferenz. 

Ich  sehe  mich  bemüßigt,  hier  eine  eigenthümliche  Anomalie  in  un- 
serem  Geschäfts-Gange  zu  berühren. 
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Die  Grundform  der  üesterreich'schen  Staatsverwaltung  ist  die  C ol le- 
gi alisc  he.  Sie  erhält  sich  durch  alle  Abstufungen  und  erstreckt  sich 
auf  einen  wichtigen  Theil  der  obersten  Sphäre.  Dieselben  Behörden, 
welche  in  allen  anderen  Staaten  als  Ministerien  bestehen,  bilden  bey 
uns  Collegien  unter  Präsidenten,  wie  dieß  z.  B.  der  Fall  mit  der 
allgemeinen  Hofkammer,  der  vereinten  Hofkanzley  und  dem  Hofkriegs- 
rathe,  selbst  mit  der  Polizey  und  Zensur  ist,  lauter  Stellen,  welche  in 
dem  übrigen  Europa  durch  Ministerien  der  Finanzen,  des  Inneren,  des 
Kriegswesens  und  der  Polizey  ersetzt  werden.  In  dieser  Verschiedenheit 
der  Formen  liegt  ein  dirimenter  Unterschied,  und  da  in  allen  mensch- 
lichen Dingen  Nachtheile  stets  neben  Vortheilen  liegen,  so  findet  derselbe 
Fall  auch  ebenfalls  im  Vergleiche  der  beyden  Gestaltungen  unter  sich 
statt.  Nach  meiner  vollen  Überzeugung  sind  in  Beziehung  auf  unsere 
Verwaltungs-Form  die  Nachtheile,  welche  aus  dem  unvermeidlich  ge- 
dehnteren Gange  der  Gremien  nicht  zu  verkennen  sind,  durch  so.  be- 
deutende Vortheile  —  als  da  sind  der  mehr  geregelte  Gang  und  der  be- 
schränktere Spielraum  der  Willkühr  —  aufgewogen,  daß,  bestünde  selbst 
die  Möglichkeit  einer  Änderung,  dieselbe  als  auf  die  Monarchie  nicht 
passend,  verworfen  werden  müßte. 

Daß  die  Staats-Einrichtungen  gut  sind,  dieß  hat  die  Erfahrung  er- 
wiesen. 

Die  collegialische  Form,  welche  sich  ebenfalls  auf  die  Hofstellen 
erstreckt,  erlischt  auf  eine  seltsame  Weise  in  der  obersten  Region.  Der 
Staatsrath  bedient  sich  nicht  der  Form  der  Concertation  und  die  ihm  zu- 
gewiesenen Geschäfte  reifen  mittelst  schriftlicher  Abstimmung.  Welch 
großer  Unterschied  zwischen  dem  schriftlichen  Verfahren  der  Delibera- 
tion  und  der  mündlichen  Votifation  besteht,  hierüber  kann  bey  prakti- 
schen Geschäftsmännern  wohl  kein  Zweifel  obwalten.  Als  die  oberste  In- 
stanz für  die  größeren  Regierungs-Beschlüsse  besteht  die  Staats-Kon- 
ferenz. Daß  eine  Berührung  zwischen  den  controversen  Meinungen  und 
Anträgen  der  Hofstellen  unter  sich  oder  unter  diesen  Stellen  und  den 
Ansichten  des  Staatsrathes,  so  wie  unter  jenen  der  staatsräthlichen  See- 
tionen  nöthig  seye,  —  eine  Berührung  durch  welche  der  jener  Contro- 
verse  unterliegende  Gegenstand  allein  ausgefeilt  und  zur  Schlußfassung 
des  Monarchen  gereift  werden  kann  —  unterliegt  keinem  Zweifel.  Eine 
andere  Betrachtung  verdient  nicht  weniger  Rücksichten,  denn  sie  ist  von 
einer  entschieden  praktischen  Wichtigkeit. 

In  Allen  —  und  also  um  so  mehr  in  tief  bewegten  Zeiten,  können 
Staatsgeschäfte  nur  gedeihlich  mittelst  einer  strengen  Consequenz  geführt 
und  die  zu  deren  Leitung  berufenen  Männer  mittelst  der  möglichsten 
Sorge  für  deren  Solidarität  geschützt  werden.  Der  eine,  wie  der  andere 
dieser  Zwecke,  kann  nur  auf  dem  Wege  der  Verständigung,  so  wie  diese 
nur  auf  jenem  der  Concertation  erreicht  werden. 
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Der  letztverstorbene  Monarch  glorreichen  Andenkens  gehörte  zu 
den  Regierungsfähigsten,  Weil  dieses  Gefühl  in  ihm  lebte,  concentrirte  er 
in  seiner  Person  die  Fällung  aller  Aussprüche,  und  die  Regierten  zollten 
ihm  ein  wohlverdientes  Vertrauen  in  seine  Gerechtigkeitsliebe  und  seine 
durch  so  viele  Proben  bewährte  Weisheit.  Daß  ein  Verhältniß  dieser  Art 
auf  persönlichen  Grundbedingungen  beruht  und  auf  solchen  Bedin- 
gungen allein  beruhen  kann,  ist  einleuchtend,  und  ebenso  sicher  ist  es, 
daß  unter  veränderten  Umständen  eine  Lücke  entsteht,  welche  gefüllt 
werden  muß.  Auch  ward,  als  der  Tod  des  Kaisers  Franz  erfolgte,  der 
Beschluß  gefaßt,  daß  ein  Centrum  gebildet  werden  sollte,  in  dem  die  Ge- 
schäfte zur  vollen  Reife  geführt  und  sodann  erst  zur  Schlußfassung  des 
neuen  Regenten  gebracht  werden  würden.  Dieser  Zweck  ist  bisher  nicht 
in  seiner  wünschenswerthen  Ausdehnung  erreicht,  und  dieß  zwar  aus 
Mangel  einer  geregelten  und  gehörigen  Concertation.  Gegenstände  der 
wichtigsten  Art  werden  nur  zu  oft  selbst  dem  normalen  Geschäfts-Gange 
des  Staatsrathes  entzogen  und  erlangen  die  Unterschrift  des  Monarchen 
auf  dem  isolierten  Referats-Wege ;  andere  Gegenstände,  welche  wegen 
ihrer  Vielseitigkeit,  oder  welche,  wegen  ihres  tiefen  Eingreifens  in  die 
Organisation  des  Staates,  einer  konferenzial  Berathung  nicht  entzogen 
werden  sollten,  gelangen  auf  demselben  Wege  zur  definitiven  Entschei- 
dung. Die  Nachtheile,  welche  aus  einem  ähnlichen  Verfahren  für  die  ge- 
meinsame Sache  und  für  die  persönliche  Stellung  des  Monarchen  er- 
wachsen, selbst  abgerechnet,  so  biethet  dasselbe  noch  den  Nachtheil,  daß 
der  so  nöthige  Begriff  der  Solidarität  unter  den  höchsten  Dienern  des 
Staates  versiegt  und  der  Critik  über  die  wichtigsten  Regierungs-Maßregeln 
ein  nur  zu  weiter  Raum  geöffnet  wird. 

Neben  dem  eben  bezeichneten  Mangel  ist  nun  noch  das  bedauerns- 
würdige Verhältniß  mit  dem  Staats-  und  Konferenz-Minister  Grafen  Kolo- 
wrat  eingetretten.  Dessen  bisherige  Stellung  im  Staatshaushalte  gehört 
nicht  zu  denjenigen,  welche  ohne  fühlbare  Lücke  zu  bilden,  aufgelöst  wer- 
den könnte. 

Diese  Lücke  ist  in  dem  Maaße  größer,  als  Graf  Kollowrat  eine  er- 
drückende Last  von  Geschäften  zu  tragen  hatte,  welche  mittelst  eines 
besser  geregelten  Verfahrens  die  Summe  nicht  erreicht,  oder  sie  leichter 
für  ihn  zu  tragen  gestellt  haben  würde. 

Im  Staate  giebt  es  eine  Stelle,  welche  durch  keinen  anderen,  als 
durch  den  von  der  Vorsehung  und  den  Grundgesetzen  zum  schweren 
Amte,  der  Oberste  im  Staate  zu  seyn,  berufenen  Regenten  erfüllt 
werden  kann.  Unter  allen  Regierungs-Arten  ist  die  der  premiers  Ministres 
die  wenigst  zu  empfehlende,  und  dieß  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  eine  solche  Gestaltung  nur  auf  den  Grundbedingungen  der  Schwäche 
eines  Regenten,  und  der  Kraft  eines  anderen  Individuums  zu  ruhen 
vermag.     Will    man  jedoch  in  hierzu   geeigneten  drangvollen  Lagen    die 
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Zuflucht  zu  einer  solchen  Form  nehmen,  so  muß  die  Sache  rein  aus- 
gesprochen werden,  denn  nur  unter  dieser  Bedingung  kann  der  premier 
Ministre  handlungsfähig  werden:  besitzt  derselbe  die  zur  Erfüllung  seiner 
Pflichten  gehörigen  Eigenschaften,  so  wird  er  die  unter  seiner  Ober- 
leitung gestellte  Verwaltung  so  ordnen,  wie  sie  dieß  unter  dem  selbst  re- 
gierenden Fürsten  ebenfalls  seyn  müßte.  Der  premier  Ministre  muß,  mit 
einem  Worte,  unter  diesem  Titel  der  alter  ego  des  Monarchen  seyn. 

Daß  eine  solche  Stellung  keinen  vernünftigen  Staatsdiener  an- 
sprechen kann,  bedarf  wohl  kaum  einer  Erwähnung;  daß  sie  in  unseren 
Zeiten  und  in  unserem  Staate  insbesondere  ganz  unmöglich  wäre,  ist 
sicher.  Auch  habe  ich  derselben  zu  erwähnen  mich  nur  bewogen  ge- 
funden, weil  in  der  Sache  selbst  der  Beweis  liegt,  daß  eine  Geschäfts- 
Führung  gemischter  Art,  ein  Stand  der  Dinge  in  dem  weder  ein 
Mann  die  Responsabilität  des  Befehles  allein  trägt,  noch  ein  geregeltes 
Einwirken  der  Vorsteher  der  verschiedenen  Branchen  der  Verwaltung 
stattfindet,  zu  den  wenigst  gedeihlichen  gehört.  Nun  stehet  unser  Ver- 
hältniß  noch  änderst.  Der  Mann,  auf  dem  eine  so  große  Last  von  Ge- 
schäften ruht,  tritt  aus  oder  ist  bereits  ganz  oder  theilweise  ausgetretten. 

Daß  hier  eine  Fürsorge  von  der  dringendsten  Nothwendigkeit  seye, 
ergeht  so  deutlich  aus  der  Natur  der  Stellungen,  daß  kein  Zweifel  über 
dieselbe  zu  bestehen  vermöchte.  Auf  welchem  Felde  die  Fürkehr  zu 
suchen  ist,  scheint  mir  um  so  weniger  schwer  zu  bestimmen,  als  das 
Bedürfniß,  daß  eine  besser  geregelte  Ordnung  in  der  Art  der  Behand- 
lung der  Geschäfte  in  dem  Staats-Centro  eingeführt  werden  müsse,  im 
Falle  des  Rücktrettens  des  Grafen  KoUowrat  in  die  Geschäfte,  wie  in 
jenem  dessen  gänzlichen  oder  theilweisen  Austrettens  aus  denselben,  deut- 
lich vorliegt,  und  weil  es  andererseits  nicht  auf  die  Schaffung  neuer,  sondern 
die  zweckmäßigere  Benützung  der  bestehenden  Normen  ankömmt. 

Als  die  Behörden,  welche  die  oberste  Sphäre  der  Regierung  bilden, 
habe  ich  die  Hofstellen,  den  Staatsrath  und  die  Staats-Konferenz 
bezeichnet. 

Von  der  Leitung  der  Geschäfte  bey  den  Hof  st  eilen  kann  hier 
die  Rede  nicht  seyn.  Zu  deren  zweckmäßigsten  Funktionierung  bedarf 
es  nur  der  Aufrechthaltung  der  Normal-Bestimmungen  und  der  Hinwei- 
sung an  diese  Stellen,  der  zu  ihren  geregelten  Wirkungskreise  gehören- 
den Geschäfts-Gegenstände. 

Der  Staatsrath  beruht  auf  reinen  Grundbegriffen;  er  besteht  als 
der  Gewissensrath  des  Monarchen  und  als  der  Oberwächter  der  Staats- 
Maximen  und  der  Geschäfts-Normen.  Er  besitzt  die  zweckgemäßesten  In- 
structionen für  seine  Geschäftsleitung.  Es  wird  genügen,  ihn  auf  deren 
Beachtung  zurückzuführen  dort,  wo  er  von  selber  gewichen  ist. 

Die  Staats-Konferenz  bedarf  einer  größeren  Belebung  und  eines 
mehr  geregelten  und    periodischen  Ganges.    Zu  deren  Geschäftskreis  ge- 
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hören  die  Gegenstände,  welche  in  den  Organismus  des  Staats-Gebäudes 
einwirken.  Solche  Gegenstände  werden  von  den  Hofstellen  in  Antrag  ge- 
bracht, und  dem  Staatsrath  stehet  es  zu,  selbe  zu  prüfen.  Wenn  zwischen 
der  Antragenden  Behörde  und  der  Kontrollirenden  eine  Divergenz  ein- 
tritt und  sonach  Verständigung  zwischen  den  einwirkenden  Gewalten 
nöthig  wird,  kann  dieselbe  weder  auf  einem  ausgiebigeren  poch  kür- 
zeren Wege  erzielt  werden,  als  mittelst  des  Zusammentrettens  der  hierzu 
durch  die  Natur  der  Dinge  berufenen  Theile.  Um  den  Zweck  zu  er- 
reichen, bedarf  es  einer  geregelten  Zutheilung  und  nicht  minder  ge- 
regelter Sitzungen. 

Aus  der  strengen  Beachtung  eines  solchen  Verfahrens  werden  sich 
die  besten  Erfolge  ergeben. 

Die  höchsten  Staats-Geschäfte  werden  für  die  Theilnehmer  an  den- 
selben erleichtert  werden. 

Den  Intrigen  wird  in  der  That  und  im  Anscheine  der  Spielraum 
beengt  werden. 

Die  so  nöthige  Responsabilität  der  Individuen  wird  weniger  ge- 
fährdet seyn. 

Der  Critik  wird  endlich  ein  Damm  gesetzt  und  das  Vertrauen  des 
Publikums  in  die  Beständigkeit  des  Regierungs-Systems  wird  sich  in 
gleichem  Maaße  erheben. 

Unterfertigt 

Metternich 

P 
Wien  den  ßoten  September  1836.« 

(»Promemoria,  Seiner  Kais.  Hoheit  dem  H.  Erzherzog  Ludwig  am 
3.  Oktober  1836  unterlegt.  Eigenhändig  und  in  Abschrift.«  [Staatskonfe- 
renzakt, Z.   1822  ex  1836.  St.  A.]) 

196 j  ^^^2)  Aug.  Fournier:  Graf  Kolowrat  und  die  österreichische 
Staatskonferenz    von  1836.   (Historische  Studien  und  Skizzen,  III.  Reihe, 

5.  271.) 

19')  (42)  Das  Original  des  an  Erzherzog  Ludwig  gerichteten  Hand- 
schreibens, dd.  Schönbrunn  6.  Oktober  1836,  erliegt  im  Staatskonferenz- 
akt Z.  1982  ex  1836;  der  Originalentwurf  im  Staatskonferenzakt  Z.  1822 
ex  1836;  eine  Abschrift  im  Staatskonferenzakt  Z.  i86g  ex  1836.  (St.  A.) 
Am  16.  Oktober  1836  tat  Gervay  sämtlichen  Staats-  und  Konferenzräten 
in  Metternichs  Auftrag,  und  zwar  »in  engstem  Dienstvertrauen«  die 
Willensäußerung  des  Kaisers  kund.  (Staatskonferenzakt,  Z.  1897  ex 
1836.  St.  A.) 

198)    (43)    »Protocoll    der    in   Folge   des   A.  h.  Handschreibens   vom 

6.  Oktober  1836  über  di«  Untersuchung  der  Frage,  ob  der  dermalige 
Geschäftszug  des  Staatsrathes  der  Erfüllung  seiner  Bestimmung  ent- 
spreche, abgehaltenen  Konferenz. 
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Unter  dem  Vorsitze  S.  kais.  Hoheit  des  durchl.  H.  Erzh.  Ludwig 
im  Beiseyn 
S.  kais.  Hoheit  des  durchl.  H.  Erzh.  Franz  Carl, 
des  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlers  Fürsten  v.  Metternich, 
des  Staats-  und  Konf.  Ministers  Grafen  v.  Nadasdy, 
des  staatRräthl.  Sekzionschefs  Freiherrn  v.  Fechtig, 
des  staatsräthl.  Sect.  Chefs  Generalen  Gr.  Clam-Martinitz, 
des  Hofrathes  v.  Gervay  als  Protokollführer. 

Die  Konferenz  ward  mit  der  Vorlesung  des  obgedachten  a.  h.  Hand- 
schreibens bis  zu  dem  Absätze,  der  von  der  Staatskonferenz  handelt, 
eröffnet. 

Der  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler,  Fürst  v.  Metternich,  erbat  sich 
die  Erlaubniß,  eine  kurze  Reassumirung  des  ganzen  geschichtlichen  Her- 
ganges vom  Anbeginne  der  Einrichtung  des  Staatsrathes  im  Jahre  1760 
bis  zu  der  Epoche  des  Jahres  1814  vorzutragen,  und  glaubte  sofort  die 
Fragen  als  die  wesentlichsten  bezeichnen  zu  sollen,  ,ob  der  dermalige 
Geschäftsgang  des  Staatsrathes  dem  Geiste  seiner  Institution  und  dem 
Wortlaute  seiner  Instruction  entspreche,  oder  ob  und  in  wie  weit  er 
davon  abweicht?' 

Aus  der  fortgesetzten  Berathung  über  diese  Fragen  ergab  sich  die 
allseitige  Anerkennung,  daß  in  einigen  Stücken  allerdings  Abweichungen, 
und  zwar  wesentlich  von  jener  nachträglichen  a.  h.  Entschließung  vom 
Jahre  1823  Statt  fanden,  vermöge  welcher  die  Sekzionen  in  gewissen 
Fällen  zur  Zusammentretung  und  mündlichen  Berathung  angewiesen  sind, 
und  welche  mittelst  des  ...  a.  h.  Handschreibens  vom  17.  November 
1S32  in  Erinnerung  gebracht  ward. 

In  Folge  dessen  wurde  von  S.  kais.  Hoheit  dem  durchl.  H.  Erz- 
herzoge Ludwig  als  das  Zweckmäßigste  bezeichnet,  die  Vergleichung  der 
Instruction  mit  dem  dermaligen  Verfahren,  sowie  das  Gutachten  über  die 
diesfalls  zweckdienlichen  Verfügungen  einem  aus  den  Sekzions-Chefs  und 
Staatsräthen  bestehenden  Comite  zu  überweisen,  dessen  Vorsitz  S.  kais. 
Hoheit  tiem  Fürsten  Staatskanzler  übertrugen,  womit  die  Konferenz  bis 
zur  Berichterstattung  jenes  Comites  vertagt  wurde. 

Das  in  Folge  dieses  Beschlusses  zusammengesetzte  Comite  hat  .seine 
Aufgabe  in  zwei  Berathungen  am  iS.  und  20.  Okt.  836  vollführt  und 
deren  Resultat  der  Konferenz  mittelst  des  anliegenden  Protocolls  über- 
geben. Hierauf  ward  am  28.  Oktober  eine  weitere  Konferenz  abgehalten, 
und  zwar 

Unter   dem  Vorsitze   S.  kais.  Hoheit   des   durchl.  H.  Erzh.  Ludwig 

im  Beiseyn 
S.  kais.  Hoheit  des  durchl.  H.  Erzh.  Franz  CSrl. 
des  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlers  Fürsten  v.  Metternich, 
des  Staats  und  Konf.  Ministers  Gr.  Nädasdy, 


des  staatsräthl.  Sectionschefs  Freiherrn  v.  Fechtig, 

des  staatsräthl.  Sect.  Chefs  Generalen  Gr.  Clam-Martinitz, 

des  geh.  dann  Staats-  und  Konf.  Rathes  Freiherrn  v.  Kübeck, 

des  geh.  dann  Staats-  und  Konf.  Rathes  v.  Majläth, 

des  Staats-  und  Konferenzrathes  v.  Purkhardt, 

des  Staats-  und  Konf.  Rathes  v.  Jüstel, 

des  Staats-  und  Konf.  Rathes  v.  Pilgram, 

des  Hofrathes  v.  Gervay  als  Protocollführer. 

Seine  kais.  Hoheit  der  durchl.  H.  Erzherzog  Ludwig  eröffneten  die 
Sitzung,  indem  Höchstdieselben  die  Vorlesung  der  von  dem  Comite  ge- 
lieferten Arbeit  anordneten. 

Bei  der  Verlesung  der  umgearbeiteten  staatsräthlichen  Instruction 
ergaben  sich  folgende  Bemerkungen: 

Ad  §  9  ward  von  S.  kais.  Hoheit  bemerket,  daß  hinsichtlich  der 
Eintheilung  der  Sekzions-Mitglieder  und  der  Referate  bis  jetzt  die  vor- 
geschriebene Eingabe  in  der  Praxis  nicht  statt  gefunden  habe,  und  daß 
die  Zweckmäßigkeit  der  hier  jährlich  beantragten  Verfügung  noch  eine 
nähere  Erwägung  bedürfe. 

Der  Staatskanzler  Fürst  Metternich  äußerte  hierauf,  daß  es  dem 
Comite  hauptsächlich  aus  einem  moralischen  Gesichtspunkte  räthlich  ge- 
schienen habe,  die  jährliche  Wiederholung  dieser  Eingabe  in  Antrag  zu 
bringen,  weil  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben  sey,  allenfalls  notwendig 
werdende  Abänderungen  in  den  Referats-Eintheilungen  ohne  irgend  ein 
Aufsehen  und  auf  eine  für  die  betreffenden  ganz  schonende  x\rt  zu 
effectuiren. 

Nach  welcher  Aufklärung  Seine  kais.  Hoheit  diesen  Paragraph  wohl 
motivirt  zu  finden  erklärten. 

Ad  §  i6.  Staatsrath  v.  Majläth  machte  hier  die  Bemerkung,  daß  es 
hinsichtlich  der  ungarischen  Agenden  des  Staatsrathes  notwendig  scheine, 
die  von  wailand  S.  M.  dem  Kaiser  getroffene  Verfügung  fort  bestehen  zu 
lassen,  vermöge  welcher  diese  Stücke  ohne  Rücksicht  auf  die  Sections- 
Eintheilung  bei  allen  ungarischen  staatsräthlichen  Mitgliedern  ici  Umlauf 
u.  Berathung  zu  kommen  haben.  Über  diese  Bemerkung  ward  sich  all- 
seitig dahin  vereiniget,  daß  diese  Verfügung  allerdings  wegen  der  Eigen- 
thümlichkeit  der  ungarischen  Verhältnisse  sehr  wichtig  sey  und  aufrecht 
erhalten  werden  müsse,  jedoch  besser  in  der  Festsetzung  der  Kanzlei- 
Ordnung    als  in  dem  Statute  des  Staatsrathes  ihren  Platz   finden   werde. 

Ad  §  24  machte  S.  kais.  Hoheit  die  Bemerkung,  daß  die  Mittheilung 
der  Videnden  an  dem  bei  der  Staatskanzlei  befindlichen  Staatsrathe  bis 
itzt  nicht  Statt  gefunden  habe. 

Der  Staatskanzler  äußerte  hierauf,  daß  diese  Mittheilung  zu  Zeiten 
des  Staatsrathes  Hudelist  allerdings  Statt  gefunden  habe,  und  bezeichnete 
als  Motiv    des    diesfalls    gemachten  Vorschlages   das   Bedürfniß   des  Ein- 
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klanges  der  Leitung  der  äußeren  und  inneren  Angelegenheiten  in  den 
Gegenständen,  wo  sich  beide  Geschäftskreise  berühren,  welches  in  der 
vorgeschlagenen  Weise  auf  die  Art  befriediget  wird,  indem  einer  Seits 
der  Chef  der  Staatskanzlei  durch  die  Vermittlung  des  ihm  zugetheilten 
Staats-  und  Konf.  Rathes  von  den  dem  Staatsrathe  zugekommenen  a.  h. 
Beschlüssen  im  Wege  der  Videnden  in  Kenntniß  erhalten,  anderer  Seits 
aber  der  der  Staatskanzlei  zugetheilte  Staats-  und  Konf.  Kath  durch  die 
fakultative  Beiziehung  zu  den  staatsräthlichen  Sekzions-Berathungen  bei 
Bearbeitung  der  innländischen  Geschäfte  mitzuwirken  berufen  ist;  worauf 
auch  S.  kais.  Hoheit  Höchst  Ihre  Beistimmung  zur  Beibehaltung  dieses 
Paragraphen,  sowie  er  vorgeschlagen  wurde,  gegeben  haben. 

Die  übrigen  Paragraphe  bothen  zu  keiner  Bemerkung  einen  An- 
laß dar,  und  es  ward  sich  sonach  in  dem  Antrage  vereiniget: 

i)  Die  hier  ausgearbeitete  Instruction  für  den  Staatsrath  der  a.  h. 
Sankzion  zu  unterziehen; 

2)  bei  dem  Entwürfe  der  diesfälligen  a.  h.  Resolution  das  Prinzip 
im  Auge  zu  halten,  daß  es  sich  hier  keineswegs  um  eine  Neuerung  und 
wesentliche  Veränderung  in  der  Institution  des  Staatsrathes,  sondern 
lediglich  darum  handelt,  das  wichtige  Statut  seiner  Instruction  ganz  mit 
der  von  wailand  S.  M.,  sowohl  bei  der  Verfaßung  der  Instruction  vom 
Jahre  1814,  als  bei  dem  Nachhange  zu  derselben  vom  Jahre  1S23  ah. 
ausgesprochenen  Grundsätzen  in  Einklang  zu  bringen  und  unter  Be- 
nützung der  seither  gemachten  Erfahrungen  auf  eine  die  praktische  Ent- 
wickelung  jener  Grundsätze  verbürgende,  logisch  geordnete  Weise  zu 
redigiren. 

3)  Hinsichtlich  der  analogen  Ausarbeitung  der  staatsräthlichen 
Kanzlei-Instruction  bei  E.  M.  auf  Überweisung  dieser  Aufgabe  an  ein 
Comite  von  Staats-  und  Konferenz-Räthen  mit  Beiziehung  des  staatsräthl. 
Kanzlei-Directors,  Hofrathes  v.  Pittreich,  anzutragen,  wobei  nur  noch 
allseitig  anerkannt  wurde,  daß  diesem  Comite  auch  obliegen  würde,  die- 
jenigen iVeisungen  an  das  geh.  Kabinet  in  Erwägung  zu  ziehen  und  in 
Vorschlag  zu  bringen,  welche  zur  gehörigen  Ausführung  des  §  24  der 
umgearbeiteten  Instruction  notwendig  ist  und  schon  im  Contexte  dieses  § 
als  außer  dem  Bereiche  des  Staatsrathes  liegend  bezeichnet  ward. 

In  Folge  dieser  Beschlüsse  ward  sich  in  dem  nebenstehenden  Res. 
Entwurie  auf  das  gegenwärtige  Konferenz-Protocoll  und  in  dem  an  den 
Staats-  und  Konf.  Minister,  Grafen  v.  Nädasdy,  als  dem  dermalen  an- 
wesenden ältesten  staatsräthlichen  Sections-Chef  zu  erlassenden  a.  h.  Hand- 
schreiben vereiniget. 

Pilgram,  Jüstel,  Purkhart,  Majläth,  Kübeck.  Clam-Martinitz,  Fechtig, 
Nädasd}^,  Metternich,  Erzh.  Franz  Karl,  Erzh.  Ludwig. 
Für  die  Konferenz.  Res.  Aug. 
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Ich  nehme  den  Inhalt  dieses  Konferenz-Protocolls  zur  Wissenschaft 
und  erlasse  das  vorgeschlagene  Handschreiben  an  Meinen  Staats-  und 
Konf.  Minister  Gr.  Nadasdy. 

Allerh.  Handschreiben  an  den  Staats-  u.  Konf.  Minister  Grafen 
V.  Nadasdy. 

Lieber  etc.  In  der  Anlage  erhalten  Sie  die  von  Mir  unterfertigte 
Instruction  für  Meinen  Staatsrath,  welche  unverweilt  in  Wirksamkeit  zu 
treten  hat,  da  selbe  ganz  auf  den  Grundsätzen  derjenigen  beruht,  welche 
dem  vStaatsrathe  von  Meinem  in  Gott  ruhenden  Herrn  Vater  im  Jahre 
1814  ertheilt  wurde  und  als  eine  auf  die  Resultate  der  Erfahrung  be- 
gründete Vervollständigung  dieses  Statutes  zu  betrachten  ist. 

Übrigens  ist  es  Mein  Wille,  daß  von  dieser  Instruction,  unter  Be- 
obachtung der  für  die  Geheimhaltung  erforderlichen  Maßregeln,  eine  Auf- 
lage von  fünfzig  lythographirten  Exemplaren  gemacht  und  der  Kanzlei- 
Direction  des  Staatsrathes  übergeben  werde,  welche  demnächst  jeden 
staatsräthl.  Sekzions-Chef,  Staatsrathe  u.  staatsräthlichen  Referenten  mit 
einem  solchen  Exemplare  gegen  die  für  Amts-Depositen  vorgeschriebene 
Empfangs-Bestättigung  zu  betheilen,  die  übrigen  Exemplare  aber  in  Ver- 
wahrung zu  behalten  haben  wird. 

Die  in  dem  ^  2g  berufene  Instruction  für  die  Staatsraths-Kanzlei 
ist  mit  jener  für  den  Staatsrathe  selbst  in  Einklang  zu  bringen,  zu 
welchem  Ende  Sie  unverzüglich  ein  Comite  im  Staatsrathe,  mit  Zu- 
ziehung des  Staatsraths-Kanzlei-Directors.  Hofrathes  v.  Pittreich,  mit  dieser 
Arbeit  zu  beauftragen  und  Mir  das  Resultat  derselben  nach  Vernehmung 
der  Sekzions-Chefs,  dann  der  Staats-  und  Konf.  Räthe  zur  Schlußfassung 

vorzulegen  haben. 

Ferdinand  m  p. 
Wien,  31.  8^r  836. 

(Staatskonferenz-Akt,    Z.   1982    ex    1836.  St.  A.)     Das  Original    der 

Staatsrats-Instruktion  ex  1814  erliegt  unter  Z.  -— —    im  Staatsratsarchiv. 

1814 

(St.  A.) 

198)  (43)  Fournier,  263  ff.,  271  ff.,  vgl.  Sybel,  »Die  oesterr.  Staats- 
conferenz  von  1836.«   (Kleine  historische  Schriften,  III,  351  ff.) 

200)  (43)  »E.  M.  dem  allerhöchsten  Auftrage  vom  6.  Oktober  1836 
zu  Folge,  welcher  mir  die  Vorlage  meiner  unmaßgeblichen  Ansichten  über 
die  zweckmäßigste  Gestaltung  der  Staats-Konferenz  zur  Pflicht  macht, 
unterfange  ich  mich,  die  nachstehenden  Vorschläge  der  allerhöchsten 
Würdigung  zu  unterziehen. 

Das  Gefühl  der  Nothwendigkeit,  daß  eine  Form  bestehen  müsse, 
in  welcher  die  wichtigsten  Staats-Geschäfte,  zu  deren  besten  Gedeihen 
und  zur  möglichsten  Beruhigung  des  Monarchen,  zur  vollen  Reife  ge- 
langen,   gehört    zu    den  Natürlichen.    In   gewissen  Zeitverhältnissen  muß 

101 


sich  dasselbe  im  gesteigerten  Maße  aussprechen.  Auch  beweist  unsere 
administrative  Geschichte,  daß  in  dieser  Beziehung  bereits  mehrmal  An- 
regungen und  allerhöchste  Beschlüsse  stattgefunden  haben.  Ich  beschränke 
mich  hier  auf  die  von  dem  damaligen  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler 
Fürsten  von  Kaunitz  im  Jahre  1760  ins  Leben  gerufene  Errichtung  einer 
Konferenz  und  auf  die  in  den  Jahren  1814  und  182 1  in  Betreff  der  Mini- 
sterial-Konferenz  getroffenen  Anordnungen. 

Heute  besteht  eine  Konferenz,  welche  indessen  mehr  auf  einem 
Gebrauche,  als  auf  einem  geregelten  Gange,  beruht.  Daß  dieselbe  eines 
solchen  Ganges  bedürfe,  liegt  am  Tag. 

Der  auf  den  Antrag  des  Fürsten  von  Kaunitz  in's  Leben  getrettenen 
Konferenz  diente  die  Verschmelzung  des  ebenfalls  neu  geschaftenen  Staats- 
Rathes  mit  derselben  zur  Grundlage.  Hierdurch  wurden  zwey  allerdings 
nahe  verwandte,  in  ihren  Urbegriffen  jedoch  nicht  zu  verwechselnde 
moralische  Gestaltungen  in  Eine  Gewalt  verwebt  —  ein  im  Erfolge 
stets  ungedeihliches  Unternehmen! 

Die  Ministerial-Konferenzen  der  Jahre  1814  und  1821  hatten  eine 
von  der  früheren  verschiedene  Richtung.  Wie  in  der  Organisation  des 
Jahres  1760  die  Verschmelzung  der  Konferenz  mit  dem  Staats-Rathe  be- 
absichtigt war,  so  wurde  in  der  neuen  Organisation  die  Berührung  der 
Konferenz  mit  den  Hofstellen  die  Ueberwiegende.  Beyde  Male  waltete 
meiner  Ueberzeugung  gemäß  eine  Irrung  ob,  und  diese  suche  ich  in  der 
nicht  deutlich  genug  aufgefaßten  Nothwendigkeit,  daß  die  Konferenz  einer 
eigen  thü  m  liehen  Wesenheit  bedarf,  um  einen  Körper  zu  bilden, 
welcher  dem  Zwecke  seines  Daseyn's  gemäß  wirken  könne.  Wenn  Fehl- 
griffe im  Staatshaushalte  stets  nachtheilige  Folgen  bringen,  so  muß  dieß 
im  gesteigerten  Maße  der  Fall  seyn,  wenn  in  der  Aufstellung  eines 
Systems  selbst  eine  Irrung  besteht.  Die  in  den  erwähnten  Fällen  statt 
gehabten  Irrungen  glaube  ich  aus  der  Quelle  ableiten  zu  sollen,  daß  man 
sich  bey  den  zwey  Konferenzial-Einrichtungen  zu  wenig  mit  den  Aus- 
gangs-Punkten der  beabsichtigten  Gestaltung  beschäftigte  und  die  ganze 
Aufmerksamkeit  auf  den  alleinigen  Zweck  richtete. 

Welches  war  in  den  früheren  Epochen  und  welches  ist  heute  aber- 
mals die  Aufgabe?  Damals  wie  heute  bestunden  die  Hofstellen  als  die 
oberste  Stufe  der  Administrativen-Behörden  und  der  Monarch  als  der 
Central-Punkt  der  Regierungs-Gewalt.  Damals  wie  jetzt  gelangten  die  Ge- 
schäfte in  der  Form  von  Vorträgen  der  Hofstellen  an  den  Thron.  Da- 
mals ebenfalls  fühlte  man  das  Bedürfniß,  daß  dieser  Geschäftszug  nicht 
genüge,  um  den  allerhöchsten  Entschlüssen  die  Einheit  in  der  Richtung 
zu  sichern  und  das  Gewissen  des  Monarchen  sicherzustellen,  um  dem- 
selben mit  Einem  Worte  das  Regieren  zu  erleichtern,  und  ich  möchte 
beynahe  sagen  —  um  dasselbe  ihm  Ordnungs  gemäß  möglich  zu  machen. 
Durch     die    Errichtung    des    Staats-Rathes    wurde     allerdings    eine    be- 
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deutende  Lücke  gefüllt;  daß  hiermit  jedoch  nicht  alles  Nöthige  erschöpft 
seye,  fühlte  der  Fürst  von  Kaunitz;  er  trug  sonach  gleichzeitig  auf  die 
Bildung  einer  Konferenz  an,  und  wenn  er  sich  hierbey  (wie  ich  es  glaube) 
eines  Mißgriffes  schuldig  machte,  so  lag  doch  derselbe  in  der  Verwechs- 
lung der  Begriffe  einer  innigen  Berührung  unter  den  beyden  Körpern 
mit  ihrer  Verschmelzung  in  Einander. 

Die  Hofstellen  sind  die  höchsten  Administrativen-Behörden;  über 
dieselben  erhebt  sich  auf  dem  Felde  der  Verwaltung  nur  der  Thron. 
Zwischen  diesen  Behörden  und  dem  Throne  steht  Nichts  —  und  soll 
Nichts  stehen,  denn  alles  was  zwischen  ihnen  stünde,  würde  irrend  und 
daher  lähmend  auf  ,den  Gang  der  Geschäfte  einwirken. 

Der  auf  der  Spitze  der  Piramide  stehende  Monarch  bedarf  jedoch 
einer  sicheren  ihm  zu  allen  Zeiten  zu  Gebothe  und  bereit  stehenden 
Hilfe.  Diese  biethet  ihm  in  einer  bestimmten  Ausdehnung  der  Staats- 
Rath  als  ein  Gewissens-Rath  und  als  der  Oberwächter  der  Norm.  Ohne 
selbst  eine  executive  Gewalt  zu  haben,  controlirt  er  die  Anträge  der 
executiven  Gewalten.  Ohne  selbst  handeln  zu  müssen  noch  zu  dürfen, 
hat  er  die  Pflicht  und  die  Müsse,  die  Handlungs-Weise  der  zum  handeln 
berufenen  Gewalten  zu  erwägen  und  zu  beleuchten,  dem  Monarchen  Rath 
über  das  zu  ertheilen,  was  ihm  recht  und  nützlich  scheint  —  und  dem- 
selben die  Abweichungen  von  dem  angenommenen  Systeme  zu  bezeichnen. 
Der  Staatsrath  ist,  seinem  Urbegriffe  und  seiner  Institution  gemäß  — 
darf  ich  mich  dieses  Vergleiches  bedienen  —  nicht  ein  Rad  im  Uhrwerke, 
sondern  dessen  Pendel.  Da  in  den  best  geregelten  Werken  jedoch  die 
Reibung  nicht  vermieden  werden  kann,  so  bedarf  es  auf  der  höchsten 
Regierungs-Stufe  ebenfalls  einer  Fürsorge  gegen  die  Störungen,  welche 
die  unausbleibliche  Folge  dieser  feindlichen  Gewalt  seyn  würden.  Diese 
rein  moralische  Sorge  bildet  das  permanente  Bereich  der 
Konferenz. 

Nach  ■  dem  Begriffe,  den  ich  mir  von  einer  Staats-Konferenz 
mache,  ist  deren  ausgedehntester  Zweck:  die  Beleuchtung  der  wichtigsten 
in  das  Leben  des  Staates  eingreifenden  Geschäfts-Gegenstände.  Ihr  kommt 
nicht  zu,  Anträge  zu  machen,  wie  dieß  in  der  Pflicht  der  Hofstellen  liegt, 
und  sie  ist  ebensowenig  eine  kontrollirende  Behörde,  wie  der  Staats-Rath 
eine  solche  Behörde  ist.  Das  Wirken  der  Konferenz  beginnt  erst  dann, 
wenn  Jenes  der  letzteren  dieser  Behörden  erschöpft  ist,  und  beynebst 
dort,  wo  der  Monarch  —  seye  es  aus  Zartheit  des  Gewissens  oder  in 
Folge  einer  politischen  Berechnung  —  es  nicht  gedeihlich  erachtet,  einen 
Ausspruch  zwischen  den  abweichenden  Ansichten  der  Antragenden  und 
der  Prüfenden  Behörden  zu  fällen,  bevor  er  den  Versuch  einer  Einigung 
unter  denselben  gemacht  zu  haben,  oder  wo  der  Oberste  Richter  neues 
Licht  aus  einer  in  geregelter  Form  geleiteten  Controverse  zu  schöpfen 
wünschen  dürfte. 
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Aus  dem  gesagten  ergeht:  daß  die  Konferenz,  obgleich  sie  nur  eine 
moralische  Existenz  haben  soll,  nicht  minder  bestehen  und  daher  ge- 
hörig organisirt  seyn  muß. 

Daß  ihr  Zweck  die  möglichste  Einigung  der  Ansichten  unter  den 
controversirenden  Behörden  und  beynebst  die  Beförderung  der  Geschäfte 
mittelst  der  ausgedehntesten  Aufklärung  oder  Beseitigung  sich  erhebender 
Anstände  auf  kurzem  Wege  seyn  muß. 

Diesen  Gesichts-Punkten  zu  Folge    habe    ich    hier    anliegend"")    die 

Ausarbeitung  eines  unmaßgeblichen  Vorschlages,  welcher  die  Constituirung 

der  Staats-Konferenz    enthält,    in    der  Form   eines   allerhöchsten  Befehles 

unternommen,  über  dessen  einzelne  Punkte   ich    mir    die    nachstehenden 

Beleuchtungen  erlaube. 

ad  Nr.  i. 

Es  scheint  mir  die  Benennung  Staats-Konferenz  die  dem  In- 
stitute allein  entsprechende  zu  seyn.  Das  Wort  Konferenz,  wie  der 
Fürst  von  Kaunitz  es  wählte,  ist  ein  sich  blos  auf  die  Form  der  Ver- 
handlung beziehendes,  denn  es  paßt  auf  jede  gremialische  Verhandlung. 
Der  später  gewählte  Ausdruck  Ministerial-Konferenz  stund  aller- 
dings im  Einklänge  mit  der  Organisation  einer  Konferenz,  in  welche  die 
Hofstellen  stabil  einbezogen  waren.  Da  dieses  aber  eben  zu  vermeiden 
ist,  so  würde  diese  Benennung  nicht  auf  die  beabsichtigte  Gestaltung 
paßen.  Beynebst  bezeichnet  das  Wort  Staats-Konferenz  bereits  die 
Sphäre,  aus  welcher  die  ihrer  Thätigkeit  zu  unterziehenden  Geschäfts- 
Gegenstände  zu  entnehmen  sind.  Die  Benennung  weißt  nemlich  auf 
Staats-Fragen  und  nicht  auf  Gegenstände  geringfügiger  Art. 

ad  4. 

Damit  die  Staats-Konferenz  wirklich  bestehe  und  nicht  ein  bloßes 
Schattenbild  seye,  bedarf  sie  permanenter  Bestandtheile.  Die  Natur  der 
Einzelnen,  von  ihr  in  Verhandlung  zu  stellenden  Geschäfts-Stücke,  muß 
die  jedesmalige  Beyziehung  der  wechselnden  Mitglieder  bestimmen. 

Aus  der  permanenten  Beyziehung  Staatsräthlicher  Mitglieder  zur 
Konferenz  ergeht  eine  innige  Berührung  zwischen  diesen  beyden  Körpern, 
und  ich  scheine  hiermit  in  Widerspruch  mit  der  Bemerkung  zu  tretten, 
welche  ich  gegen  die  Gestaltung  der  Konferenz  vom  Jahre  1760  am  Ein- 
gange der  gegenwärtigen  Arbeit  mir  zu  machen  erlaubte.  Dieß  ist  jedoch 
keineswegs  der  Fall,  weil  ich  einen  wesentlichen  Unterschied  zwischen  der 
Berührung  unter  sich  getrennter  Körper  und  deren  Verschm  elzen 
in  Einem  Körper  mache. 

Nun  scheint  mir  aber  die  permanente  Berührung  der  Staats-Kon- 
ferenz mit  dem  Staatsrathe  eben  so  logisch  richtig  und  dem  Zwecke 
der  Beförderung  der  Geschäfte    auf    dem    geregelten  —  dem  Einzig  ge- 


*)  Siehe  Beilage. 
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deihlichen  —  Wege  angemessen  zu  seyn,  als  dieß  nicht  der  Fall  bey 
der,  der  Mini  sterial-Konferenz  zu  Grunde  liegenden  Idee  war.  An" 
träge  der  Hofstellen,  bevor  sie  nicht  der  Prüfung  des  vStaats-Rathes  unter- 
zogen wurden,  sind  in  der  Regel  nicht  zur  Konferenzial-Berathung  ge- 
eignet; und  eben  so  sind  die  geprüften  Anträge  der  Hofstellen  nicht  im 
gev.'öhnlichen  Bereiche  der  Konferenz,  wenn  sich  nicht  diriment  entgegen- 
gesetzte Ansichten    zwischen    der  Antragenden   und    der  Kontrollirenden 

Behörde  ausgesprochen  haben. 

ad  7. 

Geregelte  Sitzungen  biethen  zugleich  einen  moralischen  und  einen 
materiellen  Vortheil  dar.  Als  den  Ersteren  bezeichne  ich  die  Beruhigung, 
welche  die  Gutdenkenden  im  Publikum  stets  in  der  Gewißheit  finden, 
daß  die  definitive  Entscheidung  wichtiger  Staats-Fragen  einer  Prüfung 
selbst  noch  in  der  höchsten  Instanz  unterzogen  wird.  Daß  der  Monarch 
solche  Gegenstände  nicht  ohne  Beyhilfe  entscheiden  werde,  ist  und  kann 
kein  Geheimniß  seyn.  Diese  Thatsache  vorausgesetzt,  so  spricht  sich  die 
öffentliche  Meinung  mit  vollem  Fuge  stets  günstiger  für  die  Prüfung 
durch  Mehrere,  als  für  die  Entscheidung  in  Folge  eines  isolirten  Käthes 
aus.  Mittelst  der  Form  geregelter  Sitzungen  kann  die  Verbreitung  eines 
solchen  beruhigenden  Gefühles  allein  gesichert  werden. 

In  der  materiellen  Beziehung  biethet  die  regelmäßige  Vereini- 
gung den  Vortheil  dar,  den  permanenten  Mitgliedern  der  Konferenz  die 
Eintheilung  ihrer  Zeit  zu  gestatten  und  für  die  Geschäfte  keinen  Auf- 
enthalt zu  schaffen. 

Die  Einzige  denkbare  Einwendung  gegen  geregelte  wöchentliche 
Sitzungen  könnte  die  seyn,  daß,  um  die  Zeit  zu  füllen,  Geschäfte  hervor- 
gerufen werden  könnten.  Dieser  Einwurf  zerfällt  aber  in  sich  selbst,  in- 
dem die  Konferenz  keine  andere  als  ihr  durch  Seine  Majestät  zugewiesene 
Gegenstände  zu  bearbeiten  hat. 

ad  8. 

Die  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Geschäfts -Gegenstände  er- 
schöpfen nach  meiner  Ueberzeugung  den  Kreis  der  Konferenzial  Thätig- 
keit.  Ich  erlaube  mir  sonach  nur  eine  Bemerkung  über  die  Fragen, 
welche  zwischen  den  Hofstellen  und  dem  Staatsrathe  zur  dirimenten  Diver- 
genz führen.  Hier  ist  es  deutlich,  kann  nur  der  Monarch  den  Ausspruch 
fällen.  Dient  es  aber  nicht  zur  Beruhigung  seines  Gewissens  und  kann 
es  nicht  zum  Besten  der  Sache  gereichen,  wenn  in  solchen  extremen 
Fällen  die  Probe  bestanden  wird,  ob  eine  Vereinigung  zwischen  den 
divergirenden  Ansichten  nicht  auf  dem  Wege  der  wechselseitigen  Dis- 
kussion, seye  es  im  vollen  Umfange  des  Gegenstandes,  oder  in  einer 
Vereinigung  auf  halbem  Wege,  erzielt  werden  könne?  Die  direkte 
Berührung  zwischen  den  vor  dem  Monarchen  stehenden  obersten 
Administrativen  Behörden  und  dem  hinter  demselben  stehenden  prüfen- 

105 


den  Körper  würde  zur  Folge  haben,  daß  die  Hofstellen  zu  dem  Staats- 
Rathe  hinauf,  oder  dieser  zu  den  Stellen  herab  steigen  müßten.  Die 
Konferenz  biethet  auf  dem  natürlichen  Wege  den  Vereinigungs-Punkt 
dar.  In  ihr  erscheinen  die  in  ihrer  Ansicht  getrennten  Behörden  in  ihrer 
wahren  Gestalt  —  als  Parthey en,  berufen,  ihre  Meinung  zu  ver- 
theidigen.  Die  Konferenz,  bestehend  aus  den  hierzu  durch  die  Natur 
des  jedesmaligen  Geschäftes  berufenen  Vertrettern,  der  Antragenden  und 
der  Verwerfenden  Behörde,  und  aus  unpartheyischen  dem  Konflikte 
fremde  stehenden  Männern  wird  sühnend  und  in  jeder  Beziehung  auf- 
klärend wirken. 

Wien  am  24.  October  1836.  Metternich. 

Eigenhändige  Resolution  des  Kaisers  Ferdinand,  dd.  Wien,  31.  Ok- 
tober 1836: 

Die  von  Ihnen  in  Vorschlag  gebrachten  Handschreiben  habe  ich 
erlassen.  (Staatskonferenzakt,  Z.  19S3  ex  1836.  St.  A.)  Dem  Akt  liegen 
bei:  Entwurf  von  Metternichs  Hand  und  von  diesem  unterzeichnete 
Abschrift. 

Beilage. 

Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  geheimen  Haus-,  Hof-  und 
Staatskanzler  Fürsten  von  Metternich. 

Lieber  Fürst  Metternich!  Um  die  zweckmäßige  Wirksamkeit  der 
Konferenz  und  deren  Verhältniß  zu  Meinem  Staats-Rath  so  zu  regeln, 
wie  es  die  Bestimmung  dieser  beyden  Körper  mit  sich  bringt  und  das 
Bedürfniß  einer  ordentlichen,  übereinstimmenden  Leitung  der  Staats- 
geschäfte es  erfordert,  finde  Ich  Mich  bewogen.  Nachstehendes  zu  ver- 
fügen und  Ihnen  zur  Richtschnur  und  Darnachachtung  zu  eröffnen: 

Erstens.  Die  Konferenz,  welche  den  Namen  Staats-Konferenz  zu 
führen  hat,  ist  ein  von  Mir  in  der  obersten  Regierungs-Sphäre  eingesetzter, 
berathender  Körper,  welchem  weder  ein  Antheil  an  der  ausübenden  Ge- 
walt, noch  die  Befugniß  zusteht,  in  irgend  einer  Angelegenheit  die  Initia- 
tive zu  ergreifen. 

Zweitens.  Die  Staats-Konferenz  hat  dem  zu  Folge  die  Bestimmung, 
die  ihr  von  Mir  entweder  unmittelbar,  oder  nach  vorläufiger  Verneh- 
mung Meines  Staats-Rathes  überwiesenen  Gegenstände  zu  prüfen,  dar- 
über zu  berathschlagen  und  Mir  dann  dießfalls  ihr  Gutachten  zu  er- 
statten, dessen  Bestättigung,  Modifikation  oder  Verwerfung  Ich  Mir  vor- 
behalte. 

Drittens.  Die  Berathungsform  in  der  Staats-Konferenz  ist  aus- 
schließend die  mündliche,  unter  dem  Präsidio  des  von  Mir  bestimmten 
Chefs  oder  seines  Stellvertretters. 

Viertens.  Die  Staats-Konferenz  wird  durch  Zusammtretung  der  im 
activen  Dienst  stehenden  Staats-  und  Konferenz-Minister,    mit   Mitgliedern 
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Meines  Staats-Kathes  und  nach  Umständen  durch  Beyziehung  von  Prä- 
sidenten oder  Vize-Präsidenten  der  Hofstellen  gebildet,  aus  welchen 
bej-den  Kathegorien  die  Beysitzer  zu  den  Konferenzial  Berathungen  von 
Fall  zu  Fall  nach  Maaßgabe  der  Natur  der  zur  Verhandlung  gelangenden 
Gegenstände  entweder  von  Mir  bezeichnet  oder  durch  den  Chef  der 
Staats-Konferenz  berufen  werden.  Den  zu  einer  Berathung  der  Staats- 
Konferenz  berufen  werdenden  Präsidenten  oder  Vize-Präsidenten  der 
Hofstellen  stehet  es  zu,  einen  oder  den  andern  ihrer  Referenten,  welcher 
ihnen  zur  Aufklärung  des  betrefienden  Gegenstandes  nöthig  scheint, 
mit  sich  zu  bringen. 

Fünftens.  Der  Chef  der  Staats-Konferenz,  als  welchen  Ich  Sie  in 
deren  dermaligen  Gestaltung  bestättige,  wird  von  Mir  bestimmt.  In  dessen 
Abwesenheit  wird  das  Praesidium  in  den  Sitzungen  von  dem  ältesten  an- 
wesenden Staats-  und  Konferenz-Minister  geführt. 

Sechst ens.  Für  die  innere  Geschäftsführung  der  Staats-Konferenz 
ist  derselben  ein  eigener  Protokollführer,  dann  das  nöthige  Kanz'ley- 
Personale  beygegeben. 

Siebentens.  Außerordentliche  Fälle  ausgenommen,  welche  eine 
augenblickliche  oder  öftere  Zusammentretung  erheischen,  hat  —  Behufs 
der  unaufgehaltenen  Erledigung  der  der  Staats-Konferenz  zugewiesenen 
Agenden  —  in  der  Regel  eine  Sitzung  in  jeder  Woche  statt  zu  finden,  für 
welche  der  Chef  der  Staats-Konferenz  den  Tag  festzusetzen  hat. 

Achtens.  Die  Zutheilung  der  Agenden  an  die  Staats-Konferenz  be- 
halte Ich  Mir  vor.  Als  allgemeinen  Grundsatz  finde  Ich  festzusetzen,  daß 
der  Wirkungskreis  dieses  berathenden  Körpers  vorzugsweise  diejenigen 
unter  den  höheren  Staats-Angelegenheiten  umfassen  soll,  wobey  es  auf 
Erwägung  allgemeiner,  in  das  Ganze  des  Staatslebens  und  des  Kegie- 
rungs-Organismus  eingreifender  oder  wesentliche  Abweichungen  von  dem 
Bestehenden  bezweckender  Anträge  und  Maaßregeln,  dann  auf  Vor- 
bereitung oder  Durchführung  solcher  Verfügungen  ankömmt,  die  ein 
unbedingtes  Geheimniß  erheischen.  Als  wesentlich  in  dem  Bereich  der 
Staats-Konferenz  gehörend  bezeichne  Ich  ferner  jene  bereits  durch  die 
staatsräthliche  Verhandlung  gegangenen  Gegenstände  wichtiger  Art,  bey 
denen  sich  durch  Divergenz  der  Meinungen  erhebliche  Bedenken  oder 
Anstände  ergeben  haben. 

Neuntens.  Aus  der  Bestimmung  der  Staats-Konferenz  und  aus  der 
Wichtigkeit  ihres.  Meine  Entschlüsse  in  der  für  das  Wohl  der  Monarchie 
einflußreichsten  Fragen  vorbereitenden  Wirkens  folgen  schon  die  Pflichten 
ihrer  Mitglieder,  welche  durch  Gründlichkeit,  Unbefangenheit,  gewissen- 
hafte Freymüthigkeit  und  Verschwiegenheit  allen  andern  Gremien  vor- 
anleuchten müssen,  um  ihrem  hohen  Beruf  und  Meinem  Vertrauen  zu 
entsprechen. 
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Zehntens.  Das  Geschäftsverfahren  für  die  Staats-Konferenz  ergiebt 
sich  einestheils,  u.  z.  bezüglich  des  Verfahrens  bey  den  Zusammen- 
trettungen, aus  dem  sub  3  angedeuteten  Grundsatz  der  mündlichen  Be- 
rathschlagung  und  aus  Anwendung  der  überhaupt  für  Gremial-Verhand- 
lungen  bestehenden  und  schon  seither  bey  der  Konferenz  in  Uebung  ge- 
wesenen Vorschriften;  anderen theils  aber,  u.  z.  bezüglich  der  inneren 
Manipulation  bey  Exhibirung,  Extrahirung  und  Registrirung  der  Akten, 
aus  der  analogen  Anwendung  der  dießfalls  für  Meinen  Staats-Rath  be- 
stehenden Instruction. 

Indem  Ich  Ihnen  nun  die  Grundsätze  vorgezeichnet  habe,  nach 
welchen  die  Staats-Konferenz  gebildet  und  in  Wirksamkeit  gesetzt 
werden  soll,  ist  es  Mein  Wille,  daß  dieselbe  mit  Meiner  gegenwärtigen 
Anordnung  als  constituirt  betrachtet  werde,  und  haben  Sie  Mir  unver- 
w-eilt  im  Konferenz  Wege  den  Entwurf  einer  Instruction  für  das  Geschäfts- 
Verfahren  der  Staats-Konferenz  zur  Prüfung  und  Sanction  vorzulegen 
und"  Mir  auf  gleiche  W^eise  einen  wohlerwogenen  Vorschlag  über  die  Ein- 
richtung des  Kanzley-Personals    der  Staats-Konferenz  zu  erstatten.'") 

A.  h.  Handschreiben  an  den  Präsidenten  der  Hofstellen: 

Für  alle. 

Lieber  etc.!  Was  Ich  in  Absicht  auf  die  Einrichtung  und  Wirk- 
samkeit der  Staats-Konferenz  an  den  Chef  derselben,  Meinen  Haus-, 
Hof-  und  Staats-Kanzler  Fürsten  Metternich,  zu  erlassen  befunden  habe, 
davon  finde  Ich  Ihnen  zu  Ihrer  eigenen  Wissenschaft  und  beziehungsweise 
Darnachachtung  mittels  der  abschriftlichen  Anlage  Kenntniß  zu  geben.  *=!") 

Zusatz  für  Grafen  Pälffy  und  Baron  Miske. 

Uebrigens  hat  es  von  der  direkten  Leitung  von  Vorträgen  an  die 
Konferenz  hinfüro  abzukommen. 

Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  Staats-  und  Konferenz-Minister 
Grafen  Nädasdy: 

Lieber  etc.!  Was  Ich  etc.**),  davon  finde  Ich  Ihnen  mittels  der  ab- 
schriftlichen Anlage  zu  dem  Ende  Kenntniß  zu  geben,  damit  Sie  solches 
den  staatsräthlichen  Sections-Chefs,  Staats-  und  Konferenz-Räthen,  dann 
staatsräthlichen  Referenten  durch  geheimen  Umlauf  zu  ihrer  eigenen 
Wissenschaft  und  beziehungsweise  Darnachachtung  mittheilen. 

Allerhöchstes  Handschreiben  an  den  Staats-  und  Konferenz-Minister 
Grafen  Nadasdy: 

Lieber  etc.!  Im  Nachhange  zu  Meinem  Handschreiben  vom  heu- 
tigen Tage  finde  Ich  Ihnen,  zur  ausschließenden  Kenntniß  und  Darnach- 

*)  Vgl.  Tagebücher  des  Carl  Friedrich  Freiherrn  Kübeck  von  Kübau, 
I/o,  S.  744  ff. 

**)  Accludatur  copia  des  a.  h.  Handschreibens  an  Fürsten  Metternich 
bis  zu  den  W'orten  »als  constituirt  betrachtet  werde«. 
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achtung    der  Sections-Chefs  Meines   Staatsrathes,    Meine  Willensmeinung 

dahin  zu  eröffnen,    daß  Ich  jedem  Sections-Chef  die  Pflicht  auferlege,  in 

Fällen,    wo    ein    oder  das  andere  verhandelte  Geschäftsstück  ihm  zu  der 

Verhandlung    in  der  Staats-Konferenz  geeignet  scheint.    Mich  hierauf  im 

kurzen  Wege  aufmerksam  zu  machen. 

Gesehen  Franz  Karl,  m/p. 

Gesehen  Eh.  Ludwig,  m/p.  ü     j-        j        / 

*"      '^  Ferdmand,  m/p. 

Wien,  31.  8^  836. 

201)  (43)  Siehe  Anmerkung  200,  Beilage  (S.  106). 

202)  (44)  Metternich  an  Kolowrat,  Wien,  i.  November  1836  (Four- 
nier,  274  ff.). 

203)  (_45)  Ibidem  283;  Kübeck  I/2,  S.  740,  750. 

204)  (45)  Fournier,  284;  Wertheimer,  45. 

205)  (45)  Kaiserliches  Handschreiben  an  Erzherzog  Ludwig,  dd.  Wien, 
12.  Dezember  1836. 

»Lieber  etc.!  Da  es  Mein  Wille  ist,  daß  die  Staats-Conferenz  sowohl 
durch  ihre  innere  Einrichtung  als  durch  ihre  äußere  Gestaltung  jener 
hohen  Bestimmung  als  oberste  berathende  Instanz  für  die  wichtigsten 
Staats-Angelegenheiten  vollkommen  entspreche,  welche  Ich  in  Meinem 
an  den  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler  Fürsten  v.  Metternich  gerichteten 
Handschreiben  vom  .31.  October  1836  bereits  näher  bezeichnet  habe,  so 
finde  Ich  Nachstehendes  zu  beschließen: 

i)  Die  Staats-Conferenz  stelle  Ich  unter  Meinen  Vorsitz. 

2)  Die  Bestimmung  der  permanenten  Mitglieder  der  Staats-Confe- 
renz bleibt  ohne  Rücksicht  auf  eme  andere  Würde  oder  Stelle  Meiner 
Ernennung  vorbehalten. 

3)  Dermahl  ernenne  Ich  Meinen  Herrn  Bruder  den  Erzherzog 
Franz  Carl,  E.  L.  Selbst,  dann  den  Haus-,  Hof-  und  Staats-Kanzler 
Fürsten  v.  Metternich  und  den  Staats-  und  Conferenz-Minister  Grafen 
Kolowrat  zu  permanenten  Mitgliedern  der  Staats-Conferenz. 

4)  Zu  zeitweiligen  Beysitzern  bey  den  Berathungen  der  Staats- 
Conferenz  werden  nach  der  Beschaffenheit  der  Umstände  und  der  Be- 
rathungsgegenstände  die  Staats-  und  Conferenz-Minister,  welche  nicht  zu 
permanenten  Mitgliedern  ernannt  sind,  dann  die  staatsräthlichen 
Sections-Chefs    und  Staatsräthe,    endlich    die  Präsidenten    der  Hofstellen 

berufen. 

5)  Allwöchentlich  ist  Mir  von  dem  Protokollführer  der  Staats- 
Conferenz  der  Elench  der  an  selbe  überwiesenen  Geschäftsstücke  vorzu- 
legen, wo  Ich  dann  bestimmen  werde,  welche  derselben  unter  Meinem 
eigenen  Vorsitze  vorgetragen  werden  sollen.  Für  jene  Fälle,  wo  Ich 
dieß  nicht  nöthig  finde,  dann  für  alle  Fälle  Meiner  Verhinderung  finde 
Ich  den  Vorsitz    an    E.  L.    zu  übertragen,    welcher  demnächst    in  E.  L. 
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Verhinderung  von  dem  ältesten  Staats-  und  Conferenz-Minister  unter  den 
permanenten  Mitgliedern,  und  eben  so  in  dessen  Verhinderung  von  dem 
ihm  im  Range  folgenden  zu  führen  seyn  wird. 

6)  Das  Bureau  der  Staats-Conferenz,  so  wie  der  Vortrag  über 
dessen  Personale  bleibt  immer  dem  jeweiligen  ältesten  Staats-  und  Con- 
ferenz-Minister unter  den  permanenten  Mitgliedern  überwiesen. 

E.  L.  übertrage  Ich  die  Sorge,  auf  der  Grundlage  Meiner  unter 
dem  31.  October  1836  erlassenen  und  gegenwärtig  vervollständigten  und 
erweiterten  Beschlüsse  eine  Vorschrift  über  die  Organisation  und  Be- 
stimmung der  Staats-Conferenz  ausarbeiten  zu  lassen  und  Mir  zur  Be- 
stätigung vorzulegen. 

Ferdmand  m  p.« 

(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  2245  ex  1S36.  St.  A.  Vgl.  Kübeck  l'z, 
743,  wo  es  jedoch  statt  12.  Oktober  12.  Dezember  heißen  soll.) 

Handschreiben   an  den  Staatskanzler,  dd.  Wien,   12.  Dezember  1836. 

»Lieber  Fürst  Metternich!  Aus  der  Anlage  entnehmen  Sie  zu  Ihrer 
Wissenschaft  und  Darnachachtung,  was  Ich  in  Bezug  auf  die  Staats- 
Conferenz  an  Meinen  Herrn  Oheim  den  Erzherzog  Ludwig  Liebden  er- 
lassen habe. 

Ferdinand  m  p. 

(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  2245  ex  1836.) 

Die  Staatskonferenzakten  Z.  2300,  2301,  2308 .  betreffen  Vorschläge 
über  die  Geschäftsführung  und  über  den  Personalstand  der  Staats- 
konferenz. 

'"*)  (45)  Kaiserliches  Handschreiben  an  Graf  Kolowrat,  dd.  Wien, 
12.  Dezember  1836: 

»Lieber  Graf  Kolowrat!  Ich  finde  Mich  bewogen,  Sie  nach  Ihrem 
Mir  geäußerten  Wunsche  von  der  Leitung  der  Section  des  Innern  in 
Meinem  Staatsrathe  zu  entheben,  und  theile  Ihnen  dasjenige  mit,  was 
Ich  in  Absicht  auf  die  Staats-Conferenz  und  auf  Ihre  Ernennung  zum 
permanenten  Mitgliede  derselben  an  Meinen  Herrn  Oheim,  den  Erzherzog 
Ludwig  Liebden,  erlassen  habe.  Da  es  Mein  Wille  ist,  daß  Sie  in  der 
Kenntniß  der  staatsräthlichen  Geschäfte  bleiben,  so  verfüge  Ich,  daß  alle 
in  Meinem  Staatsrath  nach  Maßgabe  seiner  Instruction  berathenen  und 
verhandelten  Geschäftsstücke  zur  Einsicht  an  Sie  gelangen,  welche  Sie 
unter  Beysetzung  des  Circulationsdatums  vidiren  und  an  die  Staatsraths- 
Kanzley  zurückgelangen  lassen  werden. 

Da,  wo  Sie  sich  zu  einer  Bemerkung  veranlaßt  finden,  werden  Sie 
selbe  entweder  schriftlich  direkte  an  Mich  gelangen  lassen,  oder,  und 
zwar  insbesondere  in  jenen  Fällen,  wo  es  wegen  der  Wichtigkeit  der 
Sache  oder  wegen  eines  Gesichtspunktes  der  Berathung  nöthig  erscheint, 
bey  Mir  auf  Uiberweisung  an  die  Staats-Conferenz  antragen.  Ebenso 
werden    die  Entschließunren    über    staatsräthliche  Verhandlungen,    bevor 
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sie  noch  weiter    in  Umlaut"   gesetzt  werden,    zur  Einsicht  an  Sie  geleitet 
werden. 

Abgesehen  hiervon  finde  Ich  Ihnen  aber  im  vollem  Vertrauen  auf 
Ihre  Anhänglichkeit  an  den  Staatsdienst  und  an  Meine  Person  nach- 
stehende besondere  Staatsgeschäfte  zuzuweisen,  und  zwar  i)  diejenigen 
Gegenstände  der  hohen  Finanz-Verwaltung  und  der  geheimen  Credits- 
Operationen,  welche  ihrer  Natur  nach  von  dem  gewöhnlichen  Umlaufe 
jm  Staatsrathe  ausgeschlossen  seyn  müssen,  und  welche  Ich  direkte  an 
Sie  gelangen  lassen  werde,  indem  Ich  Sie  zugleich  ermächtige,  einer 
Seits  den  Sections-Chef  und  die  Mitglieder  der  staatsräthlichen  Section  C 
(: welche  dießfalls  im  gehörigen  Wege  von  Mir  angewiesen  werden:)  nach 
Ihrer  Wahl  sowohl  zur  Berathung  als  zur  Bearbeitung  dieser  Gegen- 
stände zu  berufen  und  anderer  Seits  den  Hofkammer-Präsidenten  zur 
Theilnahme  an  solchen  Berathungen  beyzuziehen,  in  welchem  Anbe- 
trachte derselbe  unter  Einem  von  Mir  die  nöthige  Weisung  erhält. 

2)  Die  Gegenstände  der  hohen  Polizey,  wobey  es  Meine  Absicht 
ist,  daß  Mein  Haus-,  Hof-  und  Staatskanzler  Fürst  v.  Metternich  in  der 
fortlaufenden  Kenntniß  von  den  Stimmungsberichten  und  von  Allem,  was 
auf  die  Verbindung  der  hohen  Polizey  mit  der  äußern  Politik  Bezug 
nimmt,  erhalten  werde. 

3)  Den  unmittelbaren  Vortrag  über    die  von  den  Sections-Chefs  an 

Mich  gelangenden,  das  staatsräthliche  Personal  betreffenden  Anträge  und 

über  alle  jene  Geschäftsstücke,    welche  Ich  außer  den  hier  Bezeichneten 

Ihnen  direkt  zuzuweisen  finden  werde. 

Ferdinand  m/p.« 

(Ad  Staatskonferenzakt  Z.  1608  ex  1836.  St.  A.  Vgl.  Wert- 
heimer,  46.  —  Kaiser  Ferdinand  hatte  ursprünglich  seinen  Namen  unter 
die  letzte  Zeile  der  ersten  Seite  des  Handschreibens  gesetzt.  —  Der 
Staatsrat  zerfiel  in  vier  Sektionen:  Justiz  [A],  Inneres  [B],  Finanzen  [C] 
und  Krieg  [D].) 

-"'>)  (46)  Kübeck  I  2,  S.  742.  Die  im  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv 
erliegenden,  sogenannten  »Minister-Kolowrat-Akten«  reichen  von  1826  (in 
welchem  Jahre  Graf  Kolowrat  zum  dirigierenden  Staats-  und  Konferenz- 
minister ernannt  und  mit  der  Leitung  der  politischen  und  der  Finanz- 
sektion des  Staatsrates  betraut  ward)  bis  1848.  Musterhaft  angelegte  und 
geführte  Indices  und  Protokolle  erleichtern  die  Benützung  dieses  Archivs, 
das  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Bestände  des  Staatsrates  und  der 
Staatskonferenz  bildet. 

-»8)  (46)  Siehe  Anmerkung  (Anhang)   195,  S.  96. 

209)  (46)  Handschreiben  vom  31.  Oktober  1836  (Anm.  200,  Beilage, 
S.  106). 

210)  (46)  Kübeck  I'2,  767.  (Eintragung,  Oktober  1837.) 
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2")  (46)  Fürst  Metternich  erklärte  darin,  daß  sich  die  Monarchie 
»in  eine  schwere  und  gefahrvolle  Lage«  versetzt  befinde,  »Welches  sind 
jedoch  auch  hier  noch  die  Mittel  des  Heiles?  Ich  kenne  deren  nur 
zvvey  —  so  führte  er  weiter  aus  — :  die  strenge  Aufrechthaltung  der 
Grundfesten  des  Staatsgebäudes  mittelst  dem  unwandelbaren  Festhalten 
der  Regierung  an  den  angeerbten  Grundsätzen  und  Formen,  und  die 
lebendigste  Fürsorge  für  den  möglichsten  Ersatz  der  in  der  Individualität 
des  Monarchen  mangelnden  Kraft  und  Stütze. 

Leben  wir  diesen  Regeln  gemäß?  Ueber  diese  hochwichtige  Frage 
erlaube  ich  mir  die  folgende  freimüthige  Beleuchtung. 

Dort  wo  die  Kraft,  welche  in  dem  Monarchen,  in  diesem  natur- 
gemäßen Centro  der  Gewalt,  liegen  sollte,  mangelt,  muß  dieselbe  durch 
Herbeiziehung  anderer  Kräfte  ersetzt  werden.  Um  die  lezteren  aus- 
giebig zu  machen,  müssen  sie  strenge  geregelt  wirken,  und  dieß  sonach 
nicht  zersplittert,  sondern  in  festem  Zusammenhalt,  im  Scheine  wie  in 
der  That.  Auf  diesen  Grundbegriff  wurde  ein  höchstes  Regierungs- 
Centrum  unter  dem  angekündeten  unmittelbaren  Vorsitze  des  Kaisers, 
aber  dem  wirklichen  Vorsitze  S.  K.  H.  des  Herrn  Erzherzog  Ludwig 
ins  Leben  gerufen.  Diese  kluge  Maßregel  wurde  von  allen  Gutgesinnten 
und  wirklich  Aufgeklärten,  von  jeglichem  Partheygeist  sonach  frey- 
stehenden mit  Befriedigung  aufgenommen,  weil  in  ihr  die  Bürgschaft 
der  Ordnung  im  Gegensatze  der  Willkühr,  des  erhaltenden  Systemes 
statt  jenem   gewagter  Versuche  liegt. 

Die  strenge  Aufrechthaltung  des  Staatsrathes  ist  ein  zweites  zur 
Sicherstellung  des  Regierungs-Systemes  unerläßliches  Element.  Dieser 
Körper  besitzt  das  öffentliche  Vertrauen,  vorzugsweise  weil  er  eine  bloß 
berathende,  von  der  Gefahr  der  Verführung,  welcher  executive  Behörden 
stets  mehr  oder  weniger  ausgesetzt  sind,  entfernt  stehende  Institution  ist 
und  die  Garantie  gewährt,  welche  z.  B.  ein  Justitz-Senat  einzelnen 
Richtern  gegenüber  bietet.  In  der  Beurtheilung  des  Unterschiedes, 
welcher  aus  den  Stellungen  ergeht,  irrt  sich  die  öffentliche  Stimme 
nicht. 

Eine  dritte  und  wesentliche  Bedingung  des  Gedeihens  der  Ge- 
schäfte, welches  nur  durch  Gleichförmigkeit  im  Gange  gesichert  werden 
kann,  liegt  in  der  geregelten  Thätigkeit  der  Hofstellen  als  der  obersten 
administrativen  Behörden. 

Sind  in  einer  Lage,  wie  die  Unsrige,  diese  drey  Elemente  der 
höchsten  Regierungs-Sphäre  im  wohl  geordneten  Zuge,  so  ist  geschehen, 
was  Menschen  bey  der  gegebenen  Lage  zu  thun  vermögen!  Diese  Ge- 
schäftsform ist  eine  rationelle;  sie  wird  allgemein  begriffen,  weil  sie  der 
Gestaltung  des  Reiches  und  dem  Bedürfnisse  entspricht;  weil  sie  ver- 
nunftgemäß, einfach  und  für  alle  Verhältnisse  schützend  und  schonend 
ist.  Sie  paßt  auf  alle  Zeiten  und  Umstände,    indem  sie  einem  selbststän- 
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digen  Monarchen  Beruhigung  und  einem  weniger  regierungsfähigen  eine 
Stütze  in  geregelten  Formen  bietet.  Sie  vereinigt  beynebst  die  Kraft, 
welche  das  Bekannte  und  Angewöhnte  gewähren.  Auch  war  die  leben- 
dige Sorge  des  verewigten  Kaisers  Franz  auf  die  bestmögliche  Förde- 
rung des  Dienstes  mittelst  der  Thätigkeit  der  Hofstellen  (: nicht  Mini- 
sterien:) und  der  Controlle  des  Staats-Rathes  gerichtet.  Die  Staats- 
Conferenz  betreffend,  so  bestund  selbe  zwar  nicht  in  ihrem  dermaligen 
Begriffe,  aber  damals  stund  ein  selbstständiger  Monarch  an  der  Spitze  des 
Reiches,  und  dieser  eben  ist  es,  welcher  so  viel  thunlich  ersezt  werden 
muß,  man  wollte  denn  annehmen,  daß  ein  Reich  keines  obersten  Central- 
Punktes  bedarf  oder  daß  irgend  eine  Individualität  die  Stelle  des  von 
Gott  hierzu  berufenen  Monarchen  gleich  unangefochten  genügend  aus- 
füllen könnte. 

Aus  dem  Gesagten  folgt,  daß  es  be}'  uns  keiner  neuen  Schöpfungen, 
keiner  organischen  Veränderungen,  sondern  lediglich  einer  ernsten  und 
consequenten  Fürsorge  dafür  bedarf,  daß  die  bestehenden  Institutionen 
nicht  bloß  dem  Namen,  sondern  der  Wesenheit  nach  in  Wirkung  seyen 
und  daß  selbe  regelmäßig  und  ordnungsgemäß  functioniren. 

Allein  die  Frage,  ob  dieser  Forderung  dermalen  in  allen  Stücken 
Genüge  geleistet  sey?  kann  nach  meiner  gewissenhaften  Meinung  leider 
nur  verneinend  beantwortet  werden,  weil  sowohl  in  der  Sphäre  der  Hof- 
stellen als  auf  dem  Felde  des  Staats-Rathes  u.  der  St.  Konferenz  wesent- 
liche Lücken  und  Gebrechen  täglich  fühlbarer  werden,  deren  Erkenntniß 
auch  ein  immer  wachsendes  Gefühl  des  Unbehagens  in  der  Beamtenwelt  und 
selbst  in  dem  beobachtenden  u.  unterrichteten  Theil  des  Publicums  erzeugt. 

Die  Hofstellen  betreffend,  so  ist  es  nicht  meine  Absicht,  in  das 
Detail  einzugehen,  sondern  ich  will  nur  den  wesentlichsten  Punkt  be- 
rühren, wo  ich  in  dieser  Sphäre  den  Sitz  der  Unordnung  u.  der  Regel- 
widrigkeit suche,  und  dieß  ist  die  schon  seit  geraumer  Zeit  sich  aus- 
bildende und  täglich  greller  hervortretende  Ausnahmsstellung  der  allg. 
Hofkammer.-'')  Unter  dem  Worte  Ausnahmsstellung  verstehe  ich  einmal 
die  durchaus  willkührliche  und  ungeregelte  Gestion  des  ersten  Hof- 
kammer-Präsidenten in  Bezug  auf  die  personelle  Leitung  u.  auf  das 
Geschäfts-  und  Gremial-Verfahren  der  ihm  untergeordneten  Hofstelle, 
und  demnächst  das  immer  weitere  Umsichgreifen  jener  Suprematie, 
welche  die  Hofkammer  sowohl  im  Centro  als  mittelst  ihrer  Organe  sich 
auf  Kosten  der  ganzen  übrigen  Hierarchie  u.  nahmentlich  der  politi- 
schen Stellen  erlaubt.  Der  gegenwärtige  Aufsatz  würde  einen  seine  Be- 
stimmung verfehlenden  Umfang  erreichen,  wenn  ich  in  Erörterung  dieser 
Sätze  eingehen  wollte.  Ich  beschränke  mich  also  darauf,  die  auf  Kenntniß 
von  Thatsachen    gestützte    Ueberzeugung    auszusprechen,    daß    das    will- 


=■')  Eichhoffsche  Finanzwirtschaft!  Vgl.  auch  Beidtel-Huber,  II,  230. 
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kührliche  und  häufig  in  terroristische  Form  gekleidete,  eben  so  wenig 
die  Amts-Instruktion  über  die  collegiaHsche  und  die  Präsidialbehandlung 
der  Agenden,  als  die  dienstliche  Stellung  der  Personen  beachtende  Ver- 
fahren des  B.  Eichhoff  von  allen  geschäftskundigen  u.  erfahrenen  Männern 
in  der  Hofkammer  selbst  gefühlt  und  beklagt  wird,  so  wie  die  um  sich 
greifende  Tendenz  des  Hofkammer-Präsidiums,  dessen  schroffe  An- 
maßung gegen  die  politischen  Stellen  und  dessen  leidenschaftl.  Ver- 
tretung der  in  neuester  Zeit  mit  mehr  Talent  als  tiefer  Kenntniß  unserer 
Monarchie  aufgestellten  Doktrinen  den  Gegenstand  lauter  Klagen  der 
Länder-Chefs  sowie  der  meisten  Hofstellen-Präsidenten  u.  vieler  durch 
Erfahrungen  u.  Kenntnisse  ausgezeichneter  Beamten  ausmacht. 

Daß  die  hier  bezeichnete  Stimmung  besteht,  kann  ich  als  That- 
sache  verbürgen  u.  es  höherer  Weisheit  mit  Beruhigung  überlassen, 
sich  die  Überzeugung  von  dieser  Wahrheit  durch  Vernehmung  com- 
petenter  und  ehrenwerther  Männer  zu  verschaffen,  deren  zum  Glück  die 
Monarchie  in  der  höhern  Sphäre  der  Staatsbeamten  viele  zählt,  u.  die 
—  um  ihre  Ueberzeugung  befragt  —  dasjenige  mit  Offenheit  und  Unbe- 
fangenheit zu  sagen  wissen  werden,  was  sie  —  nicht  befragt  —  aus  einem 
lobenswerthen  Zartgefühl  in  ihr  Inneres  verschließen. 

Aus  Mißverhältnissen  und  Reibungen  in  den  untergeordneten  Rädern 
ergeht  immer  eine  fortwirkende  Störung  in  dem  ganzen  System,  und  in 
dem  vodiegenden  Fall  findet  diese  Wahrheit  ihre  Anwendung  auf  die 
Funktionirung  des  Staats-Rathes.  Auch  hier  werde  ich  mich  nicht  bey 
Details  aufhalten,  sondern  abermals  den  Punkt  berühren,  auf  welchem 
ich  hier  den  Sitz  der  Unordnung  suche;  u.  gleichwie  ich  in  dem  Ver- 
hältniß  der  Hofstellen  unter  sich  u.  nach  oben  die  Hofkammer  als  aus 
ihren  Schranken  tretend  bezeichnete,  so  muß  ich  hier  die  beengte  Wirk- 
samkeit der  so  wichtigen  Finanz-Sektion  als  eine  direkte  Abweichung 
vom  System  und  als  eine  positive  Gefahr  darstellen.  Wenn  diese 
Finanzsektion  im  Widerspruch  mit  ihrer  Benennung  u.  mit  ihrer  Insti- 
tution zu  der  Prüfung  der  hohen  Finanzfragen  entweder  gar  nicht  oder 
nur  bruchstückweise  berufen  wird  u.  selbst  von  eigentlichen  Kameral- 
gegenständen  sich  oft  die  wichtigsten  in  den  Staatsorganismus  eingreifen- 
den entzogen  sieht,  so  darf  man  sich  nicht  darüber  wundern,  wenn  viele 
gewichtige  Stimmen  die  dermalige  Art,  die  Finanzen  zu  führen,  als  bey- 
spiellos  in  der  administrativen  Geschichte  des  Kaiserstaates  bezeichnen 
und  der  Meinung  sind,  daß  durch  die  Beseitigung  des  Einflusses  der 
st.  r.  Finanz-Sektion  und  durch  den  ausschließenden  Antheil  des  Hof- 
kammer-Präsidenten an  der  Centralberathung  über  seine  eigenen  An- 
träge und  Leistungen,  der  Wirkungskreis  desselben  jeder  wahren  Con- 
troUe  entwachsen  und  zu  einer  im  Widerspruch  mit  den  ursprünglichen 
Grundsätzen  anomalen  Stellung  gesteigert  worden  ist.  Dieser  Zustand  ist 
um  so  bedenklicher,  als  competente  Geschäftsleute  die  stärksten  Gründe 
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anführen,  welche  geeignet  sind,  an  der  Richtigkeit  des  Verfahrens  in  den 
wichtigsten  Zweigen  zu  zweifeln  u.  nahmentlich  in  Bezug  auf  das  Tabaks- 
Gefäll  und  die  Gebahrung  mit  dem  Tilgungsfonde  arge  Mißgriffe  u. 
Mißbräuche  zu  ahnen,  in  Bezug  auf  andere  Gegenstände  aber  die  An- 
sicht zu  nähren,  daß  die  bekanntlich  oftmals  schwankenden  und  wider- 
sprechenden Angaben  des  Hofkammer-Präsidiums  mehr  auf  dem  je- 
weiligen Bedürfniß  einer  einschüchternden  oder  prahlenden  Darstellung 
als  auf  Wahrheit  und  Unbefangenheit  beruhen. 

Es  dringen  sich  hier  unwillkührlich  die  ernsten  Fragen  auf,  ob  es 
den  Regierungs-Grundsätzen  angemessen  sey,  de  lege  eine  Finanz- 
sektion in  dem  controllirenden  Gremio  des  Staatsraths  und  de  facto 
eine  ganz  ministerielle  Behandlung  der  Finanzverwaltung  bestehen  zu 
lassen,  u.  ob  es  der  Gerechtigkeit  entspricht,  daß  die  erstere  im  Publikum 
eine  Verantwortung  theilt,  während  ihr  Antheil  an  den  zu  verantworten- 
den Handlungen  ganz  aufgehoben  oder  gelähmt  ist? 

Wenn  ich  mich  endlich  zu  der  Staatskonferenz  wende,  so  finde  ich 
auf  den  ersten  Blick,  daß  ihr  noch  immer  unentbehrliche  Elemente  einer 
geregelten  Wirksamkeit  mangeln;  und  um  diese  Mängel  zugleich  kurz 
und  deutlich  zu  bezeichnen,  genügt  es  zu  sagen,  daß  die  Entbehrung 
eines  geordneten  Verfahrens  bezüglich  des  Einreichungs-Protokolls  und 
des  Elenchs  die  Uebersicht  u.  die  zeitgemäße  Vornahme  der  Agenden 
unmöglich  macht,  und  daß  der  Mangel  einer  ordentlichen  Instruktion 
so  wie  die  Unterlassung  des  anfangs  zum  Grundsatz  genommenen  Nexus 
mit  dem  Staats-Rath  die  Konferenz  der  unerläßlichsten  Bedingungen 
einer  gedeihlichen  Berathung,  nehmlich  gründlicher  Information  und 
competenter  Referate  beraubt.  Und  dieses  Gebrechen  ist,  ich  gestehe  es 
aufrichtig,  in  meinen  Augen  von  allen  das  bedauerlichste,  theils  weil  es 
mit  so  leichten  und  naheliegenden  Mitteln  zu  beheben  wäre,  theils  weil 
ich  überzeugt  bin,  daß  in  der  geordneten  Staats-Konferenz  die  sicherste 
Bürgschaft  für  Ordnung  und  Regelmäßigkeit  des  Geschäftsganges  im 
Centrum  liegt,  während  es  ganz  natürlich  ist,  daß  die  Konferenz  mit 
einer  theils  unvollständigen,  theils  fehlerhaften  Organisation  keine  ent- 
sprechenden Resultate  liefert  und  daher  auch  nur  unrichtig  und  unbillig 
beurtheilt  werden  kann. 

Nun  ich  mein  Herz  vor  E  E.  k.  k.  H  H.  ausgeschüttet  habe,  muß 
ich  erwarten,  daß  höchstdieselben  sich  meines  Ausgangspunkts  erinnern 
und  die  Erklärung  des  Zusammenhangs  fordern  werden,  der  zwischen 
meiner  gegenwärtigen  Arbeit  und  meinem  Votum  zur  Konferenz  vom 
17.  Jänner  besteht? 

Ich  bezeichne  diesen  Zusammenhang  mit  den  wenigen  Worten, 
daß  ich  in  meiner  gegenwärtigen  Arbeit  das  Uebel  geschildert  habe,  um 
.  E  E.  k.  k.  H  H.  volle  Aufmerksamkeit  auf  das  Heilmittel  zu  lenken,  welches 
i  in  meinem  Votum  zur  Konferenz  vom  17.  Jänner  liegt. 

i 
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Die  Tendenz  dieses  Votums  ist  nehmlich,  den  Begriff  der  Liqui- 
dation festzustellen*);  und  wird  er  im  Sinne  dieses  Votums  aufgefaßt 
und  verfolgt,  so  führt  die  Liquidation  zur  Abhilfe,  denn  sie  führt  zur 
Klarheit  auf  dem  Feld  der  Finanzverwaltung;  und  ist  einmal  auf  diesem 
Felde  Klarheit  u.  Ordnung  an  die  Stelle  eines  dunkeln  Systems,  eines 
steten  Sckwankens  zwischen  den  Drohungen  des  Staatsbanquerottes  und 
den  Uebertreibungen  des  Selbstlobes  und  eines  willkührlichen,  die  Prüfung 
ausschließenden  Ganges  getreten,  ist  einmal  auf  diesem  Felde  die  heute 
bestehende  Ausnahmsstellung  aufgehoben,  so  wird  alles  wieder  ins 
Gleichgewicht  kommen,  denn  die  Natur  der  Staatsmaschine  bringt  es 
mit  sich,  daß  keine  einzelne  Abweichung  von  dem  System,  auf  dem  das 
Ganze  beruht,  stattfinden  kann,  ohne  eine  Stockung  oder  einen  fehler- 
haften Gang  und  meistens    beyde  Gebrechen    abwechselnd    zu  erzeugen. 

Daher  beschwöre  ich  E  E.  k  k.  H  H.,  fest  an  dem  Bedürfniß  einer 
wahren  u.  gründlichen  Liquidation  zu  halten  u.  sich  durch  nichts  in  der 
Ueberzeugung  irre  machen  zu  lassen,  daß  nur  so  die  Ordnung  hergestellt 
werden  kann,  u.  daß  uns  Herstellung  der  Ordnung  so  unentbehrlich  ist, 
als  die  Luft  zum  Athmen. 

E  E.  k  k.  H  H.  werden  mir  die  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen, 
daß  ich  stets  die  nehmliche  Sprache  geführt  habe. 

Wenn  ich  dieser  Sprache  heute  ein  ernsteres  Gewicht  gebe,  so  liegt 
die  Ursache  davon  in  der  Ueberzeugung,  daß  das  Uebel  einen  Höhe- 
punkt erreicht  hat,  der  den  Aufschub  des  Heilverfahrens  zu  einer  Ge- 
wissenssache macht.  Daher  habe  ich  mein  Gewissen  von  jeder  Schuld 
eines  Mangels  an  unbedingter  Freymüthigkeit  befreyen  müssen  u.  lege  mein 
Glaubensbekenntniß  in  E  E.  k  k.  H  H.  Hände,«  (Entwurf  von  Metternichs 
Hand.  St.  A.)  —  Erzherzog  Ludwig  ließ  aber  gegenüber  dem  Erz- 
herzog Franz  Karl  die  Äußerung  fallen,  er  könne  trotz  mehrmaligem 
Durchlesen  die  Denkschrift  Metternichs  nicht  verstehen.  (Wertheimer 
[Oesterreichische  Rundschau,  X,  114].)  —  Das  Defizit  stieg,  weshalb 
B.  Eichhoff,  im  November  1840,  um  seine  Enthebung  als  Präsident  der 
Hof  kammer  ansuchen  mußte.  (Stern,  V,  78  ff.) 

*i')  (47)  Nachgelassene  Papiere,  VI,  216. 

*!')  (47)  Oesterreichischer  Beobachter  (Nr.  64)    vom  4.  März    1848. 

*'■*)  (48)  Siehe  Beidtel-Huber,  II,  387  u.  a. 

*i5)  (48)  Siehe  u.  a.  Metternichs  Brief  an  seine  Tochter  Leontine 
Gräfin  Sändor,  dd.  Feldsberg,  20.  März  1848.  (Nachgelassene  Papiere 
VIII,   142.) 

316)  (49)  Nachgelassene  Papiere,  VIII,  116.  (Tagebuch  der  Fürstin 
Melanie,  Dezember  1851.)    »II  parait  que  personne  —   so  heißt  es  in  der 


*)  Vgl.  u.  a.  Metternichs  Schreiben  an   den  Grafen  Clam-Martinitz, 
vom  22.  August  1837.  (Nachgelassene  Papiere,  VI,  216.) 


nicht  verötfentlichten  Fortsetzung  dieser  Aufzeichnung  —  ne  le  (Erz- 
herzog Ludwig)  consulte  sur  rien,  et  cependant  c'est  le  seul  qui  con- 
naisse  la  Monarchie  et  qui  sache  positivement  ou  sont  ses  foiblesses,  de 
meme  que  lui  seul  de  toute  la  famille  connait  les  immenses  ressources 
de  l'ancienne  Monarchie  .  .  .«  (Plass.) 

2'')  (49)  Nachgelassene  Papiere,  VII,  603  ff.  • 

218)  (4g)  Kaiser  Ferdinand  an  Metternich,  dd.  Wien,  18.  März  1848. 
(Ibidem  VII,  604.) 

Graf  Hartig  hatte  dieses  Kabinettschreiben  verfaßt  und  dem  Kaiser 
mit  folgenden  Bemerkungen  unterbreitet:  ».  .  .  Gern  hätte  ich  dabei  auf 
einen  öffentlichen  Beweis  der  Anerkennung  der  großen  vom  F.  Metter- 
nich durch  eine  lange  Reihe  von  Jahren  geleisteten  Dienste  durch  die 
vom  h.  seligen  Kaiser  schon  beabsichtigte  Erhebung  zum  Herzoge  von 
Plass  angetragen  und  ersuchte  daher  den  St.  R.  Freiherrn  von  Pilgram  um 
die  Mittheilung  des  darauf  sich  beziehenden,  bei  ihm  befindlichen  Acten- 
stückes,  worauf  ich  den  a.  u.  angeschlossenen  Zettel*)  erhielt.  Ich  muß 
zu  meinem  Bedauern  gestehen,  daß  ich  gegen  seine  Ansicht  nichts  ein- 
wenden kann.  Ich  glaube  daher,  daß  eine  jede  öffentliche  Anerkennung 
für  den  Fürsten  Metternich  einem  günstigeren  Zeitpunkte  vorzubehalten 
wäre,  indem  ich  wünsche,  daß  die  Aufregung  bald  einer  ruhigen  Be- 
sinnung Platz  mache.«  (Votum  Hartigs  vom  17.  März  1848,  den  Rücktritt 
Metternichs  betreffend.  Staatskonferenz,  Z.  640  ex  1848.  St.  A.) 

Beilage. 

Baron  Pilgram  an  Graf  Hartig. 

E.  E.  bitte  ich  nach  reiflicher  Überlegung,  den  Antrag  wegen  des 
bewußten  Herzogstitels  vor  der  Hand  fallen  zu  lassen.  Der  Kopf  muß 
das  Herz  leiten,  und  der  Meinige  sagt  mir  —  salvo  meliori  —  daß  jene 
Titulirung  eine  Provocation  des  Volkes  wäre,  das  den  großen  Mann 
verkannt  hat.  Der  wilde  Stier  ist  zwar  nicht  zu  achten;  aber  man  muß 
ihm  aus  dem  Wege  gehen. 

Sit  venia  verbo.  Pilgram. 

D.  16/3  ^. 

219)  (49)  Hübners  Schreiben  an  den  Herausgeber  der  Nachgelassenen 
Papiere,  Wien,  26.  Mai  1883.    Nachgelassene  Papiere,  VIII,  626.) 

220)  (4g)  ».  _  .  Je  dois  ajouter  qu'avant  notre  depart  Hügel  avait 
demande  ä  l'archiduc  Louis  et  ä  son  chambellan  pour  le  rappeller  ä 
l'archiduc  de  donner  les  ordres  necessaires  afin  que  la  troupe  qui  est  ä 
Nicolsbourg,  nous  protegea  en  cas  de  danger.  Rien  n'a  ete  dit,  rien  n'a 
ete  commande;  il  est  parti  comme  un  malfaiteur  et  personne  ne  songe 
ä  le  proteger  .  .  .«  (Tagebuch  der  Fürstin  Melanie  [Plass].)    Einzuschalten 

*)  Beilage. 
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(Nachgelassene  Papiere,  VIII)  S.  3,  letzte  Zeile  zwischen  »Gerüchte«  und 
»Hügel«. 

221)  (50)  Dies  erhellt  so  recht  aus  folgenden  Tagebucheintragungen 
der  Fürstin  Melanie: 

Juni  1848.  »Cette  famille  imperiale  ne  l'a  (Metternich)  jamais  aime. 
jamais-apprecie.  Ils  ne  savaient  pas  ces  imbecils,  ce  qu'il  etait,  et  pen- 
dant  leur  temps  de  bonheur  souvent  il  les  a  genes.  Je  me  rappellerai 
toujours  que  l'archiduchesse  Sophie  m'a  dit  ä  Nice,  il  y  a  quelques 
annees,  qu'il  ne  fallait  jamais  croire  que  les  individualites  fissent  quelque 
chose,  qu'EIle  avait  toujours  vu  qu'un  homme  remplacait  un  autre  sans 
que  cela  fit  une  grande  difference  dans  le  monde!  .  .  .  Cela  m'a  toujours 
prouve  ce  que  j'avais  ä  attendre  de  cette  reconnaissance  —  mais  je  ne 
croyais  pas  qu'ils  fussent  capables  de  l'abandonner  avec  cette  lächete 
personnelle  —  ils  doivent  avoir  honte  d'eux-memes.  Si  le  13  on  avait 
demande  sa  tete  pour  le  porter  sur  l'echafaud,  ils  auraient  souscrit  son 
arret  de  mort.  Depuis  quelques  phrases  de  politesse,  rien  de  plus.  Pas 
un  d'entre  eux  ne  sent  encore  aujourd'hui  qu'ils  se  perdent  parce  qu'ils 
ne  viennent  pas  ä  lui.  II  se  sentit  foule  par  un  sentiment  de  devoue- 
ment  qui  ne  s'effacait  jamais  en  lui,  il  fait  partir  un  homme  de  confiance 
pour  leur  porter  quelques  paroles.  On  ne  fait  pas  meme  venir  cet 
homme,  et  excepte  Bombelies,  personne  ne  lui  adresse  une  parole. 
personne  ne  sent  le  besoin  de  recourir  ä  cette  tete  qui  avait  tout  prevu, 
qui  leur  avait  prophetise  ce  que  leur  manque  d'action  amenerait.  On 
s'entoure  de  canailles  et  si  on  pense  ä  lui,  c'est  comme  ä  un  meuble 
use,  dont  on  ne  se  soucie  pas.  Personne  ne  lui  a  demande  seulement  s'il 
avait  de  quoi  vivre,  et  on  le  laisserait  mourir  dans  la  misere  si  l'occasion 
s'en  presenterait.  Comment  des  gens  comme  ceux-lä  peuvent-ils  compter 
sur  un  devouement  quelconque,  quand  celui  de  pres  de  40  ans  de  Service 
—  et  de  quels  Services  —  est  recompense  ainsi??  Souvent  je  me 
demande  si  au  cas  que  Dieu  rende  les  choses  supportables  dans  le  cou- 
rant  de  ma  vie,  si  je  puis,  si  je  dois  mettre  mes  enfants  dans  une 
pareille  galere,  s'il  vault  la  peine  de  sacrifier  les  vies  et  les  existences 
pour  des  ingrats  de  cette  force  lä.  Que  Dieu  leur  pardonne  et  me  donne 
ä  moi  la  force  de  ne  pas  penser.  Jamais  nous  n'en  parlons,  mais  quand 
je  vois  qu'il  sent  cela  —  et  comment  ne  le  sentirait-il  pas?  —  cela  me 
fait  tressaillir.«  (Vgl.  damit  die  deutsche  »Übersetzung«!!!  Nachgelassene 
Papiere,  VIII,  26.) 

November  1849.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  72.  Zu  Anfang.) 
Tout  ce  que  dit  Leontine,  est  triste  et  qui  plus  est,  honteux,  Felix 
(Schwarzenberg)  convient  de  sa  foiblesse  et  de  son  impuissance  tout  en 
louant  beaucoup  l'empereur.  L'archiduchesse  (Sophie)  a  parle  longtemps 
ä  L6ontine,  mais  ce  qui  ressort  de  la  conversation,  se  reduit  au  reproche 
d'avoir  appuye    le    regne    de    l'empereur  Ferdinand    au    Heu   d'avoir  mis 
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Prancois-Charles  sur  le  throne  apres  la  mort  de  Tempereur  Fran^ois. 
Faut-H  etre  borne  pour  ne  pas  reconnaitre  encore  aujourd'hui  le  mise- 
rable caractere  de  Fran9ois-Charles  et  trouver  dans  le  soutien  de  la 
legitimite  le  tort  de  ne  pas  avoir  sauvd  la  Monarchie  par  un  moyen  qui 
parait  clairement  etre  celui  qui  eüt  mene  l'etat  ä  une  perte  plus  süre  et 
plus  prompte  encore!« 

November  1849  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  74.  Ende  des  dritten 
Absatzes).  »On  veut  ä  Vienne,  moitie  par  ignorance,  moitie  par  calomnie, 
accrediter  le  bruit  que  la  peur  nous  a  fait  partir,  et  nous  a  accompagnes 
pendant  tout  notre  voyage.  Quant  ä  moi,  j'ai  vu  ä  Vienne  qu'on  tenait 
ä  notre  depart  pour  avoir  les  mains  libres  —  d'abord  les  agitateurs, 
parce  qu'ils  savaient  que,  M''  de  Metternich  parti,  ils  feraient  ce  qu'ils 
voudraient,  et  les  gens  au  pouvoir  et  ä  la  cour,  parce  qu'ils  etaient  per- 
suades  que  lui  parti.  ils  deviendraient  des  grands  hommes.  La  foule  qui 
nous  vit  traverser  Vienne,  se  rejouit  de  son  facile  succes,  et  loin  de 
nous  arreter,  ils  nous  eussent  cherche  des  chevaux  pour  presser  notre 
depart.  Nous  n'avons  ete  renvoyes  de  Feldsberg  que  parce  qu'on  trouvait, 
que  nous  y  etions  trop  pres.  Ce  sentiment  etait  egal  parmi  les  mau- 
vais  et  parmi  les  aveugles;  mais  ce  ne  sont  que  ces  derniers  qui  ont  ete 
coupables.  Aujourd'hui  pour  sauver  leur  honneur,  ils  veuillent  nous 
accuser  de  foiblesse  —  mais  personne  ne  croira  ä  cette  nouvelle  noir- 
ceur,  pas  plus  qu'aux  autres.  Nous  avons  quitte  Vienne  sans  peur.  II 
n'y  avait  rien  ä  craindre.  II  y  avait  le  choix  entre  sauver  la  Monarchie 
ou  la  perdre  —  on  a  prefere  la  perdre.  .  .  .  Nous  ne  sommes  partis 
qu'apres  nous  etre  assures  par  nous  memes  et  de  la  maniere  la  plus 
claire  que  c'etait  la  famille  toute  entiere  qui  voulait  etre  libre  d'agir 
contre  la  volonte  de  celui  qui  avait  ete  pendant  pres  de  50  ans  son 
fidele  serviteur  et  son  conseiller  consciencieux.  Nous  etions  prets  ä 
partager  leurs  dangers,  surtout  ä  les  leur  eviter;  ils  ont  refuse  les 
moyens  d'eloigner  le  danger,  et  ils  ont  refuse  de  plus  de  nous  voir  par- 
tager leurs  peines.  —  —  — « 

September  185 1.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  106.  Ende  des  vor- 
letzten Absatzes.)  >En  revanche  Therese  m'ecrit  d'Ischl  une  conversation 
qu'elle  a  eue  avec  l'archiduchesse  Sophie  pendant  laquelle  cette  bonne 
princesse  a  ose  dire  que  Clement  avait  sacrifie  la  Monarchie  en  voulant 
etablir  une  fiction  parfaitement  impossible  —  un  triumvirat  qui  ne  pou- 
vait  s'entendre  et  qui  restant  sans  arbitre,  devait  representer  une 
nullite  etc.  Ces  choses  lä  fönt  fremir.  Comment  cette  femme  apres  ce 
qui  s'est  pass6  en  48  peut-elle  encore  reprocher  qu'on  n'ait  pas  fait 
empereur  son  mari  qui  de  toutes  les  nullites  6tait  la  plus  dangereuse, 
parce  qu'il  n'a  pas  de  principe    et    ne    sait    dire  que  des  mensonges  .  .  .« 

25.  September  1851.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  iii.  Ende  des 
vierten  Absatzes.)    »La  premiere    figure  embarrassee,    mais  assez  imper- 
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tinente  qui  m"a  apparue,  fut  celle  de  Fritzel  Auersperg,  ä  laquelle  sa 
Position  de  confidente  de  la  mere  de  Tempereur  donne  une  assurance 
qu'elle  etait  bien  loin  d'avoir  il  y  a  quelques  annees.  Elle  cachait  sous 
des  paroles  doucereuses  la  mission  d'espionnage  qu'elle  voulait  remplirl 
Je  vis  des  le  premier  abord  oü  eile  voulait  en  venir,  et  sachant  parfaite- 
ment  que  chacune  de  mes  paroles  serait  repetee,  je  lui  dis  que  j'avais 
entendu  avec  etonnement  qu'on  disait  ä  la  cour,  ,que  nous  avions  quitte 
Vienne  en  mars  48  parceque  nous  avions  eu  peur'.  Que  c'etait  une 
calomnie  qui  ne  pouvait  rester  sur  la  venerable  tete  du  serviteur  le  plus 
fidele  et  le  plus  devoue  de  la  famille  de  l'empereur  Francois,  que  nous 
n'avions  quitte  Vienne  que  quand  on  nous  avait  fait  dire  de  partir,  et 
quand  il  ne  nous  a  ete  que  trop  clair  que  c'etait  contre  J\I.  de  Metter- 
nich  que  tout  le  coup  avait  ete  monte,  et  qu'on  ne  voulait  que  se  debar- 
rasser  de  lui;  que  j'etais  en  general  douloureusement  peinee  de  voir  qu'ä 
la  cour  on  convenait  hautement  aujourd'hui  d'avoir  ete  contre  rhomme 
qui  avait  sacrifie  son  existence  ä  la  Monarchie;  que  je  n'avais  cesse 
depuis  3  ans  de  chercher  ä  faire  disparaitre  ä  l'Etranger  la  conviction  que 
c'etait  la  cour  elle-meme  qui  avait  appelle  et  protege  la  revolution,  mais 
qu'il  devenait  impossible  de  continuer  ce  röle  quand  M^  l'archiduchesse 
disait  elle-meme  qu'elle  avait  ete  contre  l'ancien  Systeme,  et  quand  eile 
fait  croire  que  ML.  de  Metternich  n'a  soutenu  l'empereur  Ferdinand  et  ses 
droits  ä  la  couronne  que  par  ambition  personnelle;  que  pour  moi  qui  avait 
ete  la  compagne  de  sa  vie,  je  savais  quelles  avaient  ete  ses  intentions, 
et  que  n'ayant  pu  s'appuyer  sur  personne  de  la  famille  Imperiale,  con- 
naissant  les  capacites  de  chacun,  son  seul  espoir  etait  de  remettre  la 
Monarchie  intacte  dans  les  mains  du  jeune  empereur,  et  que  pour  arriver 
ä  cela,  il  ne  fallait  plus  que  14  mois,  comme  l'avait  prouve  la  triste 
experience.  Que  ceux  donc  qui  n'avaient  pas  seconde  ce  projet,  avaient  ete 
bien  coupables,  car  certes  la  couronne  que  le  jeune  empereur  porte 
aujourd'hui.  ne  vault  pas  celle  qu'il  pouvait  porter  sans  la  revo- 
lution. 

Les  reponses  de  la  petite  Auersperg  etaient  toujours  les  memes, 
toujours  et  partout  on  voit  que  l'archiduchesse  et  tout  ce  qui  lui  appar- 
tient,  ne  peuvent  pardonner  que  l'archiduc  Francois  n'ait  pas  ete  empe- 
reur au  lieu  de  son  frere.  Comment  apres  ce  qui  s'est  passe  et  les  com- 
promissions  dont  il  s'est  rendu  coupable,  peut-on  encore  se  livrer  d'aussi 
mauvaise  foi,  ä  des  si  incroyables  illusions?  .  .  .«: 

Oktober  1851.  (Nachgelassene  Papiere,  'VIII,  112.  Ende  des  dritten 
Absatzes.)  »Elle  (Prinzessin  Amalie  von  Schweden)  aussi  me  dit  de 
certaines  choses  assez  piquantes  sur  ce  qu'on  n'avait  pas  prevu  la  revo- 
tion  etc.,  assertion  que  dementent  toutes  les  propositions  faites  ä  la  cour 
par  mon  mari  depuis  20  ans.  Je  n'ai  pu  m'empecher  de  lui  dire  ä  peu 
pres  ce  que   j'avais  adresse  ä  Fritzel  Auersperg,  mais  y  ajoutant  encore 
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de  certains  faits  assez  frappants  et  qua  j'ai  recueillis  de  la  bouche  du 
comte  de  Montbel  dont  la  veracite  n'est  pas  douteuse.  Entr6  en  ville  las 
Premiers  jours  de  Mars  et  ayant  ä  parier  avec  rimperatrice  Marianne, 
il  trouva  le  g  ou  le  lo  toute  sa  cour  reunie,  et  attendant  le  moment  du 
diner,  je  crois,  frappe  de  quelques  propos  fort  extraordinaires  sur  la  poli- 
tique  du  jour,  Montbel  dit  ä  ce  cercle:  ,Mais  qu'est  ce  qui  vous  fait 
juger  aussi  severement  sur  le  gouvernament  actuel,  qu'est  ce  qui  manque 
ä  la  tranquillite  et  au  bien-etre  de  l'Autriche?'  On  lui  repondit  sans 
fa9on  et  dans  le  salon  de  l'imperatrice:  »Ecoutaz  donc,  si  nous  parvenons 
ä  nous  debarrasser  de  M^  da  Metternich,  je  crois  que  nous  pourrons 
nous  en  feliciter  tous.'  Peu  da  jours  apres  le  13  de  mars,  M^  Estarhazy 
ma  disait  ä  moi-meme  .  .  .  (Siehe  Eintragung  vom  12.  März  1848,  S.  37.) 
,C'ast  Louis  Szechenyi,  grand-maitre  de  l'archiduchessa  Sophie  qui  Fa 
dit  ä  mon  mari.'  D'apres  ces  faits  il  est  assez  clair  que  la  cour  savait 
ce  qui  devait  sa  passer,  et  que  certainament  alle  n'a  rien  fait  pour  sou- 
tanir  l'homme  qui  pouvait  etre  ragarde  comma  le  principe  da  l'ordre. 

La  princasse  Amelie  ne  cachait  pas  plus  que  Fritzel  son  opinion 
que  Tampareur  Ferdinand  etant  incapable  de  regner,  il  fallait  l'archiduc 
Fran9ois  comme  Souverain  parfaitement  fort  et  sense.« 

5.  Oktober  1851.  (Nachgelassene  Papiere,  VIII,  113.  Zum  Schluß.) 
»Mais  il  (Fürst  Metternich)  fut  frappe  de  sa  (der  Erzherzogin  Sophie) 
mauvaisa  humeur  contre  moi,  qu'elle  ne  lui  a  pas  meme  cachea.  II  est 
evident  que  mes  conversations  avec  Fritzel  et  la  princasse  Amelie  ont 
ete  rapportees,  et  qu'on  m'en  veut  pour  cela;  j'avoue  qu'ä  tout  prandre. 
je  n'en  suis  pas  fachee.  Felix  Schwarzanbarg  m'envoya  Rachberg  la  5 
pour  me  dire  que  l'archiduchessa  disait  que  je  tanois  des  propos  incon- 
vanants,  et  il  m'avertit  de  me  tenir  sur  mes  gardes  parcequ'on  rapportait 
avec  malveillance  chacune  de  mes  paroles  .  .  . 

Comme  j'etais  moi  sur  le  tarrain  de  la  verite,  j'etais  moins  em- 
barrassee  que  l'archiduchesse  qui  me  recut  d'abord  en  tombant  dans  mes 
bras.  Je  lui  dis  que  je  regrettais  que  le  moment  que  i'avais  tant  desir6  et  qui 
etait  anfin  venu  de  la  revoir,  fut  trouble  par  la  crainta  de  lui  avoir  deplue 
ou  plutot  d'avoir  ete  calomniee  ä  ses  yaux.  Que  je  n'avois  parl6  depuis  mon 
retour  qu'ä  la  princesse  Auersperg  et  ä  la  princasse  de  Suede,  que  ses  rap- 
ports  contre  moi  ne  pouvaient  venir  que  de  lä,  ce  qu'Elle  nia  en  me  disant 
qu'Elle  avait  dejä  scu  de  .  .  .  (unleserlich),  que  je  disais  des  choses  in- 
convenantes  lä.  Je  repondis  qua  d'abord  le  mot  de  chosas  inconvenantes 
na  pouvait  ma  toucher  parceque  personne  ne  paut  douter  de  mon 
devouement  pour  toute  la  famille  imperiale,  qu'il  y  avait  des  choses  que 
mon  honneur,  surtout  celui  de  mon  mari,  me  defandait  de  passer  sous 
silence;  que  quand  on  voulait  faira  croira  au  public  que  nous  avions 
quitte  Vienne  parceque  nous  avions  peur,  c'etait  une  calomnie  infame, 
que  mon  mari  ayant  promis  ä  l'empereur  Fran9ois    sur    son   lit  de  mor 
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de  ne  pas  abandonner  sa  famille,  il  se  füt  laisse  dechirer  pour  eile  le 
13  et  le  14  de  mars,  et  toujours,  et  que  nous  n'avons  quitte-Vienne  que 
quand  on  nous  avait  intime  de  la  part  de  l'archiduc  Louis  sans  que 
personne  ä  la  cour  s'y  opposa,  de  nous  en  aller.  Que  la  seconde  chose 
que  je  ne  pouvais  entendre  de  sang  froid,  etait  le  reproche  que  Mi.  de 
Metternich  n'avait  pas  prevu  la  revolution,  puis-qu'il  avait  6te  traite  par 
toute  la  famille  comme  un  radotteur,  pour  l'avoir  annonce  15  ans  d'avance, 
et  que  tant  de  papiers  de  la  chancellerie  de  l'Etat  prouvaient  ä  l'evidence 
ce  qu'il  avait  preche  pour  chercher  ä  eviter  ce  danger  eminent. 

Alors  eile  me  dit:  ,Ce  que  je  reproche  ä  votre  mari,  c'est  d'avoir 
voulu  une  chose  impossible  qui  etait  celle  de  mener  la  Monarchie  sans 
un  empereur,  et  avec  un  T 1,  representant  de  la  couronne.' 

, Mais  Madame,  qui  etait  donc  lä  pour  remplacer  celui-lär'  Elle  doit 
bien  savoir  depuis  les  dernieres  annees  si  un  autre  eüt  ete  plus  fort. 
Elle  se  mordit  la  langue  et  repondit  —  ,oui,  le  reproche  qu'il  y  a  ä  faire, 
c'est  que  celui  qui  etait  ne  avec  des  qualites  süffisantes  pour  regner, 
n'ait  pas  ete  eleve  ä  cela  et  qu'on  a  perdu  ces  dispositions  fort 
heureures.' 

,Mais  Madame,  ce  tort  lä  ne  pouvait  etre  impute  ä  M^  de  Metter- 
nich, et  il  est  injuste  de  le  lui  faire!' 

Alors  eile  appuya  beaucoup  sur  Timpossibilite  de  faire  aller  les 
choses  avec  des  ministres  qui  ne  s'entendaient  pas,  et  un  archiduc  Louis 
sans  caractere  et  sans  force  —  cela  devait  tomber  et  on  aurait  du  le 
voir  des  le  debut. 

jMais  Madame,  14  mois  apres  on  avait  un  souverain  fort,  auquel  on 
pouvait  remettre  une  Monarchie  intacte  qui  n'etait  pas  abimee  comme 
eile  l'a  ete  par  la  revolution,  qu'il  pouvait  affermir  avec  les  anciennes 
antiques  historiques  institutions;  il  ne  fallait  que  14  mois  pour  en  arriver 
lä  —  et  rhonneur  d'avoir  reg6nere  la  Dynastie,  j'allais  dire  des  benedic- 
tions  comme  celles  de  la  Sainte  Vierge,  vous  revenaient  de  droit,  ä  vous 
qui  aviez  rendu  au  monde  le  bienfait  d'un  Souverain  brillamment  ne  et 
eleve  comme  il  devait  l'etre  pour  donner  le  bonheur  ä  son  peuple.' 

A  partir  de  lä,  notre  conversation  a  porte  sur  toute  espece  de 
choses.« 

222)  (50)  Graf  Hartig  hatte  sich  auch  dem  Fürsten  Metternich 
gegenüber  nicht  als  den  Verfasser  der  Genesis  bekannt;  doch  dürfte  es 
dem  alten  Staatskanzler  nicht  schwer  gefallen  sein,  den  wahren  Namen 
zu  erraten.  Folgende  Stellen  aus  Hartigs  Briefen  seien  hier  angeführt 
(Plass): 

Wien  18.  November  1849.  >.  .  .  Ein  kürzlich  in  Leipzig  erschie- 
nenes Werk  , Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich",  worin  ein  Unge- 
nannter den  schimpflichen  Undank  gegen  E.  D.  scharf  rüget  und  so 
manche    oft    von     Ihnen    gesprochene,    weise,    zeitgemäße    und    staats- 
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männische  Worte  Ihren  Verkennern  und  Verläumdern  vorhält,  hat  hier 
gegen  alle  Erwartung  eine  günstige  Aufnahme  gefunden  .  .  .« 

Wien,  29.  Mai  1850.  ».  .  .  Das  Publicum  .  ,  .  stellt  Vergleiche 
zwischen  dem  ehedem  und  dem  jetzt  an,  welche  nicht  zu  Gunsten  des 
Letzteren  ausfallen.  Daraus  läßt  sich  auch  der  wirklich  unerwartete 
Eindruck  erklären,  welchen  das  von  E.  D.  so  günstig  beurtheilte 
Büchlein  »Die  Genesis  u.  s.  w.«  hervorgebracht  hat/'')  Die  zweite  Auflage 
ist  bereits  vergriffen  und,  was  vorzüglich  überrascht,  die  Person,  welche 
man  allgemein  als  den  Verfasser  bezeichnet,  ist  dadurch  nicht  mißliebiger 
geworden,  sondern  hat  in  den  Augen  des  Publicums  gewonnen.  Hätte 
der  Verfasser  das  Buch  mit  seinem  Namen  in  die  Welt  geschickt,  so 
würde  dasselbe  entweder  gar  nicht,  oder  wegen  des  Namens  schon  mit 
vorgefaßter  Meinung  gelesen  worden  sein  und  deßhalb  keine  solche 
Wirkung  gehabt  haben.  Vielleicht  findet  sich  der  Autor  zu  einer  dritten 
Auflage  mit  einigen  Zusätzen  und  Erläuterungen  bestimmt,  in  welchem 
Falle  er  sich  gewiß  beeilen  wird,  E.  D.  ein  Exemplar  zu  über- 
mitteln.   —  —  —  —  —  —  —  —  —  —  —   —  —  —  —   —  — 

Über  den  Verfasser  der  Schrift  ,Die  n.  oe.  Landstände  u.  s.  w.' 
habe  ich  erfahren,  daß  ein  gewisser  im  Dienste  des  F.  Liechtenstein 
stehender  B.  Buschmann  es  sei;  es  sollen  ihm  jedoch  die  Daten,  Ge- 
danken und  Worte  durch  ein  Comite  der  vormärzlichen  n.  oe.  Stände 
geliefert  worden  sein;  die  Zuverläßlichkeit  dieser  Auskunft  kann  ich  aber 
nicht  verbürgen;  ich  hatte  sie  absichtlich  nicht  umständlicher  erörtern 
wollen;  jedenfalls  ist  sie  wahrscheinlicher  als  die  Gerüchte,  welche  Stifft, 
Kleyle  oder  Andrian  als  den  Verfasser  nennen  .  .  .«**) 

Wien  am  15.  November  1850.  ».  .  .  Die  ,Genesis',  deren  dritte 
Auflage  durch  den  Leipziger  Verleger  Ihnen  zukam,  ist  ihrer  Tendenz 
nach  bisher  am  richtigsten  von  einem  Franzosen,  Saint  Rene  Taillandier 
in  der  Revue  des  deux  Mondes  beurtheilt  worden.  Er  hat  den  Sinn  der 
dem  Titel  beigefügten  zwei  Motto-Sätze  ='"'•*)  verstanden  und  sein  Urtheil 
ist  deßhalb  günstiger  ausgefallen,  als  es  die  Arbeit  selbst  sonst  verdienet 
hätte.  Denn  sie  trägt  das  Gepräge,  daß  sie  nur  bestimmt  war,  dem  be- 
klommenen, durch  die  Zeitereignisse  schmerzlich  ergriffenen  Gemüthe 
des  Verfassers  Luft  zu  machen.  Daraus  erklärt  sich  der  mehr  melan- 
cholische als  schneidende  Ton    des  Urtextes.      In    den  Anmerkungen    zu 


*)  Siehe  Seite  124. 
**)    Der    Verfasser    der     Gegenschrift     »Die    niederösterreichischen 
Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich  im  Jahre  1848« 
(Wien,  1850)  war  der  frühere  Landmarschall  von  Niederösterreich,  Graf 
Albert  Montecuccoli. 

***)  Iliacos  intra  muros  peccatur  et  extra. 
Errando  discimus. 
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der    dritten    Auflage    ist    der    Ton    schärfer,    aus    dem     psychologischen 

Grunde,  daß  die  Zeit,  indem  sie  den  Schmerz  mildert,  dem  Urtheile  des 

Verstandes  mehr  Schärfe  gibt  .  .  .« 

Wien,  20.  April  1851. 


Die  »Nachtgedanken  des  Publicisten  Gottheit  Zurecht«*)  dürften 
sich  wohl  schon  in  den  Händen  E.  D.  befinden.  Die  Anrede  an  den 
Leser  deutet  den  Gesichtspunkt  an,  aus  welchem  der  ungenannte  Ver- 
fasser, welchen  die  eigennützige  Indiscretion  des  Verlegers  ganz  unbefugt 
als  jenen  der  »Genesis«  bezeichnet,  die  Schrift  beurtheilt  zu  sehen 
wünscht.  Er  meinet  wohl  nicht,  daß  alle  seine  Ideen,  so  wie  er  sie  dar- 
stellt, in  Ausführung  kommen  sollen,  sondern  seine  Absicht  kann  nur 
sein,  die  Mängel  des  dermaligen  Constitutionalismus  anschaulich  zu 
machen  und  zum  Nachdenken  über  den  Weg  aufzufordern,  welcher 
eingeschlagen  werden  könnte,  um  zwischen  den  Klippen  der  Scylla  und 
Charibdis  unverletzet  durchzukommen.  Eine  oesterr.  Monarchie  mit 
Provinzial-Landtagen,  aus  deren  Mitte  Ausschüsse  vor,  nicht  aber  ent- 
gegen dem  Kaiserthrone  stehen,  ohne  Volksbewaffnung,  ohne  Jury,  ohne 
Recht  der  Steuerverweigerung,  ohne  Fahneneid  auf  die  Constitution, 
ohne  Unverantwortlichkeit  der  Deputirten,  ohne  Anerkennung  einer 
Racen-Absönderung  dürfte  von  einem  Kaiser,  welchem  nebst  allen 
Rechten  der  anderen  constitutionellen  Souveraine  auch  im  Falle  der  Noth- 
wendigkeit  ein  Jubeo  und  die  Dictatur  zustehet,  in  der  Zukunft  nicht 
viel  schwerer  mit  den  durch  den  überwiegenden  Einfluß  der  Höchst- 
besteuerten gewählten  Deputirten,  ja  in  manchen  Beziehungen  noch 
leichter  als  vor  dem  Jahre  des  Unheils  184S  zu  regieren  sein.  Dies 
werden  die  Argus-Augen  der  Democraten  und  der  Nationalfanatiker 
bald  erkennen  und  daher  ihren  Groll  gegen  den  Proponenten  ausgießen. 
Minder  schnell  dürften  die  ihrem  Charakter  nach  gedankenträgeren 
Conservativen  zur  Sonderung  des  Geistes  von  der  Form  der  Vorschläge 
gelangen;  auch  sie  werden  daher  diese  Schrift  vom  Abschnitte  XII  an- 
gefangen verdammen.  Der  Verfasser  mußte  Beides  voraussehen  und  hat 
daher  durch  die  Veröffentlichung  seiner  Gedanken  den  Beweis  geliefert, 
daß  er  von  keiner  Seite  für  sich  etwas  suchet  oder  erwartet. 

Die  englische  Übersetzung  der  , Genesis'  war  nach  einer  von 
London  erhaltenen  Anzeige  im  Laufe  des  vorigen  Monates  noch  nicht 
erschienen « 

Fürst  Metternich  hatte  dem  Grafen  Hartig,  dd.  Brüssel,  29.  Jänner 
1850,  folgendes  geschrieben  (Plass): 

*)  Auch  diese  Schrift  Hartigs  war  anonym  erschienen;  es  findet 
sich  darin  der  Vorschlag  entwickelt,  Österreich  auf  Grundlage  der  Ein- 
heit und  der  Interessenvertretung  verfassungsmäßig  auszugestalten. 
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»Der  Eindruck,  den  die  Genesis  auf  mich  erzeugte,  bedarf  keiner 
Erklärung  von  meiner  Seite;  habe  ich  eine  laut  in  meinem  moralischen 
Sein  ausgesprochene  Richtung,  so  ist  es  die  zur  Wahrheit. 

In  der  Genesis  ist  alles  wahr  und,  beinebst  gesagt,  wie  Wahrheiten 
dargestellt  werden  müssen,  um  das  erbärmliche  Element  des  Klopffechtens 
nicht  aufs  Feld  zu  rufen. 

Daß  die  Genesis  ein  Werk  gediegener  Art  ist,  dieß  beweisen  ihr 
Absatz  und  das  Stillschweigen  der  Organe  der  sich,  als  die  Vertreter 
der  öffentlichen  Meinung,  zwischen  die  wahren  Gefühle  der  Massen  und 
die  Thatbestände  eindrängenden  Verfechter  der  Lüge.  In  England  wird 
eine  Übersetzung  des  kleinen,  aber  inhaltschweren  Werkes  erscheinen. 
Abzunehmen  wüßte  ich  nichts  von  dessen  Inhalt,  zuzusetzen  wüßte  ich 
manches;  in  diesem  Ausspruche  liegt  neben  meinem  persönlichen  Ur- 
theile  zugleich  die  Anerkennung  des  klugen  Sinnes,  welcher  den  Ver- 
fasser der  Schrift  belebte.  Litterarische  Unternehmungen  in  der  Art  der 
Genesis  stehen  naturgemäß  zwischen  dem  ,zu  wenig'  und  dem  ,zu 
viel'.  Das  Erstere  erwächst  meistens  zum  Lobe  des  Unternehmens,  das 
Andere  schlägt  leicht  in  Nachtheil  um,  denn  es  öffnet  der  Kritik  die 
Schranken.  Ich  stelle  mich  hier  auf  einen  Erfahrungssatz,  den  mir  der 
alte  Thugut  —  der  nicht  viel  Gutes  gethan  hat  —  bei  meinem  Eintreten 
ins  Geschäftsleben  zum  Besten  gegeben  hat.  »Dites  vous,  jeune  homme,« 
hat  er  mir  vor  56  Jahren  gesagt,  »que  sur  cent  fois,  on  est  expose  ä 
regretter  99  fois  d'avoir  dit  quelque  chose,  tandis  que  le  regret  ne 
trouvera  prise  qu'une  fois,  oü  lequel  homme  eüt  mieux  fait  de  dire  que 
de  garder  pour  soi.«  (Sic!)  Der  Satz  ist  ein  vollkommen  richtiger,  denn 
das  Nachholen  ist  leichter  als  das  Abnehmen. 

Die  Stellung  im  Reich,  welche  die  Genesis  mit  großer  Milde  im 
Ausdruck  mir  angewiesen  hat,  ist  der  Wahrheit  treu  bezeichnet  .  .  .« 

223)  (jo)  Fürstl.  Metternichsches  Familienarchiv  in  Plass. 

22<)  (50)  Graf  Hartig  an  Fürst  Metternich,  dd.  Wien,  18.  November 
1849.    (Ibidem.) 

225)  (50)  Metternich  an  Münch-Bellinghausen,  dd.  Brüssel,  Oktober 
1849.    (Ibidem.) 

226)  (51)  Siehe  Anm.  163,  S.  83. 

^^')  (51)  Hübners  Brief  an  den  Herausgeber  der  Nachgelassenen 
Papiere,  dd.  Wien,  26.  Mai  1883  (VIII,  S.  626). 

228)  (52)  Ottokar  Lorenz,  Staatsmänner  und  Geschichtschreiber  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  (Fürst  Metternich),  S.  61. 
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